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Ute Laur-Ernst 

Lernziel Kooperativität 
angesichts menschenleerer Fabriken? 

Das Thema nichtfachlich. ("extrafunktional.", "prozeßunab­
hängige

"
, "Schlüael

"
-)QuaIHikationen ist alles andere' als nau_ 

Das . letzte Mal wurde dariiber ausführlich im Zuga der Reform­
ansätze Anfang der 7Der Jahre diskutiert, ohne da� jedoch 
damals der breit. KonMns gefunden worden wäre, der jetzt vor 
dem Hintergrund der zunehmenden Verbreitung computerisier­
ur Arbeitsmittel und Produktionstechniken zu bestehen scheint. 
Neben vielen anderen übargreifel1den Fähigkeiten taucht dabei 
immer wieder die Forderung nach einem Mehr an "Sozielkom­
petenz

"
, "Teamfiihigkeit"; "Kooperativität" oder "Kommunika­

tionsfähigkeit" auf; sozial-kooperatlves Verhalten wird eis 
wichtiges Ziel im Zusammenhang mit der Qualifizierung für die 
neuen Informltionstechniken von jeher benannt. Aber wie ver­
trägt sich dieses Hindrängen auf Kooperation mit der - nicht 
mehr nur künftigen - Vision menschenleerer Fabriken, wie mit 
der Tatsache, daß unmittelbara menschliche Begegnungen durch 
die Informlrtionstechniken weiter reduziert werden? Ist es nicht 
geradezu paradox, in dieser Situation der Koopemivität einen 
so hohen Stellenwert für Ausbildung und Arbeit zuzuweisen? 
Oder soll vialleieht auf diesem Wege die von manchem als eher 
bedrohlich, kalt. wesenriern erlebte Computertechnologie "hu­
mane ..... und damit akzeptabler gemacht werden? Die zu beob· 
achtende WidersplÜchlichkeit fordert heraus, sich erneut mit 
diesem wergreifenden Lernziel zu befassen. 

1 Anmerkungen zum Warum 

Das beginnt mit der Frage nach den Gründen für die Förderung 
kooperativen Verhaltens. Ich halte sie grundsätzlich (mit oder 
ohne neue TeChnologie) für ein zentrales Anliegen jeder guten 
Berufsbildung (LAUR-ERNST, 19B4, S.1101f). In Anlehnung 
an das erste Axiom von WATZLAWICK,BEAVIN undJACKSON 
(1969, S.50f) über die Unmöglichkeit, nicht zu kommunizie­
ren, läßt sich die konstitutive B9cleutung sozial-kooperativer 
Beziehungen in allen Bereichen menschlichen Lebens postulieren. 
Ohne sie geht nichts. Folglich müßte es selbstverständlich sein, 
die hierfilr notwendigen Einsichten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
jedem zu vermitteln. Daß sich unser Bildungssystem (unsere 
Gesellschaft) über Jahrzehnte hinweg gegenläufi9 verhalten und 
primär Konkurrenzdenken und Selbstdurchsetzung positiv sank­
tioniert hat, erschwert den gegenwärtigen Umorientierungs­
versuch. 
Neben der genannten grundleg�nden Legitimierung für Koope­
rativität gibt es eine Reihe spezieller und dabei sehr unterschied­
licher Gründe, sich für dieses Qualifikationsziel auszusprechen, 
die in einem engen Zusammenhang mit dam technischen Wandel 
stehen. DiDSe sind: 

1) Die "Lust" an einem hohen Planungsniveau und an zentrali­
sierten, bürokratischen Lösungen wird durch die neuen Techniken 
nicht unbedingt gedämpft. Bürocomputer, Warenwirtschafts­
systeme oder CNCWerkzeugmaschinen lassen sich 91eichermaßen 
in hierarchisch-taylorisierte und partizipativ-mitverantwortende 
Arbeitsstrukturen einfügen (vgl. HIRSCH-KREINSEN & 
SPRINGER, 19B4 oder MANSKE & WOBBE-OHLENBURG, 
19B5); und welche Organisationskonzepte sich letztlich durch­
setzen, ist kaum zu prognostizieren. Neue integr1!tive Techniken 
in der Fertigung (CAD/CAM, CIM) oder verzweigte Daten- und 
Kommunikationsnetze im kaufmännisch-verwaltenden Bereich 
eröffnen überdies bisher ungeahnte Möglichkeiten für R1!tiona­
lisierung und Substitution menschlicher Arbeit. Wozu eigentlich 
in diesen Fällen ein kooperatives Verhalten fördern? 

Dem ist entgegenzuhalten: Auch ein noch 50 durchorganisiertes, 
technisch ausgelegtes Arbeitssystem kommt ohne ein Mindestmaß 
an kooperativer Haltung der (verbliebenen) Beschäftigten nicht 
aus_ Es wird letztlich durch sie in Gang gehalten, Planungslücken 
werden von ihnen eigenständig geschlossen, Überwachung und 
Instandhaltung der technischen Anlegen durchgeführt, präven­
tive Maßnahmen bei Abweichungen ergriffen usw. All dies setzt 
die Bereitschaft zur Kooperation im Betrieb voraus. 
2) Menschliche Spontaneität, Improvisation und rasches, flexi­
bles I nteragieren werden ganz besonders in Ausnahmesituationen . 
gebraucht_ Dann sind gemeinsames Zupacken, wechselseitige 
Unterstützung, dn abgestimmte Einbringen der eigenen Kompe­
tenz gefragt. Vor diesem Hintergrund bedeutet die Befürwortung 
sozial·kooperativen Verhaltens in erster linie eine vorsorgliche 
Sicherheitsmaßnahme, um auf plötzliche Dysfunktionalitäten 
im Arbeits- oder Produktionsprozeß besser reagieren zu können: 
Kooper1!tivität für den Problem- und Notfall. 

3) Angesichts der zunehmenden Komplexität und Multifunk­
tionalität computerisierter Ferti9ungs- und Kommunikations­
anlagen stellen sich deren sachgerechte Bedienung, intensive 
Nutzung sowie ihre Wartung und Instandhaltung häufig als ein 
nicht mehr individuell lösbares Qualifikationsproblem heraus. 
Erst durch die Bündelung sich ergänzender Kompetenzen ver­
schiedener Personen wird das gewünschte Qualifikationsspektrum 
gebildet. So wird Teamarbeit zu einem Sachzwang. Ähnlich 
verhält es sich mit der technikbedingten Vielfalt in der Produk­
tionSgestaltung und der mit ihr einhergehenden Forderung nach 
maßgeschneiderten Lösungen_ Beides bewirkt einen wachsenden 
Innovationsbedarf auf verschiedenen Arbeitsebenen, der indivi­
duell nicht mehr zu erfüllen ist. Die Gruppe bietet die bessere 
Chance. 

4) Daneben gibt es Betriebe/Organisationen, die - im Sinne der 
Thesen von KERN & SCHUMANN (19B4) über Dezentralis!e­
rungstendenzen, Ansätze zur Reintegration von Arbeit und über 
erhöhte Qualifikationsanforderungen sowie Verantwortl ichkeiten 
der Beschäftigten - kooperative Arbeitsformen in Verbindung 
mit den nauen Techniken bevorzugen_ Teilautonome Fertigungs­
gruppen werden gebildet, Arbeitskreise für bestimmte Problem­
lösungen installiert; ein sozial-konstruktives Klima gilt als 
wesentliche Komponente einer guten Personalführung_ Die orga­
nisatorischen Entscheidungen orientieren sich an dem Prinzip, 
humane Arbeitsbedingungen mit ökonomischen Zielvorstellun­
gen in Einklang zu bringen_ Daneben mag sich die positive Hin­
wendung zum Lernziel Koop.erativität in den letzten Jahren 
auch aus der beobachteten Expansion der japanischen Wirt­
schaft herleiten, deren "Erfolgsrezept" z_ T_ in der vorbehaltlosen 
Identifikation der Arbeitenden mit ihrem Betrieb und einer 
hohen Bereitschaft zur Zusammenarbeit zu liegen scheint (Stich­
wort: "Qualitätszirkel"). So werden bei uns zunehmend Maß­
nahmen ergriffen, um Identifikation, soziale Integration und 
Kooperativität der Beschäftigten zu verbessern; ein Beispiel 
hierfür ist die "Lern statt" (vgl. KI RCHHOFF & GUTZAN, 1982 
oder MARKERT, 19B5). 
5) Bisher wurde aus der Perspektive der betrieblichen Qualifika­
tionsnachfrage argumentiert. Was bedeutet die Förderung sozial­
kooperativen Verhaltens demgegenüber für die Beschäftigten 
bzw. die Lernenden? Die eigenen Untersuchungen bei Auszu­
bildenden der Elektrotechnik und Metalltechnik, auf die ich hier 
exemplarisch zurückgreife, haben wiederholt den Mangel an 
kooperativem Lernen und Arbeiten in der Berufsbildung aufge­

'deckt. [1] Die Jugendlichen sind mit dieser Situation unzufrie-
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den und an mehr Zusammenarbeit in Schule und Betrieb inter­
essiert - und das, obwohl Prüfungen und Zensurengebung dem 
entgegenstehen, was sicher einige sozial entmutigt hat, aber die 
Mehrheit nicht. Dies bestätigt die letzte im Zusammenhang mit 
dem Lernen der neuen Technologie (Arbeiten an eNC-Maschi· 
nen) durchgeführte Befragung bei rund 400 Metall-Auszubilden­
den. Immerhin messen 70% von ihnen di!'" Zusammenarbeit 
einen sehr hohen Stellenwert [2] für ihre künhig8 Berufsarbeit 
als Dreher, Universalfräser, Mechaniker USW.lU, obwohl Koope­
rativität gerade bei den s!)Inanden Berufen bisher als ausgespro­
chen unwichtig galt: An den Mnchinen werden "Einzelkämpfer" 

gebraucht - so die traditionsbegründete Auffassung noch vieler 
Ausbilder ur)d Facharbeiter. 
Das starke Motiv der Jugendlichen, sich sozial zu erproben, die 
eigene "Identität" in der aktiven Begegnung mit anderen zu 
finden sowie in dm- Gemeinschaft Geborgenheit und Unterstiit­
zung zu suchen, ist entwicklungsP5ychologisch zu erklären (vgl. 
DÖBERT & NUNNER-WINKlER; 1976 oder LlEVEGOD, 
1981). Im Jugelldalter sind vielfältige soziale Erfahrungen essen­
tiell. (3J 
6) SchtießIi�h sollte auch die Berufsbildung ein eigennälldiges 
Interesse an der Förderung von Kooperativität haben. Gerade 
weil infolge der neuen Informations- und Produktionstechni· 
ken sowohl eine quantitative als auch qualitative Verermung 
zwi$Chenmenschlich..- Beziehungen an vielen Stellen der Ar· 
beitswelt ausgelöst werden kann (z. T. schon wird), sind qualifi­
katorische Gegenmaßnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, den 
Fecharbeiter/Fachangestellten für kooperative Arbeitsformen 
kompetent zu machen, also bei den BeSChäftigten ein abrufbares 
.. Kooperatlonlpotential" zu IChaffen. Die Wechselbeziehung 
zwischen Arbeitsorganisation und Qualifikationsstruktur legt ein 
solches priventives Bildungsverhalten nahe. Ein Verzicht auf die 
Förderung von Kooperativitit in der Beruabildung heute bedeu· 
tet eine Absage an kooperative Arbeitsmodelle in der Zukunft. 
Indem man sich die verschiedenen Gründe für die Befürwortung 
dieses Lernzieles vergegenwärtigt, sieht man, daß Kooperativität 
recht unterschiedlich interpretiert wird, also sich auch da$, WiU 

gelernt werden soll, unterscheidet. Deshalb werde ich im nächsten 
Schritt den Kooperationsbegriff näher analysieren. 

2 Divergierende Interpretationen 'IOn Kooperation 

Das breite Spektrum denkbarer Definitionen von Kooperation 
versuche ich, durch das Herausarbeiten von drei Kategorien zu 
fassen, die jeweils eine typische, für unsere Problemstellung 
relevante Finalisierung kooperativen Verhaltens beschreiben: 
1. die systembezogene, fremdorganisierte Kooperation, 
2. die effizienz- und leistungsbezogene Kooperation und 
3. die zwischenmenschliche: persönlichkeiuförderliche Koope-

ration. 
Eine konsequente Analyse der Wechselbeziehung zwischen 
Mensch, Arbeit und Sozialität liefert der historische Materialis­
mus. HOLZ KAMP rekurriert darauf und schreibt (1975, S. 1371: 
"Die kooperativen gesellschaftlichen Strukturen sind objektive 
K 0 0 p e r  a t i o n  s m ö g I i c h  k e i t e n, die im Zusammen­
hang mit der lebenserhaltung einer bestimmten Gesellungsein· 
heit a u c h  d a n n  b e s t e h e n ,  w e n n  s i e  n i c h t  i n  
w i r k l i c h e r  T ä t i g k e i t  r e a l i s i e r t  sind.Derko­
operative Charakter menschlicher Arbeit ist mithin unabhängig 
davon, ob die kooperi..-enden Menschen gegenseitig füreinander 
anwesend sind, ob sie sich kennen etc. Menschen, die räumlich 
und zeitlich weit voneinander entfernt sind und sich nie gesehen 
haben, können durch gesellschaftliche Arbeit in einer Koopera· 
tionsbeziehung stehen." Auch wenn man die ideologische'Posi. 
tion HOLZKAMPs seinerseits nicht vertritt, so ist doch der von 
ihm beschriebene Tatbestand einer prinzipiellen kooperativen 
Verknüpfung aller Arbeitenden nicht zu bestreiten. In der arbeits· 
teiligen Geiellschaft wird die insgesamt zu leistende Arbeit an 
verschiedensten Orten, zu untenchiedlichen Zeiten, von einer 
Vielzahl von Menschen, die sich nie begegnen müssen, erbracht .

. 

Dieses Modell läßt sich auf das Subsystem eines Betriebes oder 
ein..- Institution übertragen. Auch hier wird arbeitsteilig vorge­
gangen. Mit wachsender Anzahl der Beschäftigten, der Standorte 
der Unternehmung und einer zunehmenden Technisierung der 
Kommunikation werden unmittelbare Kontakte zwischen den 
Mitarbeitern immer unwahrscheinlicher. Das angewandte Orga­
nisationsmodell stiftet den kooperativen Zusammenhang aller 
Beteiligten, ohne daß dieser vom einzelnen direkt erfehrbar wäre; 
man kooperiert "anonym" und ,,abstrakt". 
Voraussetzung für das Funktionieren dieser fremdorganisierten, 
kontaktverarmten Kooperation ist zunächst zweierlei: ein 
kollektives Bewußtsein ("Wir·GefÜhl") und die weitgehende 
Identifizierung des einzelnen mit den überindividuellen (gesell­
schaftlichen oder betrieblichen) Zielen. Jeder Arbeitende muß 
sich im positiven Sinne als Teil der sozialen Einheit begreifen 
und die ihm zugewiesene Aufgabe möglichst gut erledigen _ 

auch dann, wenn sie subjektiv als wenig zufriedenstellend emp­
funden wird. [4J Doch eine positive kooperative Einstellung 
allein scheint heutzutage nicht mehr auszureichen. Hinzu kommt 
die Notwendigkeit eines Zusammenhangwissens, das über den 
eigenen Arbeitsplatz hinausweist und es jedem ermöglicht, das 
eigene Tun in den für ihn relevanten, übergreifenden Arbeits· 
oder Produktionsprozeß sinnvoll einzuordnen, um so bewußter 
und besser mit seinen "anonymen" Mitarbeitern zu kooperieren. 
Der zweite Kooperationsbegriff geht vom allgemein bekannten 
Postulat der höheren Leistungsfähigkeit der Gruppe im Vergleich 
zum Individuum aus. Probleme werden rascher, besser, innova-. 
tiver von mehreren gemeinsam als vom einzelnen gelöst. Fällt 
der eine aus, kann ein anderer einspringen; hat der eine keine 
Idee, gibt ein anderer die wesentliChen Impulse; die Gruppe 
organisiert sich selbst, gleicht Schwächen aus ulld potenziert 
Stärken, die vorhandenen Kompeteozen werden optimal ausge· 
schöpft - so die ideale Vorstellung einer effizient arbeitenden 
Gruppe. 
Ihr leistungsvorteil kommt jedoch nur zur Geltung, wenn alle 
Mitglieder unmittelbar miteinander reden und handeln, wenn 
jeder sein Wissen, sein Können und seine Motive einbringen und 
ein Ilbandiger Austausch stattfinden kann. Im Gegensatz zur 
administrativ organisierten Kooperation wird hier ein hohes Maß 
an Bereitschaft und Fähigkeit zu "hautnaher" Kommunikation 
erwartet, die affektive Selbstkontrolle und die Möglichkeit, 
Situationen um der gemeinsamen Sache willen zu "entemotio­
nalisieren", einschließt. Dabei vereint die Gruppe primär das von 
allen getragene Ziel, die bestmögliche lösung für die anstehende 
Aufgabe zu finden; es herrscht eine sachbezogene Orientierung 
vor. Die Verständigung funktioniert, wenn die KooperatIonsteil­
nehmer tiber sich wechselseitig überlappende Kompetenzen, zu­
mindest über einige Kenntnisse vom speziellen Arbeitsgebiet der 
anderen verfügen. Die leistungsorientierte Kooperation stellt ins­
gesamt deutlich höhere Anforderungen an die Beteiligten als das 
fremdorganisierte Nebeneinander arbeitsteiliger Aufgabenerle­
digung. 

Beiden bisher beschriebenen Kooperationskategorien ist die 
nach außen gerichtete; zweckrationale In$trumentalisierung 
gemein: Es wird um einer "Idee" (ein Ziel) oder einer definierten 
Sache willen zusammengearbeitet. Daneben steht als dritter 
Grundtyp die zwischenmenschliche Interaktion als Ausdruck 
und Chance der Persönlichkeiuentwic:klunll und Identitätsfin­
dung (vgl. beispielsweise KRAPPMANN, 1973; PlAGET, 1978 
oder WATZLAWICK u. a., 1969). In der Auseinandersetzung mit 
der sozialen Umwelt formt sich die individuelle Persönlichkeit. 
Indem sich der einzelne auf verschiedene soziale Situationen 
einläßt, sich mit unterschiedlichen Rollen-Inhabern auseInander­
setzt und sich in diese Begegnungen einbringt, formt er seine 
Individualität, findet er seine "Identität". Ist das ihm zugäng­
liche lnterektionsfeld gestört, außerordentlich einseitig und 
stark restriktiv. dann sind die Chancen für die Weiterentwick­
lung reduziert; dies mundet im ungünstigsten Fall letztlich in 
"personale Deformation" (vgl. BRATE R u. a. 1983, S. 67 ff). 
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Positive Bedingungen liegen demgegenüber vor, wenn die sozia­
len Begegnungen von einer partnersc:haftlich-gleichberechtigten 
Haltung gekennzeichnet sind, wenn in ihnen angstfrei agiert 
werden kann Lind die wechselseitige Bereitschaft besteht, die 
Überlegungen, Erwartungen und Gefühle der anderen zu respek­
tieren_-Dies setzt "Dezentrierung" (PlAGET) voraus, d. h. den 
Verzicht auf eine egozentrische Ausdeutung und Vereinnahmung 
der Situation, um hauptsächlich sich selbst, die eigenen Bedürf­
nisse und Stimmungen auszuleben. Das Wechseln der Perspek­
�ive, die zumindest probeweise Übernahme anderer Rollen, das 
Sich-Hineinversetzen in einen anderen L,Empathie") gehört 
dazu, ohne daß sich jedoch der einzelne aufgibt. Vielmehr soll 
er aktiv seine Wünsche und Vorstellungen artikulieren, damit sie 
- genau wie jene der anderen - zum Gegenstand der gemein­
samen Kommunikation werden können. Das bedeutet: Persön­
lichkeitsförderliche Kooperation vollzieht sich nicht konfliktfrei. 
Die von uns befragten 400 Jugendlichen interpretieren übrigens 
fast einmütig (zu 95 Prozent) Kooperation in ähnlicher Weise: 
Verstehen und Verstandenwerden, Akzeptieren und Akzeptiert­
werden, Sich-Selbstda'rstellen und Sich-Zurücknehmen sind ihrer 
Meinung die wichtigsten-Momente einer 'gelungenen Zusammen­
arbeit, während der Leistungsaspekt nur von wenigen (12 Pro· 
zent) ausdrücklich (mit-)erwähnt wird. Diese menschlich-soziale 
Einstellung der Auszubildenden, die mit ihrem Entwicklungs­
status harmoniert, ist nicht mit einer entsprechenden koopera­
tiven Kompetenz gleichzusetzen: Sie brauchen noch entspre­
chende Lernchancen, die ihnen Schule und Betrieb bieten 
könnten. 
Die drei hier unterschiedenen Kategorien von Kooperation treten 
in der Realität in zahlreichen Varianten und Kombinationen auf. 
So stellt sich jetzt die Frage, welche Akzente in der Berufsbil­
dung gesetzt werden sollten. 

3 Ein Kooperationskonzept für die Berufsbildung 
Auf diese Frage wird es - erinnern wir uns an die verschiedenen 
Zwecksetzungen - sicher eine Vielfalt von Antworten geben, 
einschließlich derjenigen, daß allen öffentlichen Bekundungen 
zum Trotz hie und da Kooperativität als Lernziel der Berufsbil­
dung für absolut Überflüssig gehalten wird .. 

Unter Berücksichtigung ihrer doppelten Funktion, nämlich 
einerseits die für die Bewältigung berufsspezifischer Aufgaben­
bereiche IlOtwendigen fachlichen und übergreifenden Qualifika' 
tionen zu vermitteln und andererseits zur Persönlichkeitsent­
wicklung beizutragen, lassen sich die m. E. wichtigsten qualifi­
katorischen Komponenten eines Kooperationsbegriffs für die 
berufliche Bildung folgendermaßen umreißen: 
• Vermittlung eines Zusammenhangwissens über den Arbeits­

bereich (Fertigungsprozeß), in dem der einzelne aufgrund 
seiner beruflichen Spezialkompetenz an bestimmter Stelle 
tätig wird sowie den Aufbau eines breiteren Sachverstandes, 
der es ermöglicht, "benachbarte" Aufgaben anderer in den 
G ru ndzügen zu verstehen; 

• praktisches Kennenlernen verschiedener Arbeiuorganisa­
tionsformen und Auswertung der dabei gemachten Erfahrun· 
gen [5]; 

• Erkennen des Zusammenhangs zwischen der Wahrnehmung 
und Beurteilung von Sachverhalten/Fakten und dem eigenen 
Standort (der eigenen Rolle); 

• Sensibilisierung für koopel:ative und nichtkooperative Orien­
tierungen und Verhaltensweisen bei sich und anderen; 

• Fähigkeit, die eigenen I nteressen und Vorstellungen -im Zu­
sammenhang mit der zu bewältigenden Aufgabe zu artikulie· 
ren bei gleichzeitiger Bereitschaft, sich die Vorschläge anderer 
Gruppenmitglieder anzuhören, sie zu überdenken und zu einer 
von allen getragenen (Kompromiß-) Lösung zu gelangen; 

• Konflikte erkennen, sie aber nicht vertuschen, sondern sach­
lich konstruktiv austragen; sich Regeln für kooperatives Ar­
beiten geben, ihre Angemessenheit empirisch prüfen und sie 
gegebenenfalls revidieren. 

Dieses breite Qualifikationsspektrum wird vielleicht Abwehr­
reaktionen auslösen: "Wer soll das alles schaffen?" Es ist nicht 
intendiert, daß seine Vermittlung allein der Erstausbildung zufällt. 
Die Weiterbildung ist gleichermaßen aufgerufen; denn diese Fä­
higkeiten sind Gegenstand eines lebenslangen Lernens. Zugleich 
unterstreicht diese Ausdifferenzierung, daß Kooperativität kei­
nesWegs "nur" soziale Komponenten enthält, woraus gefolgert 
werden könnte, dieses Lernziel ließe sich am beilen mit sozial­
pädagogischen Maßnahmen oder mit lernorganisatorischen 
Instrumenten erreichen. Kognitive und motivationale Momente 
spielen ebenso eine Rolle. Ihnen allen muß im Bildungsprozeß 
gleichermaßen Rechnung getragen werden. 

4 Didaktische Ansätze für das Lernen von Kooperativität 

Wie kann man nun in Unterricht und Ausbildung dieses Qualifi· 
zierungsproblem angehen? Welche lerntheoretischen Konzepte 
und Methoden sind geeignet? Die Antwort fällt ausgesprochen 
schwer, denn eine Lerntheorie, die das oben beschriebene Kon­
strukt von Kooperativität insgesamt erfaßt, gibt es nicht. 
Die sozial-kognitive Theorie BANDURAs (1976) zum Beispiel 
stellt zwar besonders auf das Beobachten und Übernehmen 
sozialer Verhaltensweisen ("Lernen am Modell") ab, setzt sich 
aber kaum systematisch mit dem Problem kooperativen Arbei­
tens auseinander. Der von FISCHBACH & NOTZ (1981) unter­
nommene Versuch, HACKERs Handlungstheorie auch auf das 
Lernen eines arbeitsbezogenen "kollektiven Handeins" zu über­
tragen, ist m. E. prOblematisch, weil seine Theorie das Problem 
kooperativer Beziehungen ausklammert (vgl. LAUR-ERNST 
1984, S. 158 f). FUCKE (1981) stellt die "Kultivierung der 
Affekte" in den Mittelpunkt, die für erfolgreiches gemeinsames 
Handeln unbestreitbar wichtig ist, aber wiederum nur einen Aus­
schnitt kooperativen Verhaltens betrifft. Eine "fertige" Theorie 
steht also nicht zur Verfügung - schon gar nicht eine ausdrück· 
lich lern psychologische oder pädagogische. Folglich ist man 
darauf angewiesen, theoretische " Versatzstücke" zu kombinieren 
und dabei durchaus auf Erkenntnisbereiche zurückzugreifen, die 
nicht unmittelbar Handlungsanweisungen für Bildungsmaßnah­
men implizieren (wie z. B. den symbolischen Interaktionismus 
oder kognitive Entwicklungstheorien). [6J 
Die schwierige Situation im Bereich sozialen Lernens spiegelt 
sich in den Methoden wider, die propagiert und angewendet 

. werden: Partner- und Gruppenarbeit, Rollenspiele, gruppen­
dynamisch orientierte Sitzungen, Kommunikationsspiele, sozial· 
pädagogisch angelegte Gemeinschaftsaktionen, Projektausbi Idu ng 
usw. Sie haben ganz unterschiedliche theoretische Bezüge und 
werden in der Bildungspraxis, verständlicherweise, recht prag­
matisch gehandhabt. Die berichteten Erfolge geben jedoch den 
jeweils gewählten Ansätzen und Methoden recht. Das unter­
streicht die Tatsache, daß es nicht nur einen effektiven didakti­
schen Zugangsweg (z. B. die Projektausbildung) für dieses Quali­
fikationsziel gibt und daß es letztlich darauf ankommt, wie die 
gewählte Methode in der konkreten Situation gemeinsam mit 
den Lernenden "belebt" wird. Dennoch lassen sich einige grund­
sätzliche Überlegungen zur Integration dieses Lernziels in die 
Beruhbildung anstellen, auf die ich im folgenden eingehe. 
Die Förderung von Kooperativität sollte integrativ und permanent 
erfolgen, d. h. in Verbindung mit der Vermittlung berufsspezifi­
scher Qualifikationen und in immer wieder neuen arbeitsmäßigen 
Zusammenhängen zu den verschiedensten Zeitpunkten der Aus­
bildung. Wird kooperatives Verhalten außerhalb des beruflichen 
Kontextes in Sondersituationen geübt, dann bleibt der Transfer 
fragwürdig. Dies ist keine generelle Absage an gelegentliche "be­
ruhneutrale" Kommunikations- und Rollenspiele oder gemein­
schaftliche Aktionen; doch die dort gemachten Erfahrungen 
und gewonnenen Einsichten müssen in einem nächsten Schritt in 
die Arbeitswelt herübergenommen und dort angewendet werden. 
Ohne diese aktive Verknüpfung wird die angezielte berufsbezo­
gene kooperative Kompetenz kaum entwickelt. Überdies ist die 
grundlegend andere Qualität dieses Lernziels im Vergleich zu 
den gewohnten fach spezifischen Lernzielen zu berücksichtigen. 
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Hier reicht die einmalige Vermittlung nicht aus: Kooperativität 
fordert eine immer wieder neue Auseinandersetzung. 
Didaktischer Ausgangspunkt für ihren Erwerb ist die Arbeiu­
situation und nicht das aus dem Kontext herausgezogene und 
zur isolierten Bearbeitung vorgelegte fachliche Problem. Es gilt, 
den Auszubildenden in diesen lernabschnitten bewußt nachvoll­
ziehen zu lassen, daß Arbeitstätigkeiten (Im Gegensatz zu den 
üblichen Lern- und Übungsaufgaben) immer Abschnitte eines 
Prozesses, Teile einer von mehreren (vielen) zu .leistenden Ge­
samtarbeit sind. Dementsprechend ist das Vorher und Nachher, 
das Rechts und Links des eigenen Tuns mitzubedenken und das 
heißt; die Aufgabenerledigung durch andere. Auf diese Weise 
wird Arbeit nicht mehr nur als punktuelles, objektbezogenes 
Handeln erlebt, wie heute meirt üblich, sondern zugleich als 
subjektbezogen und kooperativ begriffen. Dies ist ein wesent· 
liches Ziel. Es sind also Lernsituationen in der Ausbildung zu 
arrangieren, die den Prozeß· und Kooperation5Charllkter von 
Arbeit unmittelbar erfahrbar machen. Dies erfordert Problem· 
rtellungen hinreichender Komplexität bzw. Kompliziertheit, an 
deren Bewältigung stets mehrere Auszubildende beteiligt werden. 
Wie die Zusammenarbeit im Einzelfall organisiert wird: 
• als unmittelbare Kooperation (alle befassen sich an einem Ort 

mit demselben Problem), 
• arbeiUteilig kooperativ (nach gemeinsamer Absprache über 

die Aufgabenverteilung erledigt jeder für sich den von ihm 
übernommenen Teil) oder 

• als vorgegebene, "fremdorganisierte" Einzelarbeit (jeder führt 
die ihm zugewiesene Arbeit für sich aus - im Bewußtsein des 
Gesamtzusammenhangs; die RoUe der Planung/"Arbeitsvor· 
bereitung" und der Ausführung wechselt unter den Auszubil· 
denden), 

läßt sich in Abhängigkeit der gerade verfo�ten Ziele und Erfah· 
rungsmöglichkeiten variieren. 
Die gestellten (bzw. auch gemeinsam .mit den. Lernenden zu ver· 
abredenden) Aufgaben sollten sich möglichst dergestalt struktu­
rieren und aufgliedern lassen, daß die Kooperierenden an unter· 
schiedlichen Orten des Problemlösungsvollzuges aktiv werden 
können. Sie übernehmen dann verschiedene "Funktionsrollen" 
und Aufgaben, was die Wahrnehmung des Arbeitsprozesses aus 
wechselnaen Perspektiven ermöglicht. Darüber hinaus wird so 
die Interdependenz der Tätigkeiten und damit der Menschen im 
Arbeitsprozeß erlebbar; die Konsequenzen des eigenen Tuns 
werden zurückgemeldet, genauso wie man sich selbst mit den 
Handlungsfolgen seines " Vor"- und "Mit"-Arbeiters befaßt. 
Die zu schaffenden kooperativen Lernsituationen müssen hin­
reichend offen sein, denn gerade der Akt des Definierens einer 
sozialen Situation macht einen wichtigen Bestandteil des Lernens 
aus. Hier geht es darum, gemeinsam die Rollen/Aufgaben zu 
verteilen, die Interaktionen und die Regeln der Zusammenarbeit 
fesuulegen, die räumliche und zeitliche Planung der Tätigkeiten 
jedes einzelnen miteinander abzustimmen. Bestehen für die Ler· 
nenden hier keine Entscheidungs5pielräume, werden maßgeb· 
liehe Lernchancen vertan. 
Die Auswahl geeigneter, die Kooperation fördernder, berun­
relevanter Problemstellungen hat zweifelsohne ihre Schwierig­
keiten. Aber noch größere sind bei der Behandlung der zwischen­
menschlich-kooperativen Probleme in der aktuellen Lernsituation 
zu erwarten: Wie kann dem Jugendlichen eine sachliche Kon· 
fliktbewältigung vermittelt werden? Wie kann er für eine diffe­
renzierte Wahrnehmung des enderen sensibilisiert werden? Was 
kann man tun, um die Bereitschaft des einen zu fördern, sich 
mehr in der Gruppe zu artikulieren, und des anderen, sich mehr 
zurückzunehmen? Die Beantwortung dieser Fragen erfordert die 
Aufarbeitung einschlägiger Theorien und empirischer Erkennt­
nisse sowie ihre Transformation in didaktische Leitlinien,

' 
an 

denen sich Ausbilder und Lehrer orientieren können. Wesentlich 
. ist, daß sie als Vermittler auf diese neue Aufgaben vorbereitet 
und ihnen praktikable Hilfen an die Hand gegeben werden. Es 
bedarf insgesamt eines Fächers von Maßnahmen, damit das 

Lernziel Kooperativität nicht nur angenommen, sondern auch in 
der Berufsbildung praktisch umgesetzt wird. 

AnmerkußIlen 
[1] In einer Ende der 70sr Jahre durchgeführten Befragung von 2290 

Berufsschülern (Elektrotechnik) bevorzugten z. B. SO Prozent Zu­
sammenarbeit vor Einzelarbeit im Unterricht; 67 Prozent IIfkliinen 
eusdriicklich, daß Team-Arbeit in dar Schul. zu wenig gefördert 
würde (1191. KOLAKOVIC & LAUR, 1979, S.128J. Das Defizit an 
kooperativen Lernformen wird ebenso in der betrieblichen Ausbil , 
dung bemängelt (-.gI. LAUR·ERNST, 1981,S. 15). 

[2] Es wurde eine 7-Punkte-Skala von 1 (- "unwichtig") bis 7 1- "sehr 
wichtig") verwendet. Die 70 Prozent der Auszubild.nden heb.n die 
Punktwerte 6 und 7 für Zusammenarbeit gegeben, 

[3] Dies kommt in einem weiteren Untersuchungsergebnis zUm Aus· 
dru.:k: 43 Prozent der rund 400 Metall·Auszubildenden verbinden 
mit dirn Wort .. Zusammenarbeit" spontan aUsdrückliche positive 
Glfuhle und Gedanken, das ist dir höchste Wert In einlr Reihe VOn 
insgesamt 17 gete'tlten berufsrelevanten Fähigkliten. Im Vergleich 
dazu lösen beispielsweise die Arbeltstuo-nden "Pünktlichklit" und 
"Ordnungisinn" Im hiiuligiten (�. 1/3) ausgesprochen negative 
Aswzilltionen auS. 

[4] Oie Identifizierung mit primitiv.n Arblitsaufg.ben fühn zu psy. 
chischen Problemen bzw. findet Identifizierung eben häufi9 deshalb 
nicht mehr statt; an ilm! Stelle tritt die Be""hlung ('1111. beispiels· 
weise GROSKURTH 1978). 

[5] In einem laufenden Forschungsprojekt des BIBB wird das Thema 
ArbeiuorganiSlltion im Kontext des Umgangs mit CNC·Maschinen 
(Simulatoren) angegangen. 

[6] Vor demMlbln Probl,m steht man, wann man "berufliche Hand­
lungsfiihigklit" inSgesamt vermittaln wiJl und dafUr linln theore­
tischen Blzugsrahmen sucht. Auch hier ist der Rückgriff auf ver­
schiedene Theorie unvermeidbar; meine aiganen übarlegungen dazu 
nützen sich übrigens vorrangig �uf den "frühen

" 
PlAGET. 
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Ursula Hecker I Rolf Jansen 

"Chip-Chip: Nun ja!" Über die Erfahrungen und 
Einstellungen der heutigen Jugend zum Computer 

Von einer generellen Technikfeindlichkeit kann bei der heutigen 
JUliiend nicht gesprochen werden. Die Jugendlichen stehen den 
neuen Technologien (insbesondere der Datenverarbeitung) 
grundsätzlich positiv gegenüber. Dies liIilt insbesondere, wenn sie 
!lehon einmal mit Computern zu tun hatten. Allerdings findet 
sich auch keine .. blinde" ComputerbegeiJtarung - was manche 
"Fortschrittsideologen" zu düsteren Zukunftsperspektiven für 
unsere Wirtschaft veranlaßt. Weder .. Chip-Chip: Hurra!" noch 

"
Chips: Nein, danke!" charaktarisiert die Einstellung der Jugend, 

IOndern eher ein besonnenes 
"

Chip-Chip: Nun jal". Damit wird 
:zum Autdruck gebracht, daß bel den akzeptierten neuen Tech· 
nologien auch die möglichen negativen Folgen - insbesondere 
der demit verbundenen Rationelisierung - gesahan werden, 

, Einführung 

In der Fachöffentlichkeit besteht weitgehend Einigkeit darüber, 
daß derzeit in der Wirtschaft der Industrieländer - aber nicht 
nur dort - Umstrukturierungsprozesse ablaufen, deren Motor 
die Mikroelektronik ist. Die Entwicklung des Mikrochips mit 
seinen nahezu unbegrenzten Einsatzmöglichkeiten hat - wie 
manche sagen - eine dritte industrielle Revolution eingeleitet, 
an deren Ende die Informationsgesellschaft steht, in der der 
Computer an allen wichtigen Schaltstellen sitzt. 
Ober Nutzen und Gefahren dieser Entwicklung scheiden sich die 
Geister. Von den einen wird diese neue Technologie als Motor 
gepriesen, der die Wirtschaft der I ndustrieländer wieder auf Trab 
bringt. Dabei wird nicht nur auf die Produktion der neuen Tech'" 
nologien selbst als Wachstumsfeld gesetzt, durch die dringend 
benötigte neue Arbeitsplätze entstehen; auch die Bereiche, in 
denen die neuen Technologien zum Ei nsatz kommen, erhalten 
danach den notwendigen Innovationsschub, um wieder zu florie· 
ren. Den Wachstumsideologen läuft dieser I nnovations· und Um· 
strukturieru�sprozeß in unserer Gesellschaft jedoch noch viel 
zu langsam ab. 
Auf der anderen Seite wird befürchtet, daß die durch den Mikro· 
chip ermöglichte "Computerisierung" unserer Gesellschaft 
Orwells Horrorvision der totalen Kontrolle Wirklichkeit werden 
könnte. Und unter dem Schlagwort "Mikrochip als Jobkiller" 
wird auf die im einzelnen nicht zu übersehenden Folgen für die 
Arbeitswelt, auf die enormen Rationalisierungseffekte und die 
so verursachte Arbeitslosigkeit hingewiesen. 

Der derzeitige Innovationsprozeß läuft mit Sicherheit nicht so 
rasant ab, wie gewünscht oder befürchtet. Dennoch ist nicht zu 
übersehen, daß es eine kontinuierliche Ausbreitung der neuen 
I nformationstechnik sowohl in der industriellen Produktion als 
auch im kaufmänn isch·verwaltenden Bere!ch gibt. 

Der Einsatz solcher neuen Technologien führt zu erheblichen 
Veränderungen der Arbeitsabläufe, des Personaleinsatzes und 
damit der einzelnen Arbeitsplätze und ihrer Qualifikationsanfor· 
derungen. Breite Teile der Erwerbsbevölkerung werden, wenn 
nicht schon jetzt, so doch in naher Zukunft mit der Datenver· 
arbeitung im weitesten Sinne konfrontiert. Hierzu müssen recht· 
zeitig entsprechende Qualifikationen vermittelt werden, und 
war nicht nur auf der Ebene der Spezialisten (DV·Berufe oder 
Techniker). 
Gelegentlich wird der Vorwurf erhoben, das Bildungssystem -
gemeint sind hier vor allem die Schule und der Staat - habe 

nicht rechtzeitig solche Entwk:klungen gesehen und berücksich· 
tigt. Dann gibt es immer wieder Alarmmeldungen, daß trotz der 
hohen Arbeitslosigkeit freie SteUen nicht besetzt werden kön· 
nen, weil die Arbaitslosen nicht ausreichend oder fehlqualifiziert 
seien. I n  dieses Muster paßt auch der Vorwurf von der Technik· 
feindlichkeit der Jugend, der zu Beginn der 80er Jahre aufgrund 
von Umfrageergebnissen erhoben WlJrde. (1]  Solche Schuldzu­
weisungen gehen a n  den eigentlichen Ursachen für die qualita· 
tiven Engpässe vorbei, die ein so tiefgreifender und rasch sich 
vollziehender Innovationsprozeß mit sich bringt. Weder die 
Schule noch staatliche Förderprogramme können die Wirtschaft 
von der Aufgebe entbinden, für die Vermittlung der benötigten 
Qualifikationen selbst zu sorgen. Bei Beginn der Durchsetzung 
neuer technischer Entwicklungen ist als erstes die berufliche 
Weiterbildung gefordert und nicht die Schule oder der Staat mit 
seiner Rahmenkompetenz für die Berufsausbildung. Durchgeführt 
werden solche Weiterbildungsmaßnahmen von den Hersteller· 
und Anwenderbetrieben, später auch von freien Anbietern und 
öffentlichen Trägern. Erst mit zunehmender Verbreitung der 
neuen Technik in der Arbeitswelt wird diese Entwicklung immer 
stärker in der beruflichen Erstausbildung berücksichtigt. 50 wur· 
de gerede in jüngJter Zeit eine Reihe von Ausbildungsordnun­
gen überarbeitet und erneuert, wichtige Neuordnungsverfahren 
der industriellen MetaU· und Elektroberufe stehen kurz vor dem 
Abschluß. Aber unabhängig davon, ob die Inhalte bereits in den 
Ausbildungsordnungen festgelegt sind oder nicht, kommt der 
Berufsausbildung der jungen Generation im Prozeß des techno· 
logischen Wandels eine besondere Bedeutung zu. 
Von seiten der Bildungspolitik wurden ebenfalls erste Schritte 
eingeleitet, um die Jugendlichen gezielt an die neuen Technolo· 
gien heranzuführen. So haben der Gesprächskreis Bildungspie· 
nung beim BMBW [2] und die Bund·Länder·Kommission [3] 
darauf hingewiesen, daß angesichts der Entwicklung nicht nur 
das Berufsbildungssystem, sondern bereits die Schule entspre­
chendes Grundlagenwissen vermitteln müßte. I m  Rahmen einer 
informationstechnischen Bildung soll den Jugendlichen eine 
Basisqualifikation im Umgang mit der Datenverarbeitunu ver· 
mittelt werden, gleichzeitig sollen sie auch über die Möglichkeiten 
und Gefahren dieser Technologien informiert werden. 

2 Ergebnisse einer empirischen Erfahrung 

In welchem Umfang die junge Generation bereits mit diesen 
neuen Technologien in der Schule, in ihrer Berufsausbildurlg 
oder in den ersten Jahren der Berufstätigkeit zu tun hatte, wie 
diese Erfahrungen beurteilt werden und welche Einschätzung 
sie im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung hat, wurde im 
Auftrag des BIBB im Rahmen der regelmäßig durch Infratest 

. durchgeführten Mehrthemenumfragen, hier speziell bei Jugend· 
lichen im Alter von 1 4  bis 29 Jahren (Jugend·Omnibus). ermit­
telt. 

Die im folgenden berichteten Ergebnisse basieren auf einer Zu· 
tallsstichprobe (Random·Route·Verhhren) von rund 1000 Ju· 
gendlichen, die repräsentativ für die gleichaltrige deutsche Be· 
völkerung der Bundesrepublik Deutschland (einschi. Berlin 
West) ist. Die Erhebung fand im November 1985 statt; das 
Befragungsinstrument wurde vom Bundesinstitut für Berufs· 
bildung in Zusammenarbeit mit Infratest Sozialforschung ent· 
wickelt. 
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K o n k: r e t e  E r f a h r u n g e n  m i t  C o m p u t e r n  
i n  S c h u l e ,  A u s b i l d u n g  u n d  B e r u f  
Die fortschreitende Technisierung hat offensichtlich dazu ge­
führt, daß die heranwachsende Generation zunehmend Erfah­
rungen im Umgang mit Computern macht. Von den befragten 
Jugendlichen im Alter zwischen 14 und 29 Jahren hatten 42 
Prozent schon einmal mit Computern zu tun, sei es in der Sch ule, 
während der Ausbildung oder im Beruf. Dabei zeigt sich, d<lß die 
jungen Frauen deutlich seltener Computererfahrungen hi.lben 
(35 Prozent) al5 die jungen Männer (48 Prozent). 
Am häufigsten wurden Kenntnisse auf dem Gebiet der Compu­
tertechnik in der Schule gesammelt (22 Prozent). Bei den Ju­
gendlichen, die noch zur Schule gehen, liegt der Anteil sogijr bei 
36 Prozent. Differenziert mijn nijch Altersgruppen, so wird deut· 
lich, dijß in den letzten Jahren der Computer verstärkt Einzug in 
den Schulen gehijlten hat: Während k.napp ein Drittel der 
Jugendlichen im Alter bis 17 Jijhren in der Schule schon ijm 
Rechner gearbeitet hat, wird dies von nur 7 Prozent der älteren 
Befragten (Alter 25 bis 29 Jahren) ijngegeben. Allerdings gibt es 
auch, je nijch Schulart, Unterschiede: Schülern in Volks· und 
Hauptschulen wird weit seltener (12 Prozent) der Umgang mit 
dem Computer vermittelt, als Realschülern und Abiturienten 
(25 Prozent bzw. 33 Prozent). 
Ein interessantes Ergebnis ergibt auch ein Vergleich von jungen 
Männern und Frauen. Der oben schon aufgezeigte Unterschied 
bei Erfahrungen mit Computern insgesamt scheint besonders in 
der Schule ausgeprägt: die weiblichen Jugendlichen hatten nach 
eigenen All9aben weit seltener "Computerkontakte" (16 Prozent) 
als die jungen Männer (28 Prozent). 

Der unterschiedliche Kenntnisstand dürfte im wesentlichen ein 
Ausdruck der anerzogenen Technikdistanz der Mädchen sein, 
verstärkt durch die entsprechende Erwartungshaltung der Um· 
welt (Schule und Arbeitswelt). 
Dies ist vor allem darin begründet, daß der Informatikunterricht, 
insbesondere an den weiterführenden Schulen, häufig als Wahl· 
fach angeboten wird. In einer solchen Wahlsituation kommen die 
geschlechtsrollentypischen Einstellungen und Neigungen deut· 
lieh zum Ausdruck. 
Von den bereits berufstätigen Jugendlichen unter 30 Jahren ha· 
ben nur 1 5  Prozent bereits in der Ausbildunll mit Computern zu 
tun gehabt. Bei den Jugendlichen, die sich zum Zeitpunkt der 
Erhebung noch in Ausbildung befanden, lag dieser Anteil mit 
22 Prozent etwas höher. Auch hier im Bereich der beruflichen 
Bildung hat der Computer in den letzten Jahren offensichtlich 
an Bedeutung gewonnen. Gemessen am Stellenwert, der dem 
Computer für die Arbeitswelt in der nahen Zukunft zugeschrie­
ben wird - nach vorliegenden Einschätzungen ist 1990 damit 
zu rechnen, daß jeder 2. Beschäftigte mit neuen Informations­
techniken mehr oder weniger intensiv zu tun haben wird -, 
scheint dies jedoch immer noch ein sehr geringer Anteil von 
Auszubildenden zu sein, die entsprechend vorbereitet werden. 
Der oft erhobene Vorwurl, auf dem Arbeitsmarkt seien zu wenig 
qualifizierte, im Umgang mit neuen Technologien geschulte Ar· 
beitskräfte verfügbar, hätte eine höhere Quote bei den derzeit 
Ausgebildeten erwarten lassen. 
Von den jungen befragten Erwerbstätigen hat oder hatte gut ein 
Viertel am Arbeit1plltz mit Computern zu tun. Während nur 
1 1  Prozent der Un- und Angelernten sowie Facharbeiter im Ar­
beitsprozeß Erfahrungen mit neuen Technologien gemacht haben, 
hat bereits ein Fünftel der Schreibkräfte und Sachbearbeiter mit 
einfacheren Tätigkeiten, von den qualifizierten Angestellten so­
gar jeder zweite, bei der Arbeit am Computer zu tun. Diese 

, Gruppe der qualifizierten Angestellten hat darüber hinaus, ent­
sprechend der größeren Bedeutung, den der Computer bei ihrer 
Arbeit einnimmt, auch etwas häufiger schon während der Aus­
bildung Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet der neuen 
Technologien erworben_ 
Faßt man die drei Erfahrungsbereiche - Schule, Ausbildung und 
Beruf - zusammen, so zeigt sich generell mit zunehmender 

schulischer (bzw. beruflicher) Qualifikation auch eine deutliche 
Zunahme der Kenntnisse und Erfahrungen mit Computertech­
niken. Während lediglich 27 Prozent der Befragten mit Volks· 
bzw. Hauptschulbildung Erfahrungen am Computer gesammelt 
haben, lag dieser Anteil bei den Jugendlichen mit mittlerer Reife 
schon bei 47 Prozent. Von den Jugendlichen mit Abitur bzw. 
UniversitätS$tudium hatten sogar 62 Prozent Erfahrungen und 
Kenntnisse mit dem Computer (z_ T. an mehreren Orten, also i n  
Schule, Ausbildung und Beruf, erworben). 
Oie konkreten Erfahrungen im Rahmen ihrer schulischen oder 
beruflichen Bildung bzw. bei der Arbeit mit Computern werden 
von der überwiegenden Mehrheit der Jugendlichen positiv einge­
schätzt. Zwei Drittel betonen, daß sie gern mit Computern, .ar­
beiten, allerdings äußert auch ein Viertel, daß ihnen dies weniger 
Spaß macht. Dabei ergibt sich beim Vergleich zwischen Männern 
und Frauen das auf den ersten Blick erstaunliche Ergebnis, daß 
die Frauen ihre konkreten Erfahrungen am Computer ähnlich 
positiv einschätzen wie die Männer. 
Insbesondere die Angestellten mit Infrastruk.turtätigkeiten im 
Büro (wie Stenotypistinnen, Schreibkräfte etc.) scheinen durch 
die Einführung von DV-Geräten und Schreibautomaten erheb- . 
liehe Erleichterungen am Arbeitsplatz zu haben. Bei dieser posi· 
tiveren Wertull9 der Computertätigkeit durch die Frauen muß 
allerdings berücksichtigt werden, daß wie bereits erwähnt, bei 
den jungen Frauen ein noch relativ geringer Anteil überhaupt 
Kenntnisse auf dem Gebiet der neuen Technologien hat. Es ist 
deshalb zu vermuten, daß es sich bei dieser kleineren Gruppe 
um eine Positivauswahl handelt. 
Welch hoher Stellenwert den neuen Technologien während der 
Ausbildung beigemessen wird, wurde auch in einer repräsenta­
tiven Auszubildenden·Studie des BIBB [4] deutlich. Danach 
werden nach Meinung der Hälfte der Auszubildenden die neuen 
Technologien in der Ausbildung angemessen berücksichtigt -
wobei diese Angaben noch nichts über den tatsächlichen Umgang 
mit neuen Technologien wahrend der Ausbildull9 aussagen. Nur 
wenige Auszubildende (6 Prozent) sind der Auffassung, daß dar· 
auf zu viel Wert gelegt wird. Aber rund 44 Prozent, also fast 
jeder Zweite - in kaufmännischen Berufen bzw. in Großbetrie­
ben (100 und mehr Beschäftigte) etwas seltener -, fühlen sich 
nicht ausreichend auf Computer und Mikroelektronik vorberei· 
tet. Hier zeigt sich, welche Bedeutung dieser Bereich bei den 
Auszubildenden einnimmt, gleichzeitig kann dies auch als Kritik 
an ihrer Ausbildung gewertet werden, nämlich einer ungenügen­
den Vorbereitung auf die technische Entwicklung. (5) 

Generel le Einschätzung 
der technologischen Entwicklung 
Neben den konkreten Erlahrungen mit neuen Technologien 
wurde in der hier zugruncleliegenden Jugenduntersuchung nach 
der generellen Einschätzung der technischen Entwicklung, ins­
besondere der zunehmenden Verbreitung von COmputern, ge­
fragt. Dabei sollte u. a. überprüft werden, inwieweit der Vorwurf 
der Technikfeindlichkeit der Jugend, der seit einigen Jahren im· 
mer wieder erhoben wird, zutrifft. [6) 
Bei den befrijgten Jugendlichen überwiegt eindeutig die positive 
Grundeinstellung; Rund zwei Drittel halten den verstärkten Ein­
satz von CompUtern eher für einen Fortschritt. Jeder dritte Ju· 
gendliche äußert Befürchtungen vor dieser Entwicklung. Auch 
hier zeigen sich wieder geschlechtsspezifische Unterschiede; Die 
jungen Frauen bewerten die technische Entwicklung erheblich 
zurückhaltender als die jungen Männer. Während über drei Vier· 
tel der Männer den verstärkten Einsatz von Computern positiv 
einschätzen, ist es bei den Frauen lediglich die Hälfte; nahezu je­
des zweite Mädchen oder junge Friju hat eher Angst vor dieser 
Entwicklung. Das mag zum einen in der größeren Technikferne 
der Mädchen begründet sein; zum anderen mag darin aber auch 
das höhere Beschäftigungsrisiko der Frauen zum Ausdruck kom­
men, da viele der typischen Frauenarbeitsplätze Routinetätig­
keiten umfassen, die durch Informationstechniken automatisiert 
werden können. (7) 
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Unterschiede in der Einschätzung der technischen Entwicklung 
werden auch bei der Differenzierung der befragten Jugendlichen 
nach dem beruflichen Status deutlich. Die Beschäftigten in den 
unteren beruflichen Hierarchien (un- und angelernte Arbeiter, 
geringer qualifizierte Büroangestellte), aber auch die Arbeitslosen 
beurteilen den zunehmenden Einsatz von Computern eher skep­
tisch. Die Befürchtung dieser Jugendlichen gegenüber der zuneh· 
menden Verbreitung von Computern ist - ähnlich wie bei den 
Frauen - z. T. darauf zurückzuführen, daß sie weniger Informa­
tionen und Erfahrungen mit solchen neuen Techniken haben 
und die Entwicklung für sie dadurch weniger durchschaubar ist. 
Die damit verbundene Ungewißheit wirkt bedrohlich und er­
zeugt Angst. Außerdem mag - dies sei hier nochmals betont­
dahinter die durchaus realistische Angst vor Arbeitslosigkeit ste­
hen und die Befürchtung, daß man persönlich den Anforderungen 
der nauen Technik nicht gewachsen ist. 
Die jungen Facharbeiter und die qualifizierteren bzw. höheren 
Angestellten halten dagegen die Verbreitung der neuen Techno­
logien in der Mehrzahl für einen Fortschritt. Besonders die Be­
fragten mit Fachhochschul- oder Universitätsausbildung bejahen 
diese Entwicklung. Die höhere Technikakzeptanz dieser Gruppe 
dürfte wohl auch damit zusammenhängen, daß für sie der Einsatz 
von Computern vielfaCh mit verbesserten Arbeitsmäglichkeiten, 
neuen Aufgabengebieten und größeren Handlungsspielräumen, 
also mit Höherqualifizierung, verbunden ist: 
Insgesamt ergibt sich damit ein positiver Zusammenhang zwi­
schen höherer beruflicher Qualifikation, Erfahrungen mit den 
neuen TeChniken und eiMr größeren Akzeptanz der Muen 
Technologien. 
Trotz der mehrheitlich positiven Einstellung zum technischen 
Fortschritt werden die möglichen negativen Auswirkungen von 
den Jugendlichen nicht übersehen. Für die hohe Arbeitslosigkeit 
der letzten Jahre in der Bundesrepublik Deutschland z. B. wird 
von ihnen in erster linie die technologische Entwicklung ver­
antwortlich gemacht. Von zehn Statements über Gründe der 
hohen Arbeitslosigkeit nennen die Befragten die neuen Techno' 
logien an erster Stelle, vor "der internationalen Entwicklung". 
70 Prozent der Jugendlichen stimmen der Auffassung zu, daß 
die technologische Entwicklung mehr Arbeitsplätze vernichtet 
als sie neue schafft. [8] Diese Ansicht wird von Frauen häufiger 
vertreten (J:lrei Viertel) als von den Männern (zwei Drittel). 
Die Ängste und Bedenken der Jugendlichen gegenüber den nega­
tiven Folgen der technischen Entwicklung können jedoch nicht 
als generelle Technologiefeindlichkeit und Ablehnung der mo· 
demen Industriegesellschaft gewertet werden. 
Angesichts der derzeitigen Arbeitsmarktsituation, insbesondere 
der Schwierigkeiten für Jugendliche, einen Ausbildungs- und 
angemessenen Arbeitsplatz zu finden, sind sie besonders sensibel 
auch für die negativen Auswirkungen der neuen Technologien. 
Auf der anderen Seite sehen die Jugendlichen durchaus die Vor­
teile und Verbesserungen durch den Einsatz von Computern. Ihre 
zunächst widersprüchlich erscheinenoe Haltung ist deshalb eher 
als Ausdruck einer differenzierten und realistischen Einstellung 
zu werten. 

A u s w i r k u n g e n  d e s  t e c h n i s c h e n  
F o r t s c h r i t t s  a u f  d i e  e i g e n e  
B e r u f s s i t u a t i o n  d e r  J u g e n d l i c h e n  
Nach möglichen Auswirkungen auf ihre eigene Berufssituation 
gefragt, äußert die Mehrheit der Jugendlichen (knapp 60 Pro­
zent) die Vermutung, daß die zunehmende Technisierung sich 
auch auf die eigene berufliche Situation auswirken und ent· 
sprechende Veränderungen mit sich bringen werde. I;in Drittel 
der jungen Erwachsenen ist der Auffassung, daß innerhalb der 
nächsten zehn Jahre die technologisc'he Entwicklung auf den 
eigenen Beruf bzw. Berufswunsch keinen Einfluß haben wird. 
Besonders Jugendliche, die häufig ihre grundsätzlichen Befürch­
tungen vor der zunehmenden Verbreitung von Computern äußern, 
sind eher davon überzeugt, daß sich speziell in ihrem Beruf in 

den nächsten zehn Jahren dadurch nichts ändern wird. Hinter 
dieser Auffassung steht möglicherweise das Wunschdenken, der 
von ihnen ausgeübte Beruf möge von "negativen Auswirkungen" 
der technischen Entwi.cklung vllrschont bleiben. 
Auffallend groß ist auch hier wieder der Unterschied zwischen 
Männern un-d Frauen: Während über zwei Drittel der Männer 
davon ausgehen, daß sich in ihrem Beruf in den nächsten zehn 
Jahren mehr oder weniger starke Veränderungen ergeben werden, 
kann sich dies lediglich. die Hälfte der Frauen für ihren Beruf 
vorstellen. Angesichts der Vermutung, daß sich in den nächsten 
zehn .Jahren in ihrem Beruf einiges verändern wird, sind die mei· 
sten Jugendlichen (85 Prozent) auch der Auffassung, daß die 
einmal in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fähig­
keiten für ein ganzes Berufsleben nicht mehr ausreichen. Insbe­
sondere unter dem Eindruck der derzeit hohen Arbeitslosigkeit 
wird es als notwendiges Erfordernis angesehen, immer wieder 
neu dazuzulernen, um in der sich wandelnden Arbeitswelt kon­
kurrenzfähig zu bleiben. 
Lediglich 14 Prozent der befragten Jugendlichen vertreten die 
Meinung, mit dem in der Ausbildung Erlernten auch noch in den 
nächsten zehn Jahren im Berufsleben gut zurechtzukommen. 
Diese überzeugung wird von den Auszubildenden etwas häufiger 
vertreten. Sie scheinen von der längerfristigen Bedeutung der in 
der Ausbildung vermittelten Qualifikation noch eher überzeugt 
zu sein. I n  Widerspiegelung ihrer eigenen Situation schätzen die 
un- und angelernten Arbeiter, aber auch die arbeitslosen Jugend­
lichen, die vielfach auch keine abgeschlossene Berufsausbildung 
haben, dagegen den Wert einer Ausbildung geringer ein. Sie be· 
tonen beinahe aussch ließlich die Bedeutung eines dauernden 
Dazulernens und Weiterqualifizierens im Arbeitsprozeß. 
Generell kann diese bei der Mehrheit der Jugendlichen zum Aus­
druck kommende realistische Einsicht in die Notwendigkeit, 
sich im Arbeitsleben dauernd neuen Anforderungen stellen zu 
müssen, als gute Voraussetzung für Fort- und Weiterbildungs­
bereitschaft gewertet werden. 

3 Schlußfolgerungen 
Die hier be6chteten Ergebnisse milChen deutlich, daß bei der 
Jugend nicht von einer weit verbreiteten Technikfeindlichkeit 
die Rede sein kann. Allerdings werden bei grundsätzlich positi· 
ven Grundeinstellungen den neuen Technologien gegenüber die 
Gefahren und Probleme nicht übersehen. 
Es sind insbesondere die jungen Frauen, die mit Ängsten und 
Ablehnungen auf die Ausbreitung der Informationstechniken in 
vielen Bereichen der Arbeitswelt reagieren. Deshalb sind für 
diese Personengruppe besondere Maßnahmen notwendig, die die 
stärkere Technikdistanz überwinden helfen. 
Die Frauen sollen lernen, daß sie nicht weniger geeignet sind, 
z. B. mit Computern umzugehen, als Männer. Dabei sind auch 
Einstiegsmaßnahmen sinnvoll, in denen die Mädchen nicht gleich 
der Konkurrenz der Jungen ausgesetzt sind. 
Eine solche frauenspezifische Förderung soll verhindern, daß 
Frauen bei den ohnehin schon eingeschränkten Berufsmöglich­
keiten, in Zusammenhang mit dem Vordringen neuer Technolo­
gien, noch weiter verdrängt werden. Frauen müssen verstärkt 
auch für "zukunftsträchtige" Berufe qualifiziert werden, um auf 
dem sich wandelnden Arbeitsmärkten konkurrenzfähig zu wer­
den. 
Wenn allgemein beklagt wird, daß Fachkräfte für die neuen 
Technologien nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, 
so ist das nicht primär ein Problem der Erstausbiklung. Bei sol­
chen Innovationsprozessen ist in erster Linie die Weiterbildung 
gefordert. Eine Reihe von staatlichen Unterstützungsmaßnahmen 
wurde hierzu in den letzten Jahren in Gang gesetzt. Neben der 
"Qualifizierungsoffensive", bei der insbesondere die Weiterbil­
dung von Arbeitslosen und betriebliche Weiterbildungsmaßnah­
men im Hinblick auf neue Technologien finanziell gefördert 
werden, ist hier insbesondere du Modellversuchsprogramm 
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"Neue Technologien in der Beruflichen Bildung" des Bundesmini­
sters für Bildung und Wissenschaft :zu erwähnen, das in enger Zu­
sammenarbeit mit dem Bundesinstitut entwickelt und von dort 
betreut wird. [9] 
Bei diesen Modellversuchen werden nicht nur Konzepte und 
Modelle für die betriebliche Weiterbildung erarbeitet. Die sich 
dabei ergebenden Lösungen werden auch für die Erstausbildung, 
auf die verstärkt die Aufgabe der Qualifizierung für den Umgang 
mit diesen modernen Arbeitsmitteln zukommt, ihre Bedeutung 
erhalten. Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang 
die Qualifizierung der Ausbilder, wie sie im Rahmen der AusbiI· 
derförderung des Bundesinstituts entwickelt und erprobt wird. 
Wenn die Jugendlichen in ihrer Ausbildung bisher nicht oder 
nicht ausreichend auf die neuen Techniken vorbereitet wurden, 
so liegt das nicht an ihrer ablehnenden Haltung, sondern daran, 
daß trotz des offensichtlich hohen Bedarfs der Wirtschaft an 
entsprechend qualifizierten Fachkräften die neuen Technologien 
in der Ausbildung noch nicht den Stellenwert haben, der ihnen 
zukommen müßte. 
Dies liegt nicht allein daran, daß die Ausbildungsordnungen, also 
die staatlich festgelegten Rahmenbedingungen für die Berufsaus­
bildung im Betrieb, veraltet sind und die DV-Ausbildung nicht 
vorsehen. Solche Ausbiklungsordnungen schreiben lediglich die 
Mindeststandards fest; es liegt in der Verantwortuflg der Betriebe 
selbst, die benötigten Qualifikationen zu vermitteln. Das ist aber 
nur möglich, wenn in den Betrieben diese Technologie bereits 
zum E iniiatz kommt. 

. Dennoch i51 es wichtig, daß i n  die Berufsbilder einer Reihe von 
Ausbildungsberufen Kenntnisse, die durch den Eirnatz der neuen 
Techniken erforderlich sind, aufgenommen werden müssen. Hier 
war das Bundesinstitut, zu dessen Aufgaben die Erarbeitung 
solcher Verfahren gehört, nicht untätig. 1 1  OJ 
Die Großbetriebe, die in der Regel ein ausgebautes, gut funk­
tionierendes Bildungswesen und häufig eigene Aus· und Weiter­
bildungskonzepte entwickelt haben, sind am ehesten inder Lage, 
im Hinblick auf die neuen Technologien zu qualifizieren. Klein­
und Mittelbetriebe hingegen, die einen erheblichen Anteil an 
der Ausbildung haben, sind nur z. T. in der Lage, solche Ausbil­
dungsinhalte zu vermitteln. Sie sind auf die Unterstützung durch 
die Kammern, überbetriebliche Ausbildu ngsstätten und auch 
durch die Berufsschule angewiesen. 

Wichtig ist, daß nicht nur die Bedienerfunktionen beigebracht 
werden, vielmehr ' muß breites Grundverständnis der Informa· 
tionstechnologie vermittelt werden. Wie neuere Untersuchungen 
gezeigt haben [ 1 1 ], kommt es gerade bei den modernen Produk­
tions· und Verwaltungsarbeitsplätzen darauf an, daß die Fach­
kräfte, die durch die Technik veränderten und häufig nicht mehr 
sichtbaren Abläufe in ihrer Komplexität durchSChauen. Nur SO 

sind sie in der Lage, sinnvoll zu handeln und bei Problemen 
rechtzeitig einzugreifen. Nicht DV-Spezialberute sind hier ge· 
meint, vielmehr wird hier für eine gründliche Fachausbildung 
unter Berücksichtigung der Informationstechnologie plädiert. 
Umstritten ist, in welcher Intensität und Tiefe allgemeinbildende 
Schulen DV-Qualifikationen/neue Techniken vermitteln sollen. 
Bei der voraussichtlichen Verbreitung und der zukünftigen Be­
deutung der Datenverarbeitung in all seinen Spielarten ist ein in 
der Schule vermitteltes Grundlagenwissen im Sinne des Erwerbs 
von allgemeinen Kulturtechniken sicher sinnvoll. Dabei soll je­
doch nicht das Wecken einer Computer-Begeisterung (die gele, 
gentlich zu einer suchtähnlichen Abhängigkeit führt, dem sog. 
Hacker) pädagogische Absicht sein, vielmehr soll eine nüchtern­
rationale EinSChätzung dieser Techniken ermöglicht und deren 
Nutzungsmöglichkeiten, aber auch Probleme deutlich gemacht 
werden. Der Gesprächskreis Bildungsplanung beim BMBW hat 
in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, daß neben der 
BasisquaHfikation im Umgang mit der Datenverarbeitung (Com­
puter-literacy), die wie das Schreiben, Lesen und Rechnen in 
Zukunft zu den Kulturtechniken unserer Gesellschaft gehören 
wird, es darum gehe, .. . . .  dazu zu befähigen, sich rechtzeitig 

ein selbständiges Urteil über die Möglichkeiten und Gefahren 
dieser Tech nologien zu bilden und sie sinnvoll und nicht miß­
bräuchlich zu nutzen". [121 
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[5) Zu ähnlichl!n Ergebnissen kommt auch eine große BI8B·Längs­
schnittunterluchung: AusbHdung und berufliche Eingliederung 
IProjekt 1.052), wonach lediglich 18 Prozent dl!r Absolventen dl!s 
Jah",s 1984 sich währl!nd ih",r Ausbildung gründlich in EDV aus­
yebildlft fühlten, aber knapp die Hälfte diese QUllJifizierung für dei 
spät .... B .. ufsleblO als bedeutsam ... achtet. 
HERGET, H.; SCHÖNGEN, K.; WESTHOFF ,G.: Berufsausbildung 
abgeschlo5'ien - was dann? Übergang der Jugendlichen nach Ab· 
schluß d.r betrieblichen Berufsausbildung in des BlschäftigunQl­
system. B.richte zur beruflichen Bildung 1986 (j. VJ. 

[6) Vgl. hierzu: Eine neu .... Umfrage des Instituts für Dl!moskopie 
Allensb&ch. im: Informationsdienst das Jnstitutl dar deutschen 
Wiruchaft Nr. 1 5  - 12.Jg., 10.04.1986: Computer-Akzeptanz, 
Kontekt beut die Vorurt.iI. ob. 

[7) Vgl. KRESBACH-GNATH, C.; u. a.: "Frauenbl!schäftigung und 
neue Technologien". München, Wien 1983, Sozialwissenschaftlichl! 
Rl!ihe deo Battelle·lmtituts, Bd. 8. 

[B) Vgl. BMBW (HrsgJ: Werthaltul19'ln, ZUkunftserwartungl!n und bil· 
dungspolitische Vorstl!lIungl!n dl!r Jugend 1985 - eine Repräsen­
tativbefragung des Emnid-In$tituts, Studien zu Bildung und Wis­
!IIInscheft, Bd. 20, Bonn 1985. 

[9) Näh .... Informetion.n dazu lind im Berufsbildungsbericht 1985 
15. 68ff.) enthalten. Vgl. außerdem die Informationl!n des BMBW . 
zu "Neua Technologien und berufliche Bildung", in "Informationen 
zu Bi!dung und Wis.slnschlft" IIBW) Nr. 5/1966, S. 71 -74. 

[10) Beschluß des Hauptausschusses de� 8undesinstituts für Berufsbil· 
dung "zur Kritik 8n Verfahren zur Erarbeitung und Abstimmung 
von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen" �om 
09.12.1985. 

[ 1 1 )  KERN, H.; SCHUMANN, M.: Das Ende dar Arbeitsteilung? -
Ratlonllililrung in der industriellen Produktion, MLlnchen 1984; 
KOCH, R.: Elektronische Datenverarbeitung in der Industriever­
waltung. B ... ichte zur blruflich.n Bildung. Heft 68, und GRÜNE. 
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Berichte Zur beruflichen Bildung. Heft 69 1beide Berlin 19841. 
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Sigrid Damm-Rüger I Wallgang Fritz I Uwe Grünewald 

Qualität der Berufsausbildung aus der Sicht 
von Auszubildenden 

Allfgabe eines zur Zeit im Bundesinstitut für Berukbildung lau· 
fenden Forschungsprojektes ist 85, I nformationen über die gagen· 
wärtige Qualität der Ausbildungsglstaltung zu beschaffen, um 
daraus Hinweise zu gewinnen, wie die Ausbildungsqualität gesi· 
chert und gesteigert werden kann. Im Zuge der Vorbereitung 
einer repräsentativen Erhebung im Rahmen diellt5 Projektes wur· 
den Einzel· und Gruppengespriiche mit 30 Auszubildenden wer 
zentrale Fragen der Ausbildung geführt. Die Ergebnisse dieser 
Gespräche sind Grundlage der folgenden Ausführungen. 

1 Einführung 

In einer Befragung von über 5000 Auszubildenden im Jahre 
1972 [1] äußerten 60 Prozent, daß ihnen die Ausbildung im Be· 
trieb gefalle. 7 Prozent hatten ein negatives Urteit, 33 Prozent 
wiesen auf positive und negative Aspekte hin. 
Mehr als zehn Jahre hat es dann gedauert, bis sich Sozialwissen· 
schaftier in empirischen 'Befragungen wieder Auszubildenden in 
Fragen der Ausbildungsqualität zuwandten: 
In einer Jugendlichenbefragung des Emnid·1 nstituts [2] im Jahre 
1985 wurde an 14- bis 21jährige Jugendliche die Frage gestellt: 
"Wie ist die Berufsausbildung hier im Lande fachlich gesehen?" 
Trotz anderer Zielgruppe - auch Jugendlichen ohne eigene 
Ausbildungseriahrung wurde die Frage gestellt - und der sehr 
generellen Fragestellung zur Berufsausbildung zeigte sich ein fast 
identisches Ergebnis: 61 Prozent der Jugendlichen stuften die 
Qualität der Berufsausbildung als "gut" oder "sehr gut" ein, 
32 Prozent fanden sie nur "mittelmäßig", von 4 Prozent wurde 
die Berufsausbildung als "schlecht" oder "sehr schlecht" be· 
zeichnet. 
Ebenfalls im Jahre 1985 hat das BIBB eine Befragung von 1000 
repräsentativ ausgewählten Auszubildenden durchgeführt. [3] 
Während die Emnid-Befragung auch Jugendliche ohne eigene Er­
fahrungen im dualen System zu einer Bewertung aufforderten, 
wurden hier Auszubildende danach gefragt, wie sie ihre eigene 
Ausbildung "

empfuooen" haben. 80 Prozent der Auszubilden· 
den wiesen darauf hin, daß ihnen "ihre Ausbildung richtig Spaß 
mache" bzw. "ganz gut" sei. Knapp zwei Drittel der männlichen 
und über die Hälfte der weiblichen Auszubildenden würden ihre 
Lehre noch einmal im selben Betrieb beginnen. 
Ein überblick über die empirischen Befunde läßt zwei Schlüsse 
zu; 
1) Die individuelle Bewertung einer betrieblichen Berufsausbil­

dung ist, zumindest auf den ersten Blick, positiver geworden. 
. 2) Es fehlen neuere empirische Untersuchungen, die sich im 

SChwerpunkt mit der konkreten betrieblichen Ausbildungs­
gestaltung befassen und nicht die persönlichen Empfindun· 
gen oder sehr globale Bewertungen in den Vordergrund stei­
len. Angesichts der steigenden Anforderungen an die Qualifi· 
kationen von Absolventen einer dualen Ausbildung, insbeson­
dere wegen der Ausbreitung neuer Techniken, muß dies als 
schwerwiegender Mangel empfunden werden. 

Die folgende Auswertung von Einzelgesprächen und Gruppen­
diskussionen über zentrale Fragen der Ausbildung mit 30 Aus­
zubildenden [4] diente der Vorbereitung einer repräsentativen 
Erhebung im Rahmen des Projektes "Sicherung und Steigerung 
der Qualität der Berufsausbildung". Die Gespräche hatten einen 
explorativen Charakter, sie ermöglichten es aber, Felder der Aus­
bitdungsgestaltung zu identifizieren, in denen die Qualität der 
Ausbildung noch erhöht werden könnte, um den steigenden An· 
forderungen an die Qualifikation der Facharbeiter und Fachkauf· 

leute gerecht zu werden. In den Gesprächen wurden u.a. Fra· 
gen der Ausbildungsplanung, der Ausbildungsmethoden, der zeit­
lichen Gestaltung der Ausbildung sowie des Ausbildungspersonals 
angesprochen. Aus der Fülle interessanter Informationen von den 
Auszubildenden können im Rahmen dieses Artikels allerdings 
nur einige Aspekte ange5prochen werden. 

2 Ausbildllng im Betrieb 

Ausb i Idu ngsplanu ng 
Auch nach nunmehr 1 7  Jahren, seit Inkrafttreten des Berufsbil­
dungsgesetzes, scheint ein schriftlich gegliederter betrieblicher 
Ausbildungsplan, wie das Gesetz ihn fordert, noch nicht selbst· 
verständlich. Sieben von 30 Gesprächspartnern hatten einen sol­
chen Plan weder im Betrieb gesehen noch mit dem Ausbildungs­
vertrag ausgehändigt bekommen. Einige Ausbildungspläne wur· 
den als unzureichend eingestuft. Daher zielte eine Reihe von Vor­
schlägen der Befragten auf eine detailliertere, stärker betriebs­
bezogene Ausbildungsplanung ab. Ein Plan habe keine Relevanz 
für die Durchführung der Ausbildung, wenn er nicht an den spezi­
fischen betrieblichen Belangen orientiert sei. 

Die Frage, ob eine systematiSChere Ausbildung auf der Basis eines 
Ausbildungsplanes auch in Kleinbetrieben möglich sei, wurde 
mehrfach bejaht. So wurde etwa vorgeschlagen, Kataloge lern­
trächtiger Arbeiten festzulegen. Auch könne mit Hilfe einer ver­
besserten Ausbildungsplanung eine größere Vielfalt der an Aus­
zubildende übertragenen Arbeiten erreicht werden. 

Ausbi Idungsmethoden 
Speziell in Kleinbetrieben hat offenbar die klassische Methode 
des " Vormachens - Nachrnachens" bzw. des Lernens durch Mit­
arbeit nach wie vor eine zentrale Bedeutung. Wird diese "Mit­
arbeit" vom Ausbilder nicht als pädagogischer Prozeß verstan­
den, und dies scheint nach den Aussagen der Auszubildenden 
sehr häufig der Fall zu sein, leidet die Qualität der Ausbildung. 
Nach eigener Aussage wurden den Jugendlichen zu selten Arbei­
ten übertragen, die sie eigenverantwortlich durchführen konnten, 
ohne von der Schwierigkeit der Arbeiten überfordert zu werden. 
Zu selten also nutzten die Ausbildungsleiter und Ausbilder die 
Möglichkeit, ihren Auszubildenden das Gefühl zu vermineln, sie 
würden auch als Lernende ernstgenommen. 
Häufig - so bemängelten die Auszubildenden - habe die Zeit 
gefehlt, schwierige Dinge im Betrieb in Ruhe üben zu können. 
Außerdem hätten Erläuterungen und Erklärungen der Ausbilder 
sehr häufig unter Zeitdruck gestanden. Und sehr oft hätten in 
der täglichen Arbeit Routinearbeiten überwogen, bei denen 
schon nach kurzer Zeit nichts mehr hätte gelernt werden kön­
nen. 
In manchen Gesprächen mit den Jugendlichen wurde diese Kritik 
positiv gewendet und deutlich, daß a.uch eine Ausbildung, in der 
im wesentlichen "on the job" gelernt wird, sinnvoll und effizient 
gestaltet werden kann. Wenn sich die an Auszubildende übertra­
genen Arbeiten im Schwierigkeitsgrad steigerten, so konnten die 
Auszubildenden gegen Schluß der Ausbildung auch schwierigere 
und komplexere Arbeiten selbständig durchführen. Die Möglich­
keit, am Arbeitsplatz übungsarbeiten durchführen zu können 
ocler ,mit Erfolg Verbesserungsvorschläge zum Ausbildunllsablauf 
machen zu dürfen, wurde von den Gesprächspartnern besonders 
positiv bewertet. 

Zeitliche Gestaltung der Ausbildung 
Die zeitliche Struktur der betrieblichen Ausbildung (Zeiten pro· 
duktiver Arbeit gegenüber der Zeit für Unterweisungen oder 
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Werkstattausbildung) ist von wesentlicher Bedeutung für die Effi· 
zienz des Lernens in der Arbeitssituation. I n über zwei Drittel 
der Fälle äußerten sich die Jugendlichen im Hinblick auf die Un­
terweisungszeiten kritisch. Unterwiesen wurde - abgesehen von 
reinen Arbeiuanweisungen - entweder gar nicht oder, gemessen 
an den Informationsbedürlnissen der Jugendlichen, viel zu kurz. 

Insgesamt lag nach der Einschätzung der Auszubildenden der 
Anteil von produktiven Arbeiten mit Lerneffekt im Rahmen der 
Ausbildung am Arbeitsplatz deutlich ;zu niedrig. Die Auswahl 
der an die Auszubildenden übertragenen Arbeiten war nach deo 
fen Eindruck weit eher von betriebswirtschaftlichen als von päd­
agogischen Gesichtspunkten geprägt. In  sieben von dreißig Ge· 
sprächen wurde darüber hinaus darauf hingewiesen, das ausbil­
dungsfremde Arbeiten vorgekommen seien (tägliches Putzen der 
Verkaufsräume, Inventurarbeiten von Radio- und Fernsehtech­
nikern in der Spielwarenabteilung eines Kaufhauses u. ä.). 

. 

Ausb i I d u ngsperso na I 
Für mehr als die Hälfte der Befragten hatten die Ausbilder die 
größte Bedeutung für die Qualität der betrieblichen Berufsaus­
bildung. Diese Bedeutung ergibt sich daraus, daß Ausbilder zum 
einen den gesamten Ausbildungsprozeß gestalten und zum ande· 
ren für die Auszubildenden im unmittelbaren alltäglichen Aus­
bildungsprozeß die Hauptbezugspersonen sind. 
Verschiedene Aussagen der Befragten belegen die zentrale Be­
deutung der Ausbilder für die Qualität der Ausbildung: "Ein gu­
ter Ausbilder sorgt für hohe Ausbildungsqualität in den anderen 
Dingen." Und: "Der Ausbilder bestimmt das Klima im Betrieb." 
Und: "Ausbildungsmittel und Betriebsklima sind abhängig vom . 
Ausbilder." 
Von vielen Befragten wurde angemerkt, daß die Ausbilder bzw. 
die ausbildenden Fachkräfte zu wenig Zeit für ihre Ausbildungs­
aufgabe hätten. Sie seien zu häufig durch den Arbeitsprozeß in 
Anspruch genommen. 
Viele der Befragten hatten auch eine sehr genaue Vorstellung 
von der pädagogischen Qualifikation eines Ausbilders. Einige 
sprilchen wichtige Merkmale einei guten Ausbilders an: "Ein gu­
ter Ausbilder ist der, der Dinge kurz und verständlich erklären 
kann, der auch auf den Auszubildenden eingeht, ihn fordert, 
und der auch ab und zu nach den Lerninhalten der Berufsschule 
fragt." Und: "Wichtig ist, daß man als Lehrling zum Ausbilder 
Vertrauen haben kann." Und: "Es sollte ein guter Kontakt beste· 
hen, damit man mit Problemen kommen kann." 

Die berufsfachliche Kompetenz der Ausbilder wurde von den 
Jugendlichen nicht immer als ausreichend bezeichnet. Wenn AU5-
zubildende intensiv nachfragten, zeigten sich oft schnell Gren­
zen der fachlichen Ausbildungskompetenz. Es scheint so, als ob 
eine Reihe von Ausbildungsbetrieben prinzipiell davon ausgeht, 
daß jede Fachkraft auch zur Ausbildung geeignet ist. 

3 Die Bedeutung der Berufsschule 
für die Ausbildungsqualität 

In der Beurteilung der Gestaltung des Berufsschulunterrichtes 
spiegelt sich ein breites Spektrum von EJWartungen bei den Ju­

. gendlichen wider. Insbesondere im kaufmännischen Bereich üb­
ten die Befragten massive inhaltliche Kritik. Mehrere kaufmänni· 
sche Auszubildende bemängelten, daß die elektronische Daten­
verarbeitung trotz ihrer großen Bedeutung für die kaufmännische 
Berufsausübung nicht roer nur ungenügend behandelt werde. 
Ähnliches gelte z. B. auch bei der Berücksichtigung neuerer tech­
nischer Entwicklungen, etwa im Beruf des Radio- und fernseh­
technikers (z. B. Hifi und Video). 

Die Jugendlichen bewerteten je nach Vorbildung das Angebot 
der Berufsschule sehr unterschiedlich. Ein Teil fühlte sich unter­
fordert, während andere die Stoffdichte beklagten. Auch Sport 
und Sozialkunde wurden mal als .. gut", mal als "völlig überflüs­
sig" eingestuft. Dies macht deutlich, daß die unterschiedliche 
allgemeinschulische Vorbildung der Auszubildenden zunehmend 
zu einem Problem für den Berufsschulunterricht wird. 

Probleme bereitete nach Ansicht mehrerer befragter Auszubil­
dender die zeitliche Aufteilung zwischen der Ausbildung im Be­
trieb und der Ausbildung im Berufsschulunterricht. Von einigen 
kaufmännischen Auszubildenden wurde der wöchentliche zwei­
tägige Berufsschulunterricht negativ beurteilt. Eine solche Aus­
bildungsgestaltung erschwere es, betriebliche Arbeitsvorgänge 
komplexerer Natur mitzuverfolgen. Entweder müsse man nach 
einem Berufsschultag noch in komplexe Arbeitsvorgänge einstei­
gen, was oft nicht gelänge, oder mall bereite einen Vorgang, etwa 
einen Lieferantenauftrag im Einkauf zwar vor, sei aber durch die 
beiden Berufsschultage daran gehindert, den Vorgang bis zum 
Abschluß zu verfolgen. 

In der' Berufsschule wirke sich wiederum die Aufteilung des Uno 
terrichtes in ein- bis zweistündige Unterrichtseinheiten bei der 
Behandlung komplexerer Themen negativ auS. Eine spezielle 
Blockunterrichtsvariante (eine Woche Berufsschule, zwei Wochen 
betriebliche Ausbildung) wurde von den Auszubildenden im Be­
ruf Radio· und Fernsehtechniker .sehr gelobt. Diese Blockung 
führe zu einem intensiveren Lernen in der Schule, ohne die Aus­
bildungsbetriebe vor zu große Probleme bei der Integration der 
Jugendlichen in den Betriebsablauf zu stellen - wie das häufiger 
bei sechswöchigen Schulblöcken der Fall sei. 

Die öfter zu hörende Kritik an der maschinellen Ausstattung 
der Berufsschule wurde von den Befragten kaum bestätigt. Mehr­
fach wurde betont, daß die Einrichtung der Berufsschule mroer­
ner und breiter sei als die der jeweiligen Ausbildungsbetriebe. 
Kritik wurde allenfalls an einigen Schulbüchern der Berufsschule 
geübt, deren Inhalt entweder veraltet roer zu oberflächlich sei. 
I nsgesamt machten die Gespräche deutlich, daß die Auszubil­
denden Schule und Betrieb eher als Partner denn als Konkurren­
ten im dualen System ansehen, daß aber eine I ntensivierung die· 
ser Partnerschaft möglich ist und von den Auszubildenden ge· 
wünscht wird. 

4 Ob ... betriabliche Ausbildungsst8tten - Ergänzung der be-
trieblichen Ausbildung oder Fremdkörper und Konkurren�? 

In der literatur wie in der Ausbildungspraxis werden sowohl 
Probleme der Koordination überbetrieblicher und betrieblicher 
Ausbildung als auch der Konkurrenz zwischen überbetrieblicher 
und berufsschulischer Ausbildung betont. Im Bewußtsein der in­
terviewten Auszubildenden spielt vor allem die Konkurrenz zur 
Berufsschule eine große Rolle. Negativ wurde vermerkt, daß The­
men doppelt, nämlich unabhängig voneinander, an beiden Lern­
orten bearbeitet werden. 
Allerdings wiesen manche Auszubildende darauf hin, daß diese 
Konkurrenz auch ungewollte Vorteile habe - etwa die Möglich­
keit des Qual itätsvergleichs oder die Möglichkeit der Wissens­
überprüfung. So wurde ili einem Fall die bessere Verbindung von 
Theorie und Praxis in der überbetrieblichen Ausbildung im Ver­
gleich zur Berufsschule herausgestellt. Ein anderer Auszubilden· 
der betonte, daß in der überbetrieblichen Einrichtung Fehler der 
Schule nachgebessert worden seien, was eine gute Prüfungsvorbe­
reitung bedeutet habe. 
Mehrere Gesprächsbeiträge spiegeln die "klassische" Rollenzuwei­
sung an die überbetrieblichen Ausbildungswerkstätten wider, die 
in der Ergänzung betrieblicher Ausbildung zu sehen ist. So wies 
ein Radio- und Fernsehtechniker darauf hin, daß der überbetrieb­
liche Lehrgang eine Kompensation für das im Großbetrieb ver· 
mittelte einseitige Kenntnis- und Fertigkeitenspektrum geboten 
habe. Auch ein Bäckerlehrling bekam in der Einrichtung der In­
nung Fertigkeiten vermittelt, die sein Ausbildungsbetrieb nicht 
anbot. 

Trotz dar genannten positiven Hinweise auf die überbetriebliche 
Ausbildung gaben Jugendliche auch eine ganze Reihe kritischer 
Hinweise: 

Auch in den überbetrieblichen Einrichtungen gebe es Ausbil­
der, die fachliche Mängel aufwiesen oder Fragen nicht aus· 
führlich genug beantworteten. 
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Auch überbetrieblichs Eirvichtungen planten zu starr oder 
hätten zu große Gruppen. 

Auch beim Stoff, den &befbetriebliche Einrichtungen aooö­
ten, sei - wie in der Berufsschule - der Anwendungsbezug 
mangelhaft. 

Die inhaltliche und zeitliche Koordination zwisdlen iibef· 
betrieblichet" Ausbildung, Betrieb und Schule sei nicht immel" 
ausreichend. 

5 Selbstindiikeit und KOOpefetionsfihigklit - _nt liehe 
Ziele einer guten Beruf.utbildul'\i 

Zu den Schlüsselqualifikationen, denen im Arbeitsleben eine zu· 
nehmende B&deutung beigemeswn wird, gehÖf"en Selbständig· 
keit und kooperatives Verhalten. Die Frage, ob die Ausbildung 
dem Rechnung getragen habe, wurde von den Auszubildenden 
unterschiedlich beantwortet. 

Es wurde von befragten ·Auszublldenden sehr positiv bewertet, 
wenn sie im 2. und 3. Ausbildungsjahr zunehmend Gelegenheit 
bekommen hatten, selbständig zu arbeiten. Insbesondere Befrag· 
te aus HiindwerksbEtrufen konnten auf solche Erfahrungen 
zurikkblicken. Von einem Auszubildenden wurde im 2. Ausbil· 
dungsjahr sogar schon eine "Bauaufsicht" ausgeübt, bei der mit 
Architekten zu verhandeln war und leitweilig ein Geselle "un· 
terstellt" wurde, der den Bau nicht kannte. Der Meiner sei aber 
IIJch regelmäßig voroeige6commen. 

Andere berichteten, daß si. zumindtst in einzelnen Abteilungen 
selbstindige$ Arbeiten lernen konnten. Du war besonder$ dann 
häufig der Fall, wenn "Ernstfälle" eintraten, z. B. Meister, Chef 
oder Sachbearbeiter in Abwesenheitsfällen zu vertreten waren. 
Der extreme Fall, daß "am meisten gelernt wurde, als der Chef 
im Urlaub war", $OlIte sicher nicht zum Vorbild erhoben werden. 

Einige Befragte beklagten sich dagegen über zu wenig Möglich· 
keiten ZlI $8lbständigem Handeln. 

Ähnlich wie bei den Aunagen zur Selbständigkeit zeigt!tl $ich 
auch bei denen zur Kooperationdähigkeit Unterschiede. So wUr· 
den z. B. die Bicker kooperatives Arbeiten lernen, da in einer 
Backstube "viele Arbeiten Hand in Hand" gingen. Zusammen· 
arbeit war auch dann zu lernen, wenn die Arbeiten anderer zu 
Ende zu führen waren. Ein Teil der Befragten stellte fest, daß 
während der Ausbildung zu wenig zusammengearbeitet bzw. die 
ZU$ammenarbelt nicht gefördert oder gar untersagt worden sei. 

Einen Sonderfall der Kooperation während der Ausbildung steHt 
die Hilfe der Auszubildenden untereinander dar. Auszubildende 
bereiteten sich z. B. gemeinsam auf die Prüfung vor oder gaben 
jüngeren Auszubildenden Nachhilfe. Solche Ansätze zur Koope· 
ration wurden von Ausbildern teils gefördert, teil$ beargwöhnt 
oder sogar unterbunden. 

6 AutbUdung und Prüfung tBerufJfihigkeit versus 
Absc:hIu8priifung) 

Anerkannte$ Ziel der Ausbildung ist die berufliche Handlungs· 
fähigkeit. Dieses Ziel umf.ßt 5OWOhJ die Fähigkeit zu berufli· 
men Leistungen als auch eine darüber hinausgehende Persön­
lichkeiUbildung und -entfaltung sowie detl E.--b einer allge­
meinen Lebensklugheit. 

AUentitlg$ widenpricht dimr Einsicht völlig das heute gängige 
Verfahfen der Oberpriifung oder Festuellung, ob dies-es Ziel von 
den Auszubildenden erreicht wurde. Die Priifungsanforderungen 
und Prüfun�verfahren sInd überwiegend darauf ausgerichtet, 
einzelne Fertigkeiten, kleinere Prüfungsstücke, gelernte$ Wi$5en 
abzupl"Üfen. 

Von daher ist es nicht verwunderlich, wenn die meisten der be· 
fragten Auszubildenden die Qualität ihrer Ausbildung auch noch 
einmal gesondert unter dem Aspekt betrachten, ob und wie sie 
an den einzelnen Lernorten, auf das Bestehen der Abschlußprii· 
fung vorbereitet wurden. Zunächst ging aus ihren Aussagen deut· 
lich hervor, daß die Prüfungsrelevlnz von Betrieb, Schule und 
überbetrieblicher Ausbildungutäne je nach Ausbildungsberuf 

bzw. je nach Ausbildu ngsbereich unterschiedlich ist. Insbeson· 
dere im k .... fmännischen Bereich wird der in der Schule vermit· 
telte Stoff als entscheidend angesehen. Die Mehrzahl der kauf· 
männischen Auszubildenden war dieser Ansicht. Anders in die 
Situation in handwerklichen bzw. in gewerblich·technischen Be­
rufen, in$besondere wenn Betriebe eigene Lehrwerkstätten ha· 
ben und innerbetrieblichan ZU$8lzunterrkht anbieten. Hier ist 
nach Meinung der meisten Auszubildenden du im Ausbildungs· 
betrieb Gelernte von größerer Bedeutung für die Prüfung als der 
schulische StoH. 

Während die befragten Auszubildenden unter Prüfungsgesichts· 
punkten die Berufli5Chule hauptsächlich wegen des Fehlens wich­
tigM Ausbildungsinhalte kritl�erten, warfen sie den Betrieben 
über diesen Punkt hinaus auch noch auHällig häufig mangelnde 
Unterstützung eigener Anstrengungen zur Prufungsvorbereitung 
vor - so z. B. Desinteresse des Meisters an Prüfungsfragen oder 
keinerlei Arbeiuerleichterung/Arbeitsbefreiung vor dem Prii· 
fungstermin. 

Nur sehr wenige der befragten Jugendlichen sprachen allerdings 
davon, daß du eigentliche AusbIldungsziel "Berufsfähigkeit

" 
im 

Widerspruch zu dem steht, was durchgängig in den Prüfungen ge­
fordert wird und daß eine zu starke Ausrichtung der Ausbildung 
auf das Bestehen der Priifung das Erreichen der Beruftfähigkeit 
sogar INIhindern kann. 

Ein enemaliger Auszubildender, der 5ich an die Priifungsvorbe­
teitung in §einer überbetrleblicheo Ausbildungsstätte erinnerte, 
dazu: "Man iibersteht die Priifung dann bestimmt mit einiger 
Sicherheit, weil man die ganzen Arbeitsgänge gerade gemacht 
hat.. Aber es �n mir keiner sagen, daß er nach ein paar Monaten 
noch die ganzen AtbeitsQinge beherrscht - dann, wenn er das 
einmal gemacht hat - vor der Prüfung für die Priitung." 

Implizit wurde deutlich, daß die befragten Auszubildenden 
ganz pragmatisch beides an allen Lernorteo und voo aUen Aus­
bildungsträgern verlangen - eine Ausbildung fur den §eJbstindi· 
gen und verantwortlichen EimaU im Beruf und eine Vorberei· 
tung auf die Prüfung. 

7 Schlußbemerkung 
Insgesamt vermittelten die Gespräche mit den 30 Auszubilden­
den bzw. bereits Ausgebildeten ein sehr differenziertes Bild be· 
stehender Ausbildungssituttlonen. Auszubildende müssen dem· 
nach als Experten der Berufsausb ildung betrllChtet werden, in$· 
besondere wenn es darum geht, die Berufsausbildung zu verbes· 
sern. Fur eine Beteiligung an dieser Aufgabe $ind sie in der Ver· 
gangenheit sichsr nicht genug herangezogen worden, obwohl,der 
Geseugeber diese Möglichkeit im § 1 1  (3) des Berufsbildungs· 
törderungsgeseues im Rahmen der Regelung der Fachausschüsse 
des Bundesinstituts für Berufsbildung eröffnet hat: "Entspre· 
chend der Aufgabenstellung des jeweiligen FaeMausschusses sol· 
len ihm auch Ausbilder und Auszubildende angehören." 

ArI_k ... ..... 
111  s.frag ... ng von 5465 AUlZUbildencMn Im �Iunen der ErMbungen 

d.,.. s.c�nindigenkommia.lon .. Kott .... und Fin.nrierung rkIr btI-­

rufllehen 8ildung·'. Oie Ergebnisse '*" .. hr detaillierten und urnf;l .. 
Mond .... Erhebung wur ..... 1974 in einem Abadllu�icht --off_. 
lidll. 

121 Emnkt-lorllillt, W .. ,"'ltuncl'<1, Z ... k ... nft __ nungen ... nd bildu .... · 
po'l1itche Vorft .. 'ung .... der Jugend 1985, Bundetminirt .. fiir 8il­
dung und Wi ...... llChlfI, BOI'In 1985, S. 38. 

131 Die empirltc:hen &gebnif" "nd .... t ... mmen: 
DAVIDS,S., HECKER, U., KL.OAS, P.·W.: L.eru-e '85: Will Auuubil· 
de-ndl davon hIIlten, In 8WP B/B5, S. 218. 

]4] Un..e Gespriche und Gruppendifkuuio ..... .... heben selbst_nind. 
lieh keinen Amprueh lul ReprhentlltMtSt. Sie besclTinkten .Jeh 
pul Jugendliche IUI 8.lIn und dem Köl>tef Reum, die entwed. kurz 
vor deo- Letnb'<:hlußpriifung 5IRnd"ln bzw. gende ihre Ausbildung 
beende! "'lIen. Im ge_bllch-llIC:hnischen Bereleh waren vor ellem 
Redlo· und Ftrnsehteehnlk .. , Mal .. und lIeki ... IOwle Siek .. uno 

.... Getprkh,pel"1oer, Im kaufmiinnilChen Barlich dominierteo 
8üroKlufleute, BOrogehlllen IOwie Verkiiufer und Eionlheodel,KDul. 
leull. Die Mehrheit der befrfgttn J�nd)ichen um aus kleinereo 
8nriebeo. 
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Hermann Herget I Peter-Werner Kloas 

Teilzeitarbeit nach der Lehre 

.. T.ilzeitartMlt nKh der LehR" - mtt diesem Schlapoort verbin­
Mn .k:tI Hoffnung , • •  und Skep$i •. Die einen befürworten sol­
ch, Einltiegul'bettsplitte, weil sie dui" ein Mittel Jenen, um 
Problem, der Arbeiulosigkeit In der Obervangsschwelkl von der 
Aulbildung in den Beruf zu mildern. Die Inderen lehnen diese 
Ob.nlhmeformen 8b, weil arbeitlOrganJJatorilChe oder finan­
zi.lle Gründe d� IpNChen oder IIIfundsitzliche Bedenken 
buUhen, dlß dldurch andere politische Ziele (z. B. allgemeine 
Verkürzung dM Arbeitszeit) oder arbeits- und IOzillvenictM­
runglrechtlicne SUnd,nt, zum Schutze der Arbeitnehmer l1li­
fihrdet wwd.n. 

In der politischln und WiAenlChaftlichen AU18iOllndenetzuTIQ 
iber dan SUllienwert und die AulgatlIIltung von Teilzeitarbeit 
nach dar Lehr. werden bith4lr die Intereuenlagen und Bedürf­
nb. dllf unminelber Betrdffenen - der Auszubildenden und 
AblOlventln bwuflicher Bildunpginge ein_iu und der Be· 
triebe ...... rllks - noch zu weoig berückfidltigt. I m  folgen· 
den wird venucht, dirtNI Manko IUSZUgleichen. Dirgesteilt wer· 

dln Eraebn_ IU' n.,.,.n Untenucflungen da Bundninstituts 
fiir e.uflbildül'll1, dieo Neh Mlf die AJu:eptanz VM'IChied.en .. 

Übemlhrnarnoct.lle bezleMn. Ein weiwa Anliegen da Beitrlgs 
in M, d;' bisher lberwiegrlnd nur unter Irbei"tsmntpolititchen 
Gnichtapuntun ge1üh111 Di*ulllion zvr Teiluitllbeit um bil­
dunppofitltchl Atpek.te zu erweitern. 

1 Hintlrfrund: Der 8en.ifMinstteg 
nach AblChluß der Autbildunt wird lehwieriger 

Im Sommer des vergan98nen Jahres führte das BUOOesinstitut 
für Berufsbildung Im Rahmen des Fonchungsprojekts ,,.lugend, 
Ausbildung und Beruf" eine repräsentative Untersuchung bei 
Auszubildenden durch. Dabei wurden die Jugendlichen u. a. 
gefragt, wie .Ie ihre Aussichten beurteilen, nach der Lehre einen 
Arbeitsplatz zu bekommen. Im Ergebnis schätzte zwar jeder 
zweite der befragten Auuubildenden seine Chance auf eine Be· 
schäftigung "eher zuversichtlich" ein. Rund ein Drittel der Ju· 
gendlichen }!doch - eine sehr beträchtliche Minderheit also -
äußerte sich "eher besorgt" zu den Aussichten auf einen Arbeits· 
plau. (1] 
Leider ist diese Skepsis nicht unberechtigt. Immer mehr Absol· · 
venten einer betrieblichen Berufsausbildung mußten sich während 
der vergangenen Jahre Im Anschluß an die Lehre arbeitslos mel· 
den. 1985 waren el bundesweit 87(X)(), das sind 6CXlO mehr als 
Im Vorjahr und 33000 mehr als ncx:h 1982. [2] Oie Arbeitslosig· 
keit an der "zweiten Schwelle" - beim Übergang von der Aus· 
bildung in die BeschihilJll'Ig - in also auch im Zeichen verbes· 
serter Koojunkturdaten ein dringendes beschäftigunyspolitisches 
PToblem. 
Auch wenn Indere Daten der Bundesanstalt rur Arbeit darauf 
hindeuten, daß die Dauer der individuellen Arbeitslosigkeit nach 
der Ausbildung im Vergleich zum Vorjahr zurflckgegangen ist (3], 
sind die Schwterigkeiten des BerufMinstiegs nach der lehre nicht 
zu unterschätzen. Wenn der Berufsstart zum deprimierenden 
Fehlrtart wird, In: die etwas ktinere Verweiklauer in Arbeitslosig­
keit für die Betroffenen gewiß ein schwacher Trost. Gerade Ar· 
beitslosigkeit und unstabile Berufspositiooen in dar Phase naeh 
Abschluß der Ausbildung vllfursachen erhebliche Folgewirkun· 
91n, weil die beruflichen Einstiegspositionen den gesamten Be· 
rumerlauf ltark bHinflunen. [4) Die er$ten Beruhjahre sind für 
die Festigung und den Transfer der in der Ausbildung erworbe· 
nen Kenntnisse und Fertigkeiten - für die Ausprägung berufli· 
cher Hlndlungsfihlgkeit - unerläßlich. Fehlt die" Erfahrung, 
so entfällt eine wichtige berufsqualifizierende und berubstabili· 
siereode Funktion. 

Die Schwierigkeiten an der zweiten Schwelle lauen sich nicht 
nur an den Daten zur Beschäftigungsk)sigkeit ablesen. Ein be­
trächtlicher Teil der Ausbildungsllbsolventen wird ZWaK nicht ar· 
beiulos, muß sich aber mit Ersatzlösungen zufriedengeben. Das 
zeigen Untersuchungsergebnisse bei rund 10000 Absolventen 
aus den Beruhbereichen Metall·Elektrotechnik sowie Wirtschaft 
und Verwaltung. Die Befra9Ung wurde 1984/85 im Rahmen des 
Forschungsprojekts "Ausbildung und berufliche Eingliederung" 
durchgeführt. (5J 
Sechs Monate nach Abschluß der Ausbildung ergab sich dabei, 
daß neben den 48 Prozent der Jugendlichen, die einen unbefriste· 
ten Arbeitsvertrag Im erlernten Beruf bekommen hatten und 
den 10 Prozent. die erwerbslos waren, weitere 

12 Prozent unbefristet für eine Tätigkeit eingestellt worden 
sind, für die der erlernte Beruf nicht Voraussetzung ist, 
7 Prozent lediglich einen befristeten Arbeitsvertrag erhielten, 
davon nicht einmal die Hälfte im erlernten Beruf, 

- 13 PTozent eine weitere Ausbildung, Fortbildung oder Um· 
SlChulung aufgenommen hatten. Diese Gruppe umfaßt nicht 
nur aufstiegsorientiene junge Fachkräfte (die z. B. die Fach· 
hochschulreife für die Aufnahme eines Ingenieurstudiums er· 
langen wollen), sondern auch diejenigen, die eine erneute 
Ausbildung oder eine Weiterbildung wählen, weil sie keine 
Arbeitsstelle gefunden habei1, 
10  PTozent der Abwlventen (bzw. 14 Prozent der jungen 
Männer) den Wehr· oder Zivildienst ableisteten. Durch die 
unmittelbare Einberufung entgehen einige der Befragten einer 
sonst drohenden Arbeitslosigkeit - zumindest für die Zeit 
des Wehr· und Zivildienstes' 

Die Schwierigkeiten. nach Abschluß der Lehre vom Ausbildungs· 
betrieb übernommen zu werden oder in einem anderen Betrieb 
eine ausbildungsadäquate Arbeit zu finden. wirken sich nicht 
nur neoativ euf die lebensphlse nach Abschluß der Ausbildung 
aus, sondern werden zum Problem für die Ausbildung selbst. Teil· 
ergebnisse aus der bereits zitierten Untersuchung des Projekts 
,.Jugend, Ausbildung und Beruf" zeigen, daß die zunehmende 
Unsicherheit der Auszubildenden, nach Abschlußder lehre einen 
Arbeitsplatz zu finden, zur Schlüsselfrage innerhalb der Ausbil· 
dung wird Je]: Unsichere Obernahmechancen bedeuten mehr 
Unzufriedenheit mit der Ausbildung und Abstriche an den Be· 
ruf5efWartungen. Trotzdem bleiben der Wille und die Motlva· 
tion, die Ausbildung durChzuhalten und mit einer erfolgreichen 
Prüfung abzuschließen, ungebrochen. Geändert haben lich aber 
die Motivltionsgründe. Die positiv. Leistungsorientierung (Quali· 
fizierung fiir einen Beruf) wird z. T. durch eine defensive Ori.n· 
tierung (Auzlldung zur V«meKIl!.OII von AlbeiUlosigkeit) ver· 

drängt. lehrlinge, die befürchten, daß sie nicht übernommen 
werden, klagen luch häufiger über den Druck, sich unterordnen 
und Kritik zurückhalten zu müssen. Nicht selten - dies wird 
durdi die Aussagen von Ausbildern und Berufsschullehrern ge­
stiiUt - Ist auch eine Zunehme der Konkurrenz zwischen den 
Auszubildenden und ein übertriebener Opportunismus der Ju· 
gendlichen zu beobacIlten, sobald es um die Frage der Ober­
nehme geht. 

2 Handeln in gefragt 
Es führt nicht welt.r, defl' ,Schwarzen Peter' "Arbeitslosigkeit" 
zwischen den politisch Beteiligten hin· und herzuschieben. Eben· 
sowenig kann man sich da, euf verlassen, daß der sich abzeichnen' 
de konjunkturell. Aufschwung die Schwierigkeiten junger Fach· 
kräfte b.im Obergang von der Ausbildung in den Beruf wesent· 
lich mindert. Konkretes Handeln ist gefragt. 
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Teilzeitarbeit nach der lehre wird von der Bundesanstalt für Ar­
beit und den Bundes- und Länderministerien als ein notwendiger 
Baustein im Spektrum der verschiedenen Maßnahmen gegen die 
Arbeitslosigkeit junger Fachkräfte begriffen. Auch scheinen die 
eher ideologischiJrundsätzlichen Auseinandersetzungen der Ver­
gangenheit zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern [7] einer 
mehr sachbezogenen Diskussion um die Ausgestaltung entspre­
chender Arbeitszeitmodelle zu weichen. [8] 

Oie Skepsis, die seitens der Gewerkschaften und der Betriebs­
räte einer Teilzeitbeschäftigung nach Abschluß der Ausbildung 
entgegengebracht wird, resultiert vor allem aus den negativen Er­
fahrungen von Teilzeitbeschäftigten (z. B. mit kapazitätsorien­
tierter variab�r Arbeitszeit - "Kapovaz") .  Sie.befürchten, daß 
die vermehrte Anwendung individueller Regelungen zur Verkür­
zung und Flexibilisierung der Arbeitszeit einseitig betrieblichen 
Interessen Vorrang verschaffen und der gewerkschaftlichen Stra­
tegie zur generellen Arbeitszeitverkürzung entgegenlaufen könn­
te. Auch seitens der Arbeitgeber gibt es Vorbehalte; denn die Or­
ganisation von Teilzeitarbeit verlangt von den Betrieben ebenfalls 
mehr Flexibilität. Zum Teil wird auch das Argument vorgebracht, 
daß die Umstellung auf Teilzeitarbeit Kosten verursache - ge· 
rl(Innt werden z. S. 1 bis 3 Prozent der Personalkosten. Dabei 
wird übersehen, daß der mit der Einführung von Teilzeitarbeit 
verbundene betriebliche Nutzen in vielen Fällen höher ist als 
die damit verbundenen Kosten, daß z. B. die Arbeitszufriedenheit 
der Mitarbeiter wächst, was sich positiv als Verringerung der 
Fehlzeiten und der Fluktuation niederschlägt. [9] 

Den Gewerkschaften, die sich einer "Teilzeit-Euphorie" eines 
breiten Spektrums der Meinungs- und Entscheidungsträger ge­
genübersehen (Teilzeitarbeit als . .  Weg in eine sichere Zu­
kunft" [10]) fehlt ein in sich geschlossenes Konzept, mit dem 
sie in die aktuelle Diskussion und Ausweitung der Teilzeitarbeit 
gestaltend eingreifen können. Erste Ansätze zur Entwicklung 
eines solchen Konzepts [11]  berücksichtigen stärker die objekti­
ven Arbeits- und lebensbedingungen von Arbeitnehmergruppen, 
für die Teilzeitarbeit besonders attraktiv ist, So werden bestimm· 
te Formen von Teilzeitarbeit durchaus als Elemente gewerkschaft­
licher Interessenvertretung begriffen. Dazu rechnet Teilzeitarbeit 
zur Verminderung überproportionaler Arbeitsbelastunge:n im Er­
werbsbereich oder im Privatbereich sowie Teilzeitarbeit zur Ge· 
währleistung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand für 
ältere Arbeitnehmer. Unter dem Gesichtspunkt der Sicherung 
des - Berufseinstiegs spricht vieles dafür, die gewerkschaftliche 
Skepsis gegenüber Teilzeitarbeit nach der Lehre zu überdenken. 
Dabei sollten zwei Aspekte nicht übersehen werden: 

Für einen Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen, der nach 
Abschluß seiner Ausbildung vor der Alternative steht: Teilzeit· 
arbeit oder VoJlzeitarbeitslosigkeit, muß es unverständlich 
bleiben, wenn z. B. der Betriebsrat ihm die Alternative Teil· 
zeitarbeit verbauen würde. Vielmehr braucht er Unterstützung 
bei der Ausgestaltungder RahmenbedingJngen seiner Teilleit· 
arbeit (vgl. Teil 6). 
Teilzeitarbeit nach der Lehre muß nicht notwendigerweise als 
ein Unterlaufen der gewerkschaftlichen Forderung nach Ar· 
beitsumverteilung durch generelle Arbeitszeitverkürzung bei 
gleichbleibendem lohn/Gehalt empfunden werden. lehrreich 
könnten hier Entwicklungen in den Niederlanden sein. 1983 
wurden dort für die meisten Branchen Tarifverträge geschlos­
sen, die vorsehen, daß alle Jugendlichen auf Teilzeitbasis (in 
der Regel mit einem 32-Stunden·Vertrag) eingestellt werden. 
Diese Vereinbarungen wurden von den Gewerkschaften nicht 
ais Alternative, sondern gerade als Bestandteil einer sehr viel 
umfassenderen Strategie der ArbeitSleitverkürzung gewer­
tet. [12] 

Teilzeiurbeit nach der Lehre ist ein wichtiges Element im Spek­
trum der verschiedenen Maßnahmen zur Bekämpfung von Ju' 
gendarbeitslosigkeit an der zweiten Obergangsschwelle. Andere 
Formen der Arbeitsumverteilung (z. B. allgemeine Verkürzung 
der tariflich vereinbarten Wochenarbeitszeit, Vorruhestandsrege-

lung) gehören ebenso dazu, wie Ansätze und Initiativen zur 
Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze (Förderung von Existenz- . 
gründung und Selbsthilfeprojekten, Beschäftigungsprogramme 
wie "Arbeit und Umwelt" etc.). Das gleiche gilt für Konzepte im 
Bereich der beruflichen Bildung. Hierzu rechnen Versuche, das 
Ausbildungsplatzangebot so zu strukturieren, daß vermehrt in 
.. zukunftssicheren" Berufen Qualifikationen vermittelt werden 
sowie Maßnahmen zur nachträglichen Qualifikationserweiterung 
und -korrektur (Fortbildung, UmSChulung). 
Auch die von uns befragten Personenl1"uppen gehen davon aus, 
daß den Problemen des Übergangs nach Abschluß der Ausbildung 
nur durch ein Maßnahmebiindel begegnet werden kann. Bei den 
Jugendlichen z. S., die sich gegenwärtig in der Ausbildung befin· 
den, nimmt Teilleitarbeit nach der lehre im Spektrum der ver­
schiedenen Konzepte und Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosig­
keit an der zweiten Übergangsschwelle einen nachgeordneten 
Rangplatl ein. Weitaus häufiger sehen sie eine frühere Verrentung 
älterer Arbeitnehmer - unter der Nebenbedingung, daß dafür 
jüngere Arbeitskräfte neu eingestellt werden - oder die Verkür­
zung der allgemeinen tariflichen Wochenarbeitszeit (35-Stunden­
Woche) als geeignet an. Wenn wir uns trotzdem auf Teilzeitarbeit 
nach der Lehre konzentrieren, dann nicht nur deshalb, weil 
41 Prozent der Befragten (gefragt wurde nach der am wenig­
sten attraktiven Form von Teilzeitarbeit) dieses Konzept für er­
folgversprechend halten. Trotz der im Vergleich niedrigeren Ak­
zeptanz von Teilzeitarbeit nach Abschluß der Ausbildung gehen 
wir davon aus, daß die Umsetzung entsprechender Konzepte vor 
allem deshalb Priorität haben sollte, weil weniger Realisierungs­
hemmnisse (z. B. im Vergleich zur allgemeinen Einführung der 
35-Stunden-Woche) und weniger ReichweitenbegrenlUng (im 
Vergleich zur geringen I rl(Inspruchnahme der Vorruhestandsrege­
lung durch ältere Arbeitnehmer) zu erwarten sind. Auch im Ver· 
gleich zu möglichen Maßnahmen im Bereich der beruflichen Bil· 
dung wird der Beschäftigungseffekt von Teilzeitarbeit höher be­
wertet. Denn durch eine "bedarfsgerechtere" Struktur des Aus­
bildungsplatzangebots, durch Ausbildungsinhalte höherer "Fle­
xibilität", durch Fortbildung oder Umschulung in "zukunftssi· 
chere'· Berufe verbessern sich - jeweils individuell betrachtet­
lediglich die Konkurrenzbedingungen auf dem Arbeitsmarkt, 
aber kaum die Beschäftigungslage junger Fachkräfte in ihrer Ge­
samtheit. Im besten Fall kann die Zahl der arbeitslosen Fach­
kräfte durch Besetzung offener Stellen geringfügig gesenkt wer· 
den. Im wesentlichen wird es nur zu einer Angleichung der Ar­
beitslosenanteile zwischen den einzelnen Berufsgruppen kom­
men. 
Die Auseinandersetzung mit den verschiedenen Konzepten von 
Teilzeitarbeit nach der lehre ist vor allem deshalb notwendig, 
weil sie für junge Fachkräfte, die heute arbeitslos sind, einen 
Handlungsspielraum eröffnen (Arbeit im erlernten Beruf, Be­
rufserfahrung), den sie aus der vagen Hoffnung 'auf eine allge­
meine Verkürzung der Arbeitszeit oder auf stärkere Effekte aus 
Vorruhestandsregelungen nicht ableiten können. 

3 Teilzei1arbeit im Urteil von Auszubildenden -
Lehrlingsstudie '85 

Im Rahmen de� BIBB-Forschungsprojekts "Jugend, Ausbildung 
und Beruf" wurden in Zusammenarbeit mit SINUS MÜNCHEN 
im Sommer 1985 neben anderen Untersuchungsgruppen [13] 
1000 repräsentativ ausgewählte Lehrlinge zu berufsbezogenen 
Erfahrungen, Wünschen und Erwartungen befragt. [14] Unter 
anderem wurde der Frage nachgegangen, wie AIJSlUbildende 
(mit mindestens einjähriger Ausbildungserfahrung) die verschie­
denen Übernahmeformen nach dem Abschluß der Ausbildung 
beurteilen. In die Auswertung einbezogen wurden 996 Inter­
views. 
Um die Zahl der Antwortkategorien gering zu halten, wurden 
hypothetische Grundtypen gebildet, die z. B. eine Abgrenzung 
von Teilzeitarbeit kürzerer Dauer (20 Wochenstunden) und Teil­
zeitarbeit längerer Dauer (30 Wochenstunden) sowie von Teil-
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zeitarbeit ohne Weiterbildung (bei 20 Arbeitsstunden) und Teil­
zeitarbeit in Kombination mit Weiterbildung (ebenfalls 20 Ar­
beitsstunden) erlauben. Die verschiedenen Formen von Teilzeit­
arbeit sollten wiederum von Vollzeitarbeitsformen (befristete 
Arbeitsverträge einerseits und Beschäftigung außerhalb des er­
lernten Berufs andererseits [15)) abgrenzbar sein. Alle Zwischen­
und Mischformen blieben unberücksichtigt. Um zu verhindern, 
daß die Antworten den Charakter allgemeiner Meinungsäußerung 
annehmen, war die Fragenformulierung auf das Verhaltensmu­
ster des jeweiligen Probanden in einer für ihn konkret vorstell­
baren Situation ausgerichtet. Die Antwortvorgaben erlauben 
eine klare Unterscheidung zwischen Akzeptanz und Ablehnung 
einerseits sowie Akzeptanz unter Vorbehalten andererseits. 
Aus der übersicht 1 geht hervor, daß sowohl Teilzeitarbeit mit 
längerer Wochenstundenzahl (30 Stunden) als auch Teilzeitarbeit 
in Verbindung mit beruflicher Weiterbildung von Auszubilden· 
den eher akzeptiert werden, als befristete Arbeitsverträge, Teil· 
zeitarbeit von kürzerer Dauer (20 Stunden) und Tätigkeiten 
außerhalb des erlernten Berufs, wenn mit dieser berufsfremden 
Tätigkeit geringere Bezahlung und schlechtere Aufstiegschancen 
verbunden' sind. Wie wichtig die vereinbarte Wochenstundenzahl 
für die Akzeptanz von Teilzeitarbeit ist, zeigt sich im direkten 
Vergleich der 20· und 30stündigen Teilzeitarbeit (bei sonst uno 
veränderten Bedingungen) : Während nur 14 Prozent der Auszu· 
bildenden nach Abschluß ihrer Lehre eine Teilzeitarbeit bei hai· 
ber Stundenzahl "auf jeden Fall annehmen würden", verdrei· 
facht sich dieser Anteil auf 44 Prozent bei 30 Wochenstunden. 
Der Grund für diesen deutlichen Unterschied dürfte vermutlich 
darin liegen, daß der Verdienstausfall bei 20 Wochenstunden das 
Einkommen zu weit absenkt, um eine annehmbare Existenz der 
Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen (die mit dem Ende ihrer 
Ausbildung auch ökonomisch unabhängig werden wollen) zu ge· 
währleisten. Einen stark fördernden Effekt auf die Bereitschaft, 
"auf jeden Fall" Teilzeitarbeit anzunehmen, hat die Ergänzung 
durch eine bezahlte Umschulung oder Fortbildung: Hier verdop· 
pelt sich der Anteil von 1 4  Prozent (Teilzeitarbeit ohne Weiter· 
bildung bei 20 Wochenstunden) auf 30 Prozent, wenn die Teil· 
zeitarbeit (ebenfalls 20 Wochenstunden) durch Weiterbildung er· 
gänzt ist. 
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Hinsichtlich der Akzeptanz von Teilzeitarbeit sind die Auszubil· 
denden keine homogene Gruppe. Im folgenden wird der Frage 
nachgegangen, wie die beiden attraktiveren Forman von Teilzeit­
arbeit (Teilzeitarbeit bei höherer StundenzahlfTeilzeitarbeit in 
Verbindung mit Weiterbildung) von einzelnen Auszubildenden· 
9:"uppen ·beurteilt werden. Vergleicht man die Antworten der 
Lehrlinge aus unterschiedlichen Ausbildungsbereichen und in 
Abhängigkeit von der Betriebsgröße (s. Übersicht 2), so verläuft 
die Beurteilung der Teilzeitarbeitsformen durch die Auszubilden· 
den nahezu konträr zur Einschätzung der Arbeitgeber bzw. Be· 
triebe [16]: Während seitens der Arbeitgeber Teilzeitarbeit ten· 
denziell eher für den Bereich des Handels und vergleichsweise für 
Großbetriebe attraktiv erscheint, ist gerade bei Auszubildenden 
aus dem Bereich des Handels die Akzeptanz (Kategorie "auf je· 
den Fan annehmen") niedriger als in anderen Ausbildungsberei· 
chen und die Bereitschaft, Teilzeitarbeitsverträge anzunehmen, 
bei Lehrlingen aus Kleinstbetrieben (bis zu 9 Beschäftigten) be· 
sonders ausgeprägt. Dies gilt zumindest für die Übernahmeform 
"Teilzeitarbeit ohne Weiterbiklung". Sofern Teilzeitarbeit durch 
Weiterbildung ergänzt ist, verringern sich die Unterschiede zwi· 
schen den einzelnen Ausbildungsbereichen. Auffällig ist, daß 
durch die Verknüpfung mit Weiterbildungsangeboten die eher 
zurückhaltende Beurteilung von Teilzeitarbeit durch Auszubil· 
dende im Bereich des Handels einer sogar überdurchschnittlichen 
Akzeptanz weicht. Die Grunde dafür könnten sowohl in einem 
besonderen Weiterbildungsbedarf der im Handel beschäftigten 
jungen Fachkräfte als auch in der besonderen Skepsis gegenüber 
den gerade im Handel praktizierten Teilzeitarbeitsformen liegen. 
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Während sich im Vergleich der Auszubildenden mit gewerblich· 
technischen Berufen uoo kaufmännisch·verwaltenden Berufen 
insgesamt keine größeren Differenzen in der Akzeptanz der bei· 
den Teilzeitarbeitsformen ergeben, lassen sich auf der Ebene ein· 
zelner Ausbildungsberufe deutliche Unterschiede erkennen. Die 
Bereitschaft, entsprechende Arbeitsverträge anzunehmen, ist -
was naheliegt - in den Berufen überdurchschnittlich hoch, de­
ren Absolventen besonders häufig von Arbeitslosigkeit nach Ab­
schluß der Ausbildung betroffen sind. [171 Dieser Zusammen­
hang bestätigt sich auch durch einen Vergleich der Antworten 
von Auszubildenden, die ihre Berunchancen nach Abschluß der 
lehre gut bzw. schlecht beurteilen (5. Übersicht 3). lehrlinge, 
die davon ausgehen, nach Abschluß ihrer Ausbildung weder vom 
Ausbildungsbetrieb übernommen zu werden noch in einem ande· 
ren Betrieb Arbeit 1;U finden, akzeptieren Teilzeitarbeit wesent· 
lich häufiger als Jugend liche, die sich gute Berufschancen aus· 
rechnen. Andererseits ist aber auch das Ergebnis interessant, daß 
immerhin 42 Prozent der Auszubildenden, die sich gute Chancen 
auf einen Arbeitsplatz ausrechnen, Teilzeitarbeit (30 Wochen­
stunden) "auf jeden Fall" und weitere 37 Prozent "vielleicht" 
annehmen würden. Dieses hohe "freiwillige Potential" sollte 
stärker in die Überlegungen einbezogen werden, welchen Perso· 
nengruppen von Auszubi ldenden gezielt Teilzeitarbeitsverträge 
angeboten werden könnten (s. dazu Teil 6). 
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Aus der Übersicht 3 ist auch ersichtlich, daß TeHzeitarbeit einer­
seits von weiblichen Auszubildenden häufiger als von männli­
chen Auszubildenden und andererseits von Abiturienten häufi­
ger als von Hauptschülern akzeptiert wird. [lB1 Auch diejenigen, 

die mit ihrer Ausbildung unzufrieden sind, würden häufiger als 
andere zur Teilzeitarbeit bereit sein. Im Hinblick auf die starke 
Zunahme des Anteils von Abiturienten in der dualen Ausbildung 
dürfte der Hinweis besonders wichtig sein, daß Abiturienten an 
einer Verknüpfung von Teilzeitarbeit mit Weiterbildung�ngebo­
ten nach Abschluß ihrer Ausbildung überdurchschnittlich nark 
interessiert sind. Jeder dritte Auszubildende mit Hochschulbe-­
rechtigung würde auf jeden Fall einen Arbeitsvertrag anneh'men, 
der eine Verbindung von Berufstätigkeit und Weiterbildung (z. B. 
Studium?) erlaubt. 

4 Akzeptanz von Teilzeitarbait bei jungen Fachkriften -
Absolventenbefrillu ng 

Ganz im Gegensatz zur allgemeinen Teilzeitbeschäftigung ist Teil­
zeitarbeit nach der lehre in der Bundesrepublik Deutschlalld ein 
neues ArbeitsmarktphällOmen. [191 Dies wird auch durch die 
Ergebnisse der BIBB-längsschnittuntersuchung " Ausbildung 
und berufliche Eingliederung" [20] bestätigt, in der 1 0 000 Aus· 
bildungsabsolventen des Jahres 1984 aus 37 Berufen der Berufs· 
felder "Metall", "Elektro" und "Wirtschaft und Verwaltung" be­
fragt wurden. Weniger als 2 Prozent der Absolventen sind sechs 
Monate nach Ausbildungsende teilzeitbeschäftigt. 
Ist ein Teil der Übetgangsschwierigkeiten an der zweiten Schwel­
le auf die fehlende Akzeptanz junger Fachkräfte zurückzuführen, 
"neue Angebote" einer.Anschlußbeschäftigung anwnehmen7 
Zwar ist es unbestrittenes Ziel fast aller ausgebildeten Jugendli­
chen, nach der lehre in ein der Ausbildung entsprechendes Be­
schäftigungsverhältnis (vorzugsweise im Ausbildungsbetrieb und 
zeitlich unbegrenzt) einzumünden - so ein zentrales Ergebnis 
vorangegangener Gruppendiskussionen mit den Befragungsteil­
nehmern. Gleichzeitig war jedoch eine große Offenheit gegenüber 
unkonventionellen Formen der übernahme erkennbar, um eine 
lösung der Beschäftigungsprobleme nach der Ausbildung zu er· 
reichen. 
In der Befragung sind die vielfältigen "neuen" Beschäftigungs­
formen auf folgende Grundformen reduziert u 00 den Ausgebil­
deten �ur Beurteilung vorgelegt worden: 
a) befristete übernahme in eine der Ausbildung entsprechende 

Tätigkeit für ein Jahr, 
b) unbefristete übernahme in eine der Ausbildung verwandte 

Tätigkeit oder auf Arbeitsplätze mit wechselnden Tätigkei­
ten, 

c) unbefristete übernahme in eine der Ausbildung entsprechen­
de Tätigkeit bei 24 bis 32 Wochenstunden, 

d) unbefristete übernahme in eine der Ausbildung entsprechen­
de Tätigkeit bei 20 bis 24 Wochenstunden in Verbindung mit 
gezielten Weiterbildungsangeboten. 

Aus der Übersicht 4 geht hervor, wie die einzelnen übernahme­
möglichkeiten von den jungen Fachkräften eingeschätzt werden. 
Den größten Zuspruch findet das Modell "Teilzeittätigkeit im er· 
lernten Beruf in Verbindung mit gezielten Weiterbildungsangebo· 
ten". Fast die Hälfte der Befragten beulteilt es als "gut", nur je­
der Fünfteals"unbefriedigend". Demgegenüber bildet die "reine" 
Teilzeitarbeit das Schlußlicht, was die Attraktivität der unter­
suchten neuen Übernahmeformen angeht. (Obersicht 4, S. 116.) 

Auffällig ist, daß weibliche Ausbildungsabsolventen die Über­
nahmemodelle durchgängig positiver beurteilen als männliche 
Absolventen. Dies erklärt sich möglicherweise dadurch, daß fle­
xiblere Formen der Erwerbstätigkeit - insbesondere Teilzeit­
arbeit - mehr Zeitsouveränität und eigenen Gestaltungsspiel­
raum ermöglichen, um die Anforderungen der Berufswelt mit 
den familiären Aufgaben (Haushaltstührung, KinderbetreuungJ 
in Einklang bringen zu können. Diese Chance scheint. für junge 
Männer für die eigene lebensplanung (noch) keine Rolle �u spie· 
len. 
Ein Beschäftigungsverhältnis mit reduzierter Arbeitszeit bedeu­
tet immer auch Einkommensreduzierung. Die Befragung ergab, 
daß das berufliche Selbstbild männlicher Fachkräfte stärker 
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Obenicht 4: Unkonventionelle Modelle der Übernahme 
im Urteil der Absolventen des Jahres 1984 

Geschlecht 
Übernahme·Modelle M.," F ... Insgesamt 

in" in" in" 

B8fr� 1 J.hr 
.Ulbikt"npentsprecNnd 

,"t 24 28 25 
befriedigend 40 40 40 
unbefriedigend 37 33 35 

insgesamt tOO '00 '00 

Unbefrlnet ... _anctte oder 
wech.lnde Tltlgkeit 

gut 32 40 3' 
befriedigend 45 3. 43 
unbefriedigend 23 21 22 

insgesamt '00 '00 '00 

UnbefriJtet Tailzeit (24-32 Std.) 
II.Ilbild"""svemi8 

gut '4 21 17 
befriedigend 44 48 4" 
unbefriedigend 42 30 37 

insgesamt '00 '00 '00 
Unbefriflet Teilzeit 12�24 Std.) 
und WeiteriJiklung 

gut 42 47 44 

befriedigend 36 38 37 
unbefriedigend 23 ,. 20 

inJgesamt 100 ' 00  ' 00  

aullJ.: eundai",ti, ... , fijr &.rufltllk!ul"III. I'rojeltt • .Ausblldung und beNf­
liehe Einglitder\ong" , l .  Hluptbefragung 1984(85 

durch den Wunsch nach beruflichem Aufstieg und 'Ion der Ar­
beitsorientierung "Geld verdIenen" bestimmt ist, als das der jun­
gen Frauen. Sobald dia befragten Absolventen angegeben hatten, 
daß "Geld v_dienen" für sie sehr wichtig ist, beurteilten 14 Pro­
zent Tailzeitarbeit (ohne Weiterbildung) als ,.gut". Dieser Anteil 
steigt auf 35 Prozent (Urteil ,.out"). wenn "Geld verd ienen" auf 
einer siebenstufigen Skale all "ganz unwichtig" bezeichnet wur­
de. Bei der Obernahmeform "Teilzelurbeit in Verb indung mit 
Weiterbildung" sind die Unterschiede wesentlich geringer ("Geld 
verdienen sehr wichtig": Teilzeitarbeit "gut" � 42 Prozent/"Geld 
verdienen ganz unwichtig": Tellzeitarbeit ,,gut" • 57 Prozent). 
Die Untersuchungsergebnlue stützen die Vermutung, daß die Be­
urteilung der ObernahmevarIanten mit reduzierter Arbeitszeit 
stark vom erreichten Erwerbsstatus abhängt : Teilzeitarbeits­
verträge ohne Weiterbildung werden von allen hier unterschiedft< 
nen GNppen weniger akzeptiert (Dauerbeschiftigte im Ausbil­
dungsbefuf" 19 Prozent "gut", Dauerbeschiftigte außerhalb des 
Beruh. 13 Prozent, befristet Beschäftigte im AU5bildungsbefuf -
22 Prozent, befristet BHeNiftigte außerhalb des Ausbildungs­
berufs · 10 Prozent, SchulelStudiumlWeitefbildung • 19 Pro­
zent, BundeswehrlZivildieost • 9 Prozent, erwerWos " 21 Pro­
zent! els Teilzeitarbeit in Verbindung mit Weiterbildung. Abgese­
hen VOfI den TeilgNppen ,,befrintt Be5dläftigte außerhalb des 
erlernten Berufs" (37 Prozent) und "Wehr· und Zivildienstlei­
stende" 135 Prozent) liegt das Urteil ,,gut" rur Teilzeitarbeit plus 
Weiterbildung bei den ubrigen Absolveotengruppen durchwegs 
rber 40 Prozeot. Erwerbslose (46 Prozent) und Dauerbeschäftig­
te außerhalb des erlernten Berufs (48 Prozent) schätzen beson­
ders die Weiterbildungschance; sie erwarten, auf diese Weise 
leichter ihre beruflichen Ziele erreicheo zu können. 
Oie Einschätzung von TeIlzeitarbeit hängt auch stark Von den 
einzelnen Berutsfeldern ab. Zumindest gilt dies rur Teilzeitarbeit 
ohne Weiterbildung: In den Metall- und Elektroberufen ist diese 
Form nur firr jeden 7. Absolventen (13 bzw. 14 Prozent) erstre-

benswert. Größere Zustimmung findet sich demgegenilber in 
dl!n kaufmännischen und verwaltenden Berufen. Dort urteilen 
20 Prozent der Ab50lventen mit 

"
gut", Vf!rmutlich wegen der 

dort bereits heute häufigeren Teilzeitarbeiuverhattnis58 und der 
höheren Attraktivität reduziertet Arbeitszeit bei jungen Frauen. 
Oie Unterschiede %Wischenden Berufsfeldern verschwinden weit· 
gehend, wenn zur Teilzeitbeschäftigung noch "Weiterqualifizie­
rung" hinzutritt. Hier bewirkt vor allem der von den Absolven· 
ten erwartete Weiterbildungsbed.f in einzelnen - audl indu· 
striellen - Berufen, daß diese Obernahmeform von alleo betrach­
teten Möglichkeiten unangefochten die Spitzenposition ein· 
nimmt. Der zunehmende Einsatz von Mikroproze5sortechnik, 
von moderner Informations- und Kommunikationstechnik spe· 
ziell im Industriebereich und im Handwerk sowie das am Arbeiu­
platz abgeforderte Mehr an Wissen in Hvdraulik, Pneumatik, 
Elektronik· und Steuerungstechnik führen dazu, daß z.8.  die 
Absolventen in Berufen wie Betriebs- und Maschinenschlosser, 
Kfz-Mechaniker, Werkzeugmacher , Energieanlagenelektroniker, 
Technischer Zelchn8\'", Bank- und Indunriekaufmann, der Verbin­
dung von Teilzeitarbeit und zusitzlicheo Qualifizierungsangebo­
ten gegenüber besonders aufgeschlossen sind. Aber auch die Ab· 
solventen von zweijährigen Ausbildungen wie Verkäufer/-in und 
Apothekenhelfer/-in sehen fur sich offenbar einen zusäUlichen 
Weiterbildungsbedarf, durch den des Modell "Teilzeitbeschiifti­
�Hlg plus Weiterbildung" aUlge5procheo attraktiv erscheint. 

5 Was ArbeItfIber davon hltt.n - -,ne Befragung 
in 7800 Betrieben 

Die Betriebe tun sich z. T. schwer, ihre Absotventen nach Aus­
bildungsende auf ausbildungsnahen Vollzeitarbeitsplätzen weiter· 
zubescNiftigen. Dies ist jedenfalls einer im Auftrag des Bundes­
instituts tur Berufsbildung im April 1985 vom lFD·lnstitut 
durchg8f1A"lrt8fl Befragung bei rund 7800 Betrieben in Industrie, 
�uhauptgewerben, Handel, Kreditgewerben und Handwerk [21J 
zu entnehmen. Danach waren 61 Prozent der Ausgebildeten des 
Jahres 1984 zum BefragungszeitpuJ\kt im Ausbildungsbetrieb 
beschäftigt. Die Verbleibquoten der BlI"ufsanfänger differieren 
dabei n'ach Sektor u nd  Größe des Ausbildungsbetriebs. So wur­
den rul1d ein Viertel der Ausgebildeten in Industriebetrieben 
und ca. 40 Prozent In Handelwatrieben sowie jeder 7. im Kredit­
und Versicherungsgewerbe und mehr als die Hälfte in Hand­
werksbetrieben nicht vom Ausbildungsbetrieb übernommen. 
Seit Anfang der 80er Jahre praktizieren verschiedene Betriebe 
wie z. B. die Firmen Merck, BASF, AUDI, Siemeos, Deutsche 
Bundesbahn. die Bochumer Stadtverwaltung u. a. neuartige 
Übernahmevetfahren, um die Anschlußbeschäftigung ror alle 
Lehrabsolvent8fl möglich zu machen. [22) Ober diese "

Modell­
versuche" und verschiedene Appelle 'IOf1 Arbeitgeberverbänden 
ul1d Kammern hinaus war die Bereitschaft der Betriebe, was un­
konventionelle Verfahren zur Lösung der Obergangsfrage angeht, 
bislang nicht ausgelotet worden. In der Betriebsbefragung wurde 
dMha lb danach ",fragt, welche Modelle die Arbeitgeber zur Lö­
sung des Obernahmeproblems .. bevorzugen", .. tur erwägenswert 
halten" oder ,,ab�hnen 

... Dabei kristallisierten sich für nahezu 
alle erfaßten Wiruchaftsbereiche als bevorzugte Lösungsmodelle 
heraus: 
a' befri5�te Übernahme fiu" ein Jahr, 
b) unIMfri$tete Übernahme in eine beruflich verwandte Tätigkeit. 

Erst im Anschluß daran folgen die belden Teilzeitvarianten. 
Aus der Übersicht 5 läßt sich erkennen, welche Resonanz die 
Modelle bei den Absolventen der MenU-, Elektro- und der kauf­
männi5Chen Blrufe und den Betrieben aus den drei entsprechen­
den Wirtschaftsbereichen g8funden haben. Die größ� Diskre­
panz in der Beurteilung finden wir bei den Modellen .. Teilzeit­
arbeit in Verbindung mit gezielten Weiterbildungsangeboten". 
In der Gunst der Berufsanfänger steht diese Variante an erster 
Stelle (BO Prozent 

"
gut" oder "befriedigend"), während sie aus 

der Sicht der Betriebe das Schlußlicht bildet. Nur jeder dritte 
Betrieb bturteilt dieses Modell all 

"
gut" oder .. befriedigend". 



Bundesinstitut 
für Berufsbildung Nr. 4 - Aug. 1986 

tatsachen · hinweise · ergebnisse · materialien · anregungen 

Umweltschutz und 
Berufsbildung 
Erklärung des Generalsekretärs 
des Bundesinstituts für Berufs­
bildung anläßlich einer vom 
Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft am 12. 6. 1986 
durchgeführten Bestandsauf­
nahme "Umweltschutzerzie­
hung" zur Vorbereitung eines 
Symposiums zu diesem Thema 
im September 1986. 

Die verstärkte Berücksichtigung 
von Umweltthemen in berufli­
chen Bildungsprozessen ist seit 
einigen jahren Gegenstand der 
Arbeit des Bundesinstituts tür 
Berufsbildung. 

Das Bundesinstitut sieht seine 
Aufgabe im Rahmen der Verbes­
serung der Umwelterziehung 
bislang vor allem darin, im 
Rahmen der Gestaltung von 
Rechtsverordnungen im Aus­
und Fortbildungshereich um­
weltrelevante Inhalte verstärkt 
zu berücksichtigen. 

Dabei kommt die Schaffung 
besonderer Berufe für den 
Umweltschutz nur in begründe­
ten Ausnahmefällen in Be­
tracht, wenn solche beruflichen 
Aufgabengebiete durch vorhan­
dene Aus- und Fortbildungsbe­
rufe nicht abgedeckt werden 
können. Das erste Beispiel für 
einen solchen Umweltschutzbe­
ruf ist der 1984 erlassene Ausbil­
dungsberuf " Ver- und Entsorger/ 
Ver- und Entsorgerin". Für die 
Notwendigkeit dieser Maß­
nahme spricht die Tatsache, daß 
sich bereits im 1. Ausbildungs-

Umdenken erforderlich: 

Qualifizierungsoffensive 
garantiert bislang keine 
Arbeitsmarktentlastung 
Eine den Arbeitsmarkt entlastende und zugleich beschäftigungswirk­
same Qualifizierungsoffensive muß neben den Arbeitslosen auch die 
erwerbstätigenArbeitnehmer in die öffentliche und private Förderung 
einbeziehen. 

Die öffentlich geförderte beruf­
liche Weiterbildung in Bund und 
Ländern, die sich im wesentli­
chen auf die Finanzierung durch 
die Bundesanstalt für Arbeit 
stützt, räumt Arbeitslosen und 
unmittelbar von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Arbeitnehmern im 
Rahmen der Qualifizierungsof­
fensive Vorrang ein. Trotz rasch 
ansteigender Erfolgszahlen bei 
den derzeit neu in Bildungsrnaß­
nahmen der Arbeitsämter eintre­
tende Personen (20 % mehr 
Neueintritte in den ersten vier

· 

Monaten 1986 gegenüber dem 
gleichen Zeitraum im Vorjahr) 
besteht deshalb Gefahr, daß die 
Qualifizierungsoffensive ihr ei-

. gentliches Ziel, Arbeitslosigkeit 
abzubauen, verfehlt. Denn 
öffentliche Förderung sollte so 
eingesetzt werden, daß sie auch 
das Weiterbildungsengagement 
der einzelnen und der Betriebe 
für weitere, privat finanzierte 
beschäftigungswirksame An­
strengungen anregt. 

Aus der Darstellung und Bewer­
tung des derzeit praktizierten 
Ansatzes der öffentlichen Förde-

rung entwickeln die Autoren der 
Sonderveröffentlichung "Be­
schäftigungswirksame Weiter­
bildung" ehr. Ehmann und 
E. Sauter Maßnahmevorschläge 
für eine beschäftigungswirksame 
Weiterbildung, die zu einer spür­
baren Entlastung des Arbeits­
marktes führen soll. Adressat 
einer solchen Qualifizierungs­
offensive muß der Erwerbstätige 
sein, für den hinreichend attrak­
tive Angebote gemacht werden 
sollen, um für einen längeren 
Zeitraum seinen Arbeitsplatz 
zugunsten einer Weiterbildungs­
beteiligung zumindest teilweise 

aus: "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" IV/l 
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frei zu machen. Durch eine derar­
tige Neuverteilung der vorhande­
nen Arbeit und die so hervorgeru­
fenen "Sogeffekte" können nach 
Vorstellungen der heiden Wis­
senschaftler mehr Arbeitslose zu 
mittel-und langfristigen Beschäf­
tigungsverhältnissen gebracht 
werden als durch die bish�rigen 
Maßnahmen. Zu den als kurzfri­
stig realisierbar bezeichneten 
Maßnahmen gehören sowohl 
arbeits- und versicherungsrecht -
liehe Neuregelungen für Arbeit­
nehmer als auch steuerliche 
Entlastungen von weiterbil­
dungsaktiven Klein-und Mittel­
betrieben. Zugleich werden 
Umsetzungsbedingungen auf­
gezeigt. 
Die Vorschläge zeigen darüber 
hinaus Perspektiven bei künfti­
gen Anforderungen an die beruf­
liehe Weiterbildung und die 
Richtung ihres Ausbaus auf. 
Die Sonderveröffentlichung 
'IBeschäftigungswirksame Wei­
terbildung - Entlastung des 
Arbeitsmarktes durch eine 
öffentlich geförderte Qualifizie­
rungsoffensive" von Christoph 
Ehmann und Edgar Sauter ist 
beim Bundesinstitut für Berufs­
bildung erschienen und ist dort 
gegen eine Schutzgebühr beim 
Referat für Presse- und Ver­
öffentlichungswesen) Fehrbelli­
ner Platz 3, 100.0. Berlin 31, zu 
beziehen. EIS 

PNf • .". ... _ ..... 81 .. _ 
tu des GeneralaekNtln und Leiter 
de! FonehungJbereiches 1mBunde�­
institut für Beruftbildung. hat du 
Bundesinstitut am 1 7.1986 fUr fünf 
Jahre verlaMen. Die Bundesregie­
rung hat ihn au'f leinen. Antrag hin 
für diese Zeit beurlaubt, um die lei­
tung eines Goethe-lnstituts in Ban· 
galore/Südindien 6bernehmen zu 
können, Herr Rick soU im Rahmen 
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jahr 1985/86 über 1000 Jugend­
liche im neuen Ausbildungsbe­
ruf in der Ausbildung befinden. 
Eine entsprechende Fortbil­
dungsordnung zum Meister in 
der Ver- und Entsorgung wird 
gegenwärtig im Bundesinstitut 
für Berufsbildung vorbereitet. 

Grundsätzlich gilt für die 
Berücksichtigung von Umwelt­
themen der integrative Ansatz: 
Die Vermittlung von Fertigkei­
ten und Kenntnissen zur 
Umweltthematik in der Aus-und 
Fortbildung ist an die konkreten 
beruflichen Aufgaben zu bin­
den, die im Rahmen der Berufs­
ausbildung vermittelt werden. 
Diesbedeutet, daß umweltspezi­
fische Inhalte Bestandteil der 
fachlichen Ausbildung werden. 
Dadurch wird der Lernende 
befähigt, im Rahmen seiner 
beruflichen Tätigkeit die 
Belange des Umweltschutzes 
qualifiziert wahrzunehmen. 

Eine vom Bundesinstitut kürz­
lich vorgenommene Analyse 
zeigt, daß die Umweltthematik 
bereits in eine große Anzahl von 
Ausbildungsberufen Eingang 
gefunden hat. 

Auch in den beruflichen Fortbil­
dungsordnungen wird der 
Umweltschutz in vielen Berei­
chen, wie z. B. in den Industrie­
meister-Prüfungen, berücksich­
tigt. 

.. Kullur!Militik ICh .. _ktmil­
'ta IUcti 1IiIohm.. _iI4unc. 
Qa_tlan oie. du"'" Vortrlte 
Wld Veran .. ltun .... in Banplo .. , 
einem bedeutenden Zentrum fUr 
Neue Tech.noloaien im pazifischen 
butn. Jri$efttieren, 
Sein. MI'ePC ab t 7. 1986 ;51 
_ ...... B ...... 
P.O . .... 5058 
8oa"", _ 
� 
Herr Dr . A1ex, Leiter dee Hauptabtei­
lun, l "Struktutfortchung. Statistik, 
Planung" wird kommissarisch die 
Funktion des Leiters des For­
schungsbereiches übernehmen, 

In dem Maße, wie umweUschüt­
zende Verfahren und Produkte 
eine wesentlich stärkere Bedeu­
tung erlangen und Umweltbela­
stungen stärker als bislang inter­
nationalen Vereinbarungen, 
Verordnungen und Auflagen 
unterliegen, wird dieser Bereich 
immer stärker Bestandteil der 
betrieblichen Kostenrechnung. 
Dies wird zur Folge haben, daß 
überbetriebliche Systemzusam­
menhänge wie die ökologischen 
AUSWirkungen des Wirtschaf­
tens und Konsumierens, der prä­
ventive Umweltschutz und die 
Umweltsanierung zunehmend 
als wichtige kostenträchtige 
Gebiete betrieblichen Handeins 
und damit neuer Qualifika­
tionsanforderungen angesehen 
werden. 
Es liegt aber auf der Hand, daß 
allein über die Berücksichti­
gung entsprechender Berufsbil­
dungsinhaUe in Aus- und Fort­
bildungsordnungen die tatsäch­
liche Vermittlung in der Praxis 
noch nicht gesichert werden 
kann. Deshalb ist es notwendig, 
die Betriebe, überbetriebliche 
Aus-'und Weiterbildungsstätten 
und Schulen verstärkt bei ihrer 
Aufgabe zu unterstützen, um 
umweltrelevante Lerninhalte 
und -ziele zu vermitteln. Hierzu 
gehören insbesondere: 
• die Ausbildung der Ausbilder 
zur Umsetzung der UmweU­
schutzlernziele aus Ausbil­
dungsordnungen in die Ausbil­
dungspraxis, 
• die Entwicklung von Mate­
rialien für die betriebliche Aus­
bildung im berufsbezogenen 
Umweltschutz bei neugeordne­
ten Ausbildungsberufen, 
.. eine Verstärkung der umwelt­
spezifischen Weiterbildung 
bereits im Berufsleben stehender 
Facharbeiter und Fachange­
stellten. 
Das Bundesinstitut für Berufs­
bildung wird sich im Rahmen 
seines gesetzlichen Auftrages 
dieser Aufgabe weiterhin konti­
nuierlich und - woer/orderlich ­
verstärkt annehmen. 
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Ausbildung in Großbe­
trieben mehr als doppelt so 
teuer wie in Kleinbetrieben 
Die Nettokosten pro Auszubildenden und Jahr lagen in 1984 in Betrie­
ben mit bis zu 4 Beschäftigten bei 7.443 DM, in Betrieben mit 200 bis 
499 Beschäftigten sind sie mit19.002 DM mehr als 2 1/2 mal so hoch. In 
noch größeren Betrieben sinken die Nettokosten wieder leicht ab bis 
auf einNiveau von rd.IS.OOO DM. Dies ergibt eine Auswertungder auf 
das Jahr 1984 hochgerechneten Daten zu den Kosten und Erträgen der 
betrieblichen Berufsausbildung, die für das Jahr 1980 bei über 2.000 
Ausbildungsbetrieben erhoben worden sind. 

Bereits bei der Veröffentlichung 
der Kostenergebnissefürdas Jahr 
1980 wurde darauf hingewiesen, 
daß es sich bei allen ausgewiese­
nen Werten - für die Ausbil­
dungsbereiche wie auch für die 
einzelnen Ausbildungsberufe -
um Durchschnittswerte handelt, 
von denen der einzelne Betrieb 
erheblich abweichen kann. Wie 
entsprechende Auswertungen 
zeigen, ist die Höhe der Ausbil­

� dungskosten nicht nur von dem 
jeweiligen Ausbildungsberuf 
bestimmt, sondern in beträchtli­
chem Umfang auch von der 
Größe des Ausbildungsbetriebes 
abhängig. Eine für die Ausbil­
dungsbereiche Industrie und 

Handel sowie für das Handwerk 
getrennte Auswertung nach 
Betriebsgrößenklassen, gemes­
sen an der Beschäftigtenzahl (vgL 
Schaubild), zeigt im Handwerk 
eine stetige Steigerung der Aus­
bildungskosten mit zunehmen­
der Betriebsgröße von 6.150 DM 
in Kleinbetrieben (bis zu 4 
Beschäftigten) bis 11.669 DM in 
Mittelbetrieben (mit mehr als 50 
Beschäftigten). In jeder Betriebs­
größenklasse, in der Handwerks­
betriebe vertreten sind, sind die 
durchschnittlichen Nettokosten 
geringer als in den entsprechen­
den Industrie- bzw. Handelsbe­
trieben. 

Nettokosten nach Betriebsgrößenklassen 1984 in DM 

_ Industrie und 
Handel 

• Handwerk 

Auch in den Ausbildungsbetrie­
ben in Industrie und Handel stei­
gen die Ausbildungskosten - mit 
einer Ausnahme - zunächst mit 
zunehmender Beschäftigtenzahl 
an. Allerdings ist bei Betrieben ab 
500 Beschäftigten wieder ein 
Rückgang der Kosten pro Aus­
zubildendem festzustellen, in 
Betrieben mit 500 bis 999 
Beschäftigten auf 18.091 DM, in 
Betrieben mit mehr als 1000 
Beschäftigten auf 13.977 DM. 
Hier dürfte sich auswirken, daß 
in Großbetrieben häufig in Lehr­
werkstätten oder gesonderten 
Unterrichtsräumen ausgebildet 
wird, wobei die größere Grup­
penstärke der Auszubildenden 
zu geringeren Kosten pro Aus­
zubildendem führt: Während in 
der Betriebsgrößenklasse 200 bis ' 
499 Beschäftigte 34 % der Aus­
bildungsbetriebe für die unter­
suchten gewerblich-technischen 
Ausbildungsberufe über eine 
Lehrwerkstatt verfügen, sind 
dies in den größeren Betrieben 
65 % bzw. 69 % .  
Hinsichtlich der Höhe der 
Erträge der Auszubildenden läßt 
sich ein Zusammenhang mit der 
Betriehsgröße kaum feststellen. 
Zwar sind die Erträge in der 
Gru ppe der kleinsten Betriebe 
mit 9.455 DM am höchsten und 
in den Betrieben mit mehr als 
1.000 Beschäftigten mit 
7.482 DM am niedrigsten, dazwi­
schen läßt sich aber kein eindeu­
tiger Trend feststellen, das 
Niveau der Erträge pendelt um 
8.000 DM herum. Dies bedeutet 
aber gleichzeitig, daß der Anteil 
der Erträge an den Bruttokosten 
mit zunehmender Betriebsgröße 
sinkt. 
Diese Ergebnissse zeigen, daß 
berufsspezifische Kostenanga­
ben, insbesondere bei Berufen, 
die in sehr unterschiedlich struk­
turierten Betrieben ausgebildet 
werden, wie z. B.  Dreher, 
Betriebsschlosser oder Techni­
scher Zeichner, nur mit großer 
Vorsicht verallgemeinert werden 
dürfen. 

NI 
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Tarifliche AusbüdUDgsver­
gütungen 1985 
Auf durchschnittlich 614 DM pro Monat beliefen sich im vergangenen 
,ahrdie tariflichenAusbildungsvergütungen. Gegenüber 1984 bedeu­
tet dies eine Anhebung der Lehrlingsvergütungen um 2 %. Damit 
setzte sich die seit dem Jahre 1983 zu beobachtende Tendenz zu relativ 
zurückhaltenden Vergütungssteigerungen auch 1985 fort. 

Dies ergab eine im BIBB regelmä­
ßig zum Stand 1.  Oktober durch­
geführte Untersuchung, in der 
über eine Zuordnung von Ausbil­
dungsberufen zu Tarifverträgen 
die Ausbildungsvergütungen für 
rd. 170 stark besetzte Berufe 
ermittelt werden. In den erfaßten 
Berufen sind über 90 % aller Aus­
zubildenden vertreten. 
Wie aus Abbildung 1 hervorgeht, 
erhielten im letzten Jahr 5,4% 
der Jugendlichen Vergütungen 
unter 450 DM. Für 81,2 % lagen 
die Vergütungen zwischen 
450 DM und 700 DM; relativ 
hoch waren sie für 13,4% der 

Abbildung 1 

Auszubildenden mit mehr als 
700 DM. 
Die Schlußlichter bei den Ausbil­
dungsvergütungen bildeten das 
Damenschneiderhandwerk mit 
204 DM und das Friseurhand­
werk mit 340 DM. An der Spitze 
der Vergütungsskala lagen die 
Bergbauberufe: der Bergmecha­
niker mit 1.060 DM und der Berg­
und Maschinenmann mit 
1.003 DM. Hohe Vergütungen 
wurden auch an die gewerbli­
chen Lehrlinge im Bauhauptge­
werbe mit 968 DM sowie an die 
angehenden Versicherungskauf­
leute mit 958 DM gezahlt. 

Die Verteilung der erfaßten 
Auszubildenden nach 
Höhe der Ausbildungs­
vergütu ngen 
pro Monat 1985 

- in % -

DM 

Wie die Abbildungen 1 und 2 zei­
gen, bestehen zwischen den Aus­
bildungsbereichen relativ starke 
Unterschiede im Vergütungsni­
veau. In Industrie und Handel 
waren 1985 mit durchschnittlich 
685 DM die höchsten und im 
Handwerk mit 530 DM die 
niedrigsten Ausbildungsvergü­
tungen zu verzeichnen. 
Die erheblichen Vergütungsun­
tcrschicde zwischen den einzel­
nen Berufen sind am Beispiel der 
15 am stärksten besetzten Berufe 
in Abbildung 3 dargestellt. 
Bei den ausgewiesenen berufs­
spezifischen Ausbildungsvergü-

_ tungen ist zu berücksichtigen, 
daß es sich um Durchschnitte 
über die von Lehrjahr zu Lehr­
jahr ansteigenden Vergütungs­
beträge handelt. In diese Durch­
schnittswerte sind auch die 
aufgrund des bestehenden Tarif­
systems häufig vorhandenen 
regionalen und branchenspezifi­
schen Unterschiede eingegan-
gen. 

BtiWie/Hlz 

_ Industrie 
und Handel 

[MN Handwerk 

m Übrige 
Ausbildungs­
berufe 

350 400 450 500 550 600 650 700 750 800 850 900 950 1.000 1_050 1.100 
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Abbildung 2 Abbildung 3 

Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen 
pro Monat nach Ausbildungsbereichen 1985 
- in DM -

Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen 
pro Monat in den 15 am stärksten besetzten 
Ausbildungsberufen 1985 - ;n DM -

Die Weiterbildung wird noch 
immer unter Wert gehandelt 
Informationen zu den betrieblichen Weiterbildungskosten sind noch 
immer äußerst selten. Obwohl die Deutsche Wirtschaft nach eigenen 
Angaben mehr als 10 Mrd. DM pro Jahr für die Weiterbildungaufwen� 
det, führen nur etwa 5 % der Betriebe für ihre Weiterbildungsaktivitä. 
ten eine Kostenrechnung durch. Eine kürzlich erschienene Studie des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zeigt unter anderem, welche Funk­
tionsbereiche der Betriebe an der Weiterbildung partizipieren und in 
welchem Umfang die verschiedenen Mitarbeitergruppen an betriebli­
cher Weiterbildung teilnehmen sowie für welche Maßnahmen die 
Betriebe Mittel aufwenden. 

Der Schwerpunkt betrieblicher 
Weiterbildungsaufwendungen 
liegt im Bereich Technik ein­
schließlich der elektronischen 
Datenverarbeitung. Über 60 % 
der gesamten Weiterbildungs­
kosten entfallen auf diesen 
Bereich. Es folgen gewerblich­
technische Lehrgänge (11%), 
Managementtraining (8 %), 
Sprachkurse (6 %), Verkaufstrai­
ning (6%) und Maßnahmen im 
kaufmännisch-verwaltenden Be­
reich (5%). 
Interessant ist, daß rund die 
Hälfte der Aufwendungen für die 

technische Weiterbildung auf 
den Absatzbereich entfallen und 
nur 22 % auf die Produktion. Die 
Weiterbildungskosten beinhal­
ten neben den Sachkosten und 
Honoraren für die Dozenten 
auch die Personalkosten, die 
durch die Freistellung der Mit­
arbeiter für die Weiterbildung 
verursacht werden (Personalaus­
fallkosten). Der Kostenaufwand 
ist je nach Mitarbeitergruppe 
recht unterschiedlich. 

Die durchschnittlichen Gesamt­
kosten j e  Teilnehmer belaufen 

_ Industrie 
und Handel 

• Handwerk 

14M Freie Berufe 

sich auf rund 1.900,- DM. Die be­
trächtlichen Kostendifferenzen 
in den Einzelkosten der Maßnah­
men je Mitarbeitergruppe (Füh­
rungskräfte je Teilnehmer über 
2.000,- DM; an- und ungelernte 
Arbeiter j e  Teilnehmer knapp 
1000,- DM) sind weniger auf 
Unterschiede in den direkten 
Weiterbildungskosten (Sachmit­
tel/Honorare) als auf die Unter­
schiede bei den indirekten 
Weiterbildungskosten (Per­
sonalausfallkosten je Teilneh­
mer) zurückzuführen. 

Die Studie "Strukturen der 
betrieblichen Weiterbildung" 
von R. v. Bardeleben, G. Böll und 
H. Kühn ist als Heft 83 in der 
Reihe "Berichte zur beruflichen 
Bildung" erschienen und gegen 
eine Schutzgebühr beim Bundes­
institut für Berufsbildung, Refe­
rat Presse- und Veröffent­
lichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31 zu erhal­
ten. 

v. B.lBö/Kü 
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Haben Mädchen es wirklich leichter? 

Angehende Industriekauf­
leute zu ihrer Situation im 
Betrieb 
Die kaufmännischen Berufe in Industrie und Handwerk scheinen sich 
immermehr zu "Frauenberufen" zu entwickeln: fast alle auszubilden­
den Bürogehilfen/innen sind weiblich, bei denBürokaußeuten sind es 
inzwischen ca. 85 % und bei den Industriekaufleuten über 60 %. 
Bedeutet das nun, daß Frauen demzufolge qualifIZierte Tätigkeiten 
ausüben werden und damit auch verbesserte Aufstiegschancen 
haben? 

Erste Ergebnisse aus einer noch 
laufenden Studie des BIBSI) zur 
betrieblichen Sozialisation von 
Auszubildenden, in die auch 
angehende Industriekaufleute 
einbezogen sind, weisen darauf 
hin, daß die beruflichen Chancen 
von Frauen, was qualifizierte 
Einsatzbereiche und Aufstiegs­
möglichkeiten angeht, nach wie 
vor als schlechter eingeschätzt 
werden als für die Männer. Dies 
ist die Meinung der Hälfte der 
befragten angehenden Industrie-

"Frauenberufe" 
in Industrie und Handwerk 
- in % -

Industriekauffrau 

1) Es handelt sich um eine Verlaufs­
untersuchung, bei der die Auszubil­
denden während ihrer Ausbildung 
mehrfach befragt wurden. 
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kaufleute. Die andere Hälfte 
sieht keine größeren U nter­
schiede. 
Die jungen Männer sehen übri­
gens die Lage der Frauen wesent­
lich optimistischer als die jungen 
Frauen selbst: während über 
zwei Drittel der weiblichen Aus­
zubildenden ihre Aufstiegschan­
cen im erlernten Beruf als eher 
schlecht beurteilen, teilen etwa 
nur ein Drittel der männlichen 
Auszubildenden diese Einschät­
zung. Alle weiblichen Auszubil­
denden sehen geschlechtsspezi­
fische Unterschiede im Hinblick 
auf ihre Berufschancen; dagegen 
halten etliche der männlichen 
Auszubildenden die Chancen­
gleichheit bereits für erreicht. 
Die Einschätzung der Frauen 
trifft die betriebliche Realität 
wahrscheinlich eher; sie sehen 
schärfer aus eigener Erfahrung 
diese Unterschiede. Sie verwei­
sen auf die geringe Zahl der Aus­
bilderinnen und der Frauen in 
Führungspositionen. 

Das tendenziell positivere Bild, 
das männliche Auszubildende 
von den Berufschancen der 
Frauen haben, spiegelt sich auch 
in ihren Aussagen über die Situa­
tion während der Berufsausbil­
dung wider: etwa die Hälfte der 
angehenden Industriekaufmän­
ner ist sogar der Meinung, daß 
Frauen es während der Ausbil­
dung leichter haben; diese 
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Der KataJoa wendet sich an 
Einze5intereoaenten und an Per­
sonen und Irlllitutionen, die 
beratende Punktionen in der 
beruflichen Weiterbildung aus­
üben. 
Die Kurzbeschreibungen sind in 
Zusammenarbeit mit der Staatli­
chen Zentralstelle für Fernunter­
richt der Länder der Bundesre­
publik Deutschland - der für die 
Zuhwung der Fern5ehrgänge 
zuständigen Behörde - entstan­
den. 
Der Kat""" ist ais Heft 13 der 
Reihe "InforllUttionen zum beruf· 
lichen Fernunterricht" erschie· 
nen und beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung, Referat Presse· 
und Veröffentlichungswesen, 
Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Berlin 31, gegen eine 
Schutzgebühr zu erhalten. E 



Ansicht teilen nur knapp V" der 
befragten weiblichen Auszubil­
denden. 

Was aber steckt hinter der Aus­
sage, angehende Industriekauf­
frauen hätten es leichter als ihre 
männlichen Kollegen? Männ­
liche Auszubildende sehen die 
Vorteile für die weiblichen Aus­
zubildenden darin, daß diese u. a. 
wegen ihres Aussehens und Auf­
tretens Vergünstigungen durch 
die (überwiegend männlichen) 
Ausbilder erhalten wie z. B. 
freundlichere Behandlung, mal 
früher gehen zu dürfen oder 
leichtere Arbeiten aufgetragen 
zu bekommen. Weibliche Aus­
zubildende erhielten sogar auf­
grund ihres "Charmes" zuweilen 
bessere Beurteilungen als die 
männlichen Auszubildenden. 
Weibliche Auszubildende 
sofern sie überhaupt der Ansicht 
sind, sie hätten es in der Ausbil­
dung leichter - sehen zwar auch, 
daß sie im Umgang mit Ausbil­
dern und Kollegen hin und wie­
der Vorteile haben, gleichzeitig 
weisen sie aber auch auf Nach­
teile hin: 
So sehen sie z. B. die Beschäfti­
gung mit "leichteren" Arbeiten 
keineswegs als Bevorzuguf!g an, 
sondern vermissen eher die Uber­
tragung verantwortungsvoller 
Aufgaben, deren selbständige 
Erledigung noch immer eher den 
männlichen Auszubildenden 
zugetraut wird. 
Das einzige Problem, das männ­
liche und weibliche Auszubil­
dende gleichermaßen sehen, ist 
die Tatsache, daß fast immer nur 
angehende Industriekauffrauen 
Maschine schreiben müssen. 
Während bei der Befragung zu 
Beginn der Ausbildung fast alle 
angehenden Industriekaufleute 
der Meinung waren, männliche 
und weibliche Auszubildende 
würden gleich behandelt, sind es 
nach ca. einem Jahr Ausbildungs­
erfahrung nur noch je ein Viertel 
der männlichen und weiblichen 
Auszubildenden. 

Gri 
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Erste Anzeichen der Ent­
spannung für lS-2Ojährige 
am Arbeitslnarkt 
Die Altersgruppe der 15- bis 20jährigen geht zahlenmäßig stark 
zurück. Während 1981 5,4 Millionen Jugendliche dieser Gruppe ange­
hörten, waren es 1985 nur noch 4,8 Millionen. Für den Ausbildungs­
stellenmarkt ist dies nicht so bedeutsam, da durch Warteschleifen und 
steigende Übergänge von Abiturienten viele ältere Jugendliche eine 
Ausbildung nachfragen. Im Beschäftigungssystem ist diese Entwick­
lung jedoch bereits deutlich zu erkennen. 

Seit 1984 steigt die Zahl der 
Beschäftigten (mit undohneAus­
bildung) wieder an, insbesondere 
auch bei den 20- bis 25jährigen. 
Bei den 15- bis 20jährigen ist 
jedoch - demographisch bedingt 
- ein weiterer Rückgang von 
434.000 aul 394.000 lestzustel­
len. Auch wenn alle Arbeitslosen 
unter 20 Jahren (1985: 174.000) 
eine Arbeitsstelle gefunden hät­
ten, wäre der frühere Beschäfti­
gungsstand (630.000 Anlang der 
80er Jahre) nicht zu erreichen, da 
es zu wenige Jugendliche dieses 
Alters gibt. 
Der demographische Aspekt 
kommt auch in den Arbeitslosen­
zahlen zum Ausdruck. Beiden 15-
bis 20jährigen geht die Zahl der 
Arbeitslosen mit Ausbildung 
außerordentlich stark zurück, da 
das geringer werdende Potential 
an Fachkräften dieses Alters 
offensichtlich immer stärker aus-

geschöpft wird. Bei den 20- bis 
25jährigen sind diese demogra­
phischen Faktoren - noch - nicht 
zu erkennen. Die Entwicklung 
entspricht im wesentlichen der 
bei den Arbeitslosen insgesamt. 
Quantitativ spielen die unter 
20jährigen Beschäftigten keine 
bedeutsame Rolle, da die meisten 
dieser Altersgruppe noch in Aus­
bildung sind oder Schulen besu­
chen. In diesen Zahlen spiegelt 
sich jedoch eine Entwicklung 
wider, die in wenigen Jahren ein­
treten wird und durch Fachkräf­
temangel bezüglich der jüngeren 
Jahrgänge gekennzeichnet sein 
wird. Auch diese arbeitsmarktpo­
litischen Aspekte machen deut­
lich, wie wichtig es ist, den gebur­
tenstarken Jahrgängen, die noch 
einige Jahre die Entwicklung 
bestimmen, eine Ausbildung zu 
ermöglichen. 

Wer 

15-20jährige insgesamt/Beschäftigte/Arbeitslose 
::::--_� '" Millionen- ::;;;;;::;;;:-,,-in Tausend -
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Ausbildungsmittel zur 
sozialen Handlungsfäbigkeit 
im Verkauf fertiggestellt 

� 

"verkaufen ist 

eine voraussetzungsvoUe Tätig­
keit und genau genommen cin 
fortwährender Lernprozeß. Ve� 
kaufen hat etwas zu tun mit der 
Lust an der Vielfalt, mit der Sinn­
lichkeit von Material, Farben und 
Formen, mit der Freudeam richti­
gen Argument, am besonderen 
Bedürfnis, an der raschen Ver� 
ständigung und am detektivi­
schen Erforschen von Beweg­
gründen. Verlangt werden muß 
die Kunst, Zeichen zu entschlüs­
seln: Das Verhalten von Kunden, 
ihren Gesichtsausdruck, den 
Tonfall ihrer Stimmen, das WIE 
ihrer Reaktionen. Gefordertwer­
den: Aktives Zuhören, genaues' 
Beobachten1 sensibles Fragen, 
das Aushalten von Ungewißheit 
und vagen oder widersprüchli-

Dieser Text aus dem gerade fer­
tiggestellten Ausbildungsmittel 
"Materialien zur sozialen Hand­
lungsfähigkeit im Verkauf" schil­
dert, wie komplex die Anforde­
rungsgehalte einer qualifizierten 
Verkaufstätigkeit sind. Er zeigt, 
was für Verkaufsarbeit konstitu­
tiv ist: Die konkrete Begegnung 
zwischen Verkäufer/in und indi­
viduell unterscheidbaren Kun­
den. In ihr artikuliert der Kunde 
sein individuelles Bedürfnis, an 
diesem Bedürfnis orientiert der 
Verkäufer seine Arbeit. Daraus 
folgt: Verkaufsarbeit ist mit 
hoher Unsicherheit in bezug auf 
Verfahren und Ergebnis behaf­
tet. Standardisierung und Nor­
mierungsversuche können diese 
Unsicherheit nur auf Kosten von 

[V/8 

'$%" � 
ehen Wahrnehmungen. Wün­
schenswert sind Aufmerksam­
keit und Beweglichkeit. Beweg­
lichkeit, das heißt auch, alles an 
Wissen und Vermögen in Bewe­
gungversetzen; beißt,den Wech­
sel vom Zuhören zum Informie­

. ren, vom Erläutern zum BerateIl 
im richtigen Augenblick; heißt, 
die Ware sprechen tassen, wie 
auch Zeit gewähren; heißt, auf 
Ntrtzenerwägung ebenso einge­
hen, wie auf Stimmungen. 

Notwendig ist Kenntnisreich­
tum; er verbürgt Preiserläute­
rung, Nutzendarl\tellung und 
Geschmacksberatung. Wo es 
angebracht ist, darf über alles 
gesprochen werden, über zeitge­
nössische Jugendkulturen und 
ihre modischen Impulse, über 
den Wandel in der Selbstdarstel­
lung der Geschlechter, über die 
Tendenzen dw: modischen Ent­
wicklung in den letzten Jahren, 

Offenheit für die spezifischen 
situativen und personengebun­
denen Bedingungen des Ver­
kaufsgesprächs wegdefinieren. 

Aus dieser Bestimmung von Ver­
kaufsarbeit leiten sich für die 
Entwicklung von Ausbildungs­
mitteln Konsequenzen ab, die 
sich in der Auswahl, Darbietung 
und Gewichtung ausdrücken, 
sowie in den diesen Inhalten ent­
sprechenden Lernmethoden. 
Innerhalb des Forschungspro­
jekts "Entwicklung und Einsatz 
von Ausbildungsmitteln für den 
Einzelhandel" des BIBB, in dem 
das o. g. Ausbildungsmittel ent­
stand, sind inzwischen mehrere 
Medien entstanden, die sowohl 
warenkundliche als auch soziale 

Aspekte der Verkaufsarbeit the­
matisieren. Mit ihnen werden 
nicht nur Kenntnisse vermittelt 
und Fertigkeiten trainiert, 
sondern praxis- und erlebnis­
orientierte Lernzusammenhänge 
aufgezeigt, die es ermöglichen, 
persönliche Erfahrungen zu 

über RohstofIe$ Ausrüstung, 
Geb:auchswert- und Pflegeei­
genschaften. Gut ist, wenn spür­
bar wird: Da weiß jemand 
Bescheid und eben nicht nur das 
Nötigste. 

Da weiß jemand Bescheid über 
den Zusammenhang zwischen 
Tätigkeit, finanziellen Mitteln 
und Lebensstil; zwischen sozia­
ler Herkunft und Qualitäts­
ansprüchen, fnformationsbe­
dürfnis und Rede- wie Verhal­
fensgewohnheiten; über den 
Zusammenhang zwischen ver­
änderten LebeIlSbM.ingungen 
und gewandelten Ansprüchen; 
zwischen neuen gesellschaftli­
chen Anforderungen und wie­
derbelebten Sehnsüchten nach 
vergangenern" 

reflektieren, zu begleiten und zu 
vertiefen; Fehler und Krisen als 
wichtige Lerngelegenheiten zu 
begreifen und Lernen nicht als 
notwendiges Übel abzuarbeiten, 
sondern als selbstverständliche 
Haltung auszuformen. 

Weitere Informationen zum For­
schungsprojekt erhalten Sie von 
den Mitarbeitern des BIBB unter 
den Telefonnumme

"
rn (030) 

86 83-529 und (030) 86 83-209. 
Bestellungen der Ausbildungs­
mittel für den Einzelhandel rich­
ten Sie bitte an den Beuth Verlag, 
Burggrafenstr. 6, 1000 Berlin 30, 
Tel.: (030) 2601-260. 

Be 
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Teilzeitarbeit ohne Weiterbildung findet auch bei den Absolven­
ten weniger Anklang. Allerdings ist deren Zustimmung immer 
noch doppelt 50 hoch wie die der Betriebe. 
Für die Betriebe ist die befristete einjährige Weiterbeschäfti­

gung (im erlernten Beruf) - ganz im Gegensatz zu den Absol­
venten - offensichtlich die attraktivste Lösung. Zwei Drittel der 
Arbeitgeber im Handwerk und ca. vier von fünf im Bereich der 
Industrie bzw. des Handels sowie des Kredit- und Versiche­
rungsgewerbes bevorzugen diese Variante oder erachten sie zu· 
mindest als erwägenswert. Sie scheinen hier für sich Vorteile zu 
erhoffen, wenn sie die Entscheidung über die Fortsetzung des 
Beschäftigungsverhältnisses von der Bewährung des Absolventen, 
dem Auftragseingang und der konjunkturellen Situation abhän­
gig machen können. 
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6 Fazit: Anschlußbeschiiftigung durch vermehrten Einsatz 
von Teilzeitarbeit ist wünschenswert 

Die hier berichteten Ergebnisse von Befragungen bei Auszubil­
denden, Berufsbildungsabsolventen und Betrieben lassen erken­
nen, daß zwischen Betrieben auf der einen Seite und den Auszu­
bildenden bzw. den jungen Fachkräften auf der anderen Seite 
deutliche Unterschiede hinsichtlich des präferierten Wegs des 
Berufseinstiegs bzw. der übernahme bestehen: 
Die überwiegende Mehrzahl der Betriebe hält die genannten Teil­
zeitmodeUe derzeit für keine zweckmäßige Form der Weiterbe­
schäftigung von ausgebildeten Fachkräften. Ausgesprochen .we­
nig Anklang findet bei den Betrieben die Teilzeitbeschäftigung 

in der Verbindung mit Weiterqualifizierung. Als Gründe für die 
ablehnende Haltung lassen sich vermuten: 
- die geringe Erfahrung mit diesen Modetlen aufgrund ihrer 

noch sehr begrenzten Verbreitung, 
die Tendenz, Teilzeitbeschäftigung mit verminderter Leistung 
oder eingeschränkter Leistungsfähigkeit ("halbe Kräfte") 
gleichzusetzen und 
der von den Betrieben befürchtete Flexibilisierungsaufwand 
und die Kosten eventueller Weiterbildungsangebote. 

Die Auszubildenden und die jungen Fachkräfte beurteilen die 
gleichen Modelle mit anderer Tendenz. Sofern der übergang in 
eine Vol1zeittätigkeit nicht möglich ist, präferieren sie den schritt­
weisen Berufseinstieg über Teilzeitarbeit, die mit einer zusätzli­
chen beruflichen Qualifizierung verbunden ist. Dies ist ein deut­
liches Zeichen dafür, daß die berufliche Erstausbildung von ih· 
nen als Startphase einer fortdauernden Qualifizierung im Rah· 
men beruflicher Weiterbildung verstanden wird. 

Nicht vergessen sollte man dabei, daß Teilzeitarbeitsverhältnisse 
mit finanziellen Konsequenzen verknüpft sind - und dies er· 
scheint besonders bedeutsam zu einem lebensgeschichtlichen 
Zeitpunkt, in dem typischerweise die Lösung vom Elternhaus, 
die Einrichtung eines eigenen Haushalts und die Familiengrün­
dung angestrebt wird. Dies ist ein Erklärungsfaktor für die ge­
ringe Zustimmung der Absolventen zur Tellzeitarbeit ohne Wei· 
terbildung. 
Daß ein bestimmter Mindestverdienst die Aufgeschlossenheit für 
Teilzeitarbeit beeinflußt, machen auch die Befragungsergebnisse 
bei den AuszubilderKlen sichtbar: So würden 44 Prozent eine 
Teilzeitarbeit mit 30 Wochenstunden und anteiligem Lohn "auf 
jeden Fall annehmen". Reduziert sich die Arbeitszeit auf 20 Stun­
den bei proportionalem Verdienstausfall, so sinkt dieser Wert 
auf 1 4  Prozent. Gewinnt eine Teilzeitbeschäftigung mit 20 Wo­
dlenstunden hingegen zusätzliche Attraktivität durch eine da­
mit verbundene bezahlte Umschulung oder Fortbildung, verdop­
pelt sich wiederum die Zahl derer, die einen entsprechenden Ar· 
beitsvertrag auf jeden Fall annehmen würden (30 Prozent) . 
Eine nachhaltige Verbesserung der Berufschancen ausgebildeter 
Jugendlicher und junger ErwachSener setzt voraus, daß der Ge· 
staltungsspielraum von Teilzeitarbeit kreativ genutzt wird. 
Zunächst geht es darum, weitere Betriebe davon zu überzeugen, 
daß Teilzeitarbeit - gerade in Verbindung mit Weiterbildung -
arbeitsorganisatqrisch machbar und ökonomisch sinnvoll ist. Zu 
diesem Zweck sollte den Beispielen gelungener Einführung von 
Teilzeitarbeit mehr Publizitätverschafft werden [23] - insbeson­
dere solchen Fällen; die zunächst als unpraktikabel bezeichnet 
wurden (z. B. Teilzeitarbeit in kleineren Betrieben). Sofern die 
Umstellung auf Teilzeitarbeit Kosten verursachen sollte, die 
durch den betrieblichen Nutzen nicht aufgehoben werden, könn· 
te ein Ausgleich über öffentliche Finanzierungshilfen den nöti­
gen Anreiz schaffen, entsprechende Arbeitszeit- (und Weiter­
bildungsmodelle) anzuwenden . .f.24] 
Die Zustimmung der Ausbildungsabsolventen und der Betriebs· 
räte/Gewerkschaften zur Teilzeitarbeit wird vor allem davon ab­
hängen, inwieweit es gelingt, 

ein angemessenes, den üblichen Lebensstandard sicherndes 
Einkommen zu erreichen {20·Stunden·Arbeitsverträge reichen 
dazu in der Regel nicht aus, 
ein überwechseln auf eine spätere Vollzeitstelle zu ermög­
lichen, 
bei etwaiger Arbeitslosigkeit nach Teilzeitbeschäftigung eine 
SchlechtersteUung gegenüber Vollzeitbeschäftigten bei Ar· 
beitslosengeld· und Arbeitslosenhilfe-Zahlungen zu vermei­
den, 
die Verteilung der reduzierten Arbeitszeit nach den Bedür1· 
nissen des Beschäftigten vorzunehmen (so wäre - beispiels· 
weise bei einem 32-5tunden-Vertrag - eine Viertagewoche 
erreichbar oder die Auswahl von 8 arbeiufreien Tagen inner· 
halb von 8 Wochen), 
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attraktive Weiterbildungsmaßnahmen für die arbeitsfreie Zeit 
anzubieten, 
für die Weiterbildungszeit ein Unterhaltsgeld zu zahlen und 
das Prinzip der Freiwilligkeit aufrechtzuerhalten. 

Auch sollte eine "Negativauslese" der jungen Fachkräfte vermie­
den werden, indem grundsätzlich allen AUsbildungsabsolventen 
eines Betriebes die Möglichkeit zur Teilzeitbeschäftigung ange­
boten wird. Beispielsweise könnte gerade für Autgebildete mit 
Abitur - deren Anteil zugenommen hat und sich weiter erhöhen 
wird - die Kombination von Teilzeitarbeit und Weiterbildung 
eine erfolgversprechende Alternative sein: Befragungsergebnisse 
belegen eindeutig, daß die Aufnahme einer Ausbildung keine 
"Entweder'()der-Entscheidung" der Abiturienten ist, sondern 
sich fast alle die Option offenhalten wollen, nach Abschluß der 
Ausbildung noch ein Studium anschl ießen zu können. [25J Vie­
le von denen, die am Ende ihrer Ausbildung ein Studium aufneh­
men wollen, werden aufgrund der persönlichen Gegebenheiten 
(hohe Studienkosten) sich genauso entscheiden (müssen). wie 
vor Beginn der Ausbildung - nämlich gegen ein Studium. Die re­
lativ hohe- Bereitschaft von Auszubi ldenden (und Absolventen) 
mit Abitur, nach Abschluß der lehre Teilzeit zu arbeiten, wenn 
damit gleichzeitig die Möglichkeit zur Weiterbiklung verbunden 
ist, weist hier auf einen lösungsweg hin. 

Die Verknüpfung von Teilzeitarbeit und Studium hätte für junge 
Fachkräfte mit Abitur den Vorteil, daß sie den Betrieb nicht ver­
lassen müssen, um zu studieren. Es wäre für viele eine optimale 
lösung, weit sie erstens aufgrund der .. Berufsbildungsschleife" 
älter geworden sil'Kl und nach einer Konsolidierung ihrer lebens­
verhältnisse streben - einschließlich der Möglichkeit, eine feste 
Partnerschaft einzugehen - und weit sie zweitens über ein gere­
geltes Einkommen verfügt haben, auf das sie nun nicht mehr 
verzichten wollen (und können). 

Wenn auch Auslandsbeispiele aufgrund der Unterschiedlichkeit 
der Bildungssysteme nicht immer stichhaltig sind, dürfte inter· 
essant sein, daß z. B. in den Vereinigten Staaten heute mehr als 
40 Prozent der Studenten zur Kategorie der Teilzeitstudenten 
rechnen, deren Anteil kontinuierlich zunimmt. [26] In der Bun­
desrepublik Deutschland sind die Hochschulen auf diesen neuen 
Studententyp, der einer von ihm befürworteten und als sinnvoll 
empfundenen Erwerbstätigkeit nachgeht und gleichzeitig zielge­
richtet studiert, noch nicht vorbereitet. Eingestellt ist man im· 
mer noch auf den Werkstudenten alter Art; z. T. gibt es sogar 
Hochschulen, die in ihren Immatrikulationsordnungen eine so­
zialversicherungspflichtige Tätigkeit der Studenten ausschließen. 
Die hohe Akzeptanz von Teilzeitarbeit und Studium bei Auszu­
bildenden mit (Fach-)Hochschulberechtigung und die besonde­
ren Beweggründe in der Entscheidung für Ausbildung und Stu­
dium - aber auch die Tatsache, daß nach Statistiken des deut· 
schen Studentenwerks heute bereits über 50 Prozent der Studen· 
ten ihr Studium gan� oder teilweise aus Erwerbstätigkeit finan­
zieren müssen - lassen vermuten, daß die Hochschulen in Zu­
kunft Studiengänge für Teilzeitstudenten anbieten werden. Der 
hohe ZUipruch der Fernuniversität Hagen, die Diplom-Studien­
gänge eingerichtet hat, die von der zeitlichen Organisation ne­

. ben einer Berufstätigkeit absolvierbar sind, spricht dafiir, daß für 
diese Art der Fortbildung großer Bedarf besteht. 

Die hier für die spezielle Kombination von Teilzeitarbeit und 
Teilzeitstudium beschriebenen Hemmnisse gelten oft auch bei 
anderen Weiterbildungsmaßnahmen (lehrgänge, Kurse etc.), die 
in der Regel von der zeitlichen Organisation her keine Teilzeit­
beschäftigung zulassen, weil sie über einen längeren Zeitraum 
hinweg ganztags stattfinden. 

Zur Förderung von Teilzeitarbeit (in Verbindung mit Weiterbil· 
dung) iind deshalb auch flexiblere Organisationsformen im Wei­
terbildungsbereich erforderlich. Oie größte Wirksamkeit hätte 
aber eine bessere Ausstattung und eine breitere Anwendung 
von Finanzierungshilfen. Für diese Hilfen gibt es bereits erste 

Beispiele: 
1) Einen Beitrag zur Überwindung von Beschäftigungsproble­

men an der Nahtstelle zwischen Ausbildung und Beschäfti· 
gung leistet das als Bildungshilfe konzipierte 7. Änderungs· 
gesetz zum Arbeitsförderungsgesetz (AFG), das seit seinem 
Inkrafttreten am 01,.Ol.1986 folgende Fördermöglichkeiten 
vorsieht: 

die Einführung eines Teilunterhaltsgeldes für junge Arbeit­
nehmer bis zum 25. lebensjahr setzt die Kombination von 
Teilzeitbeschäftigung und gleichzeitigem Erwerb von Zu­
satzqualifikationen durch Fortbildung voraus (befristet bis 
1989), 
Anspruch auf Unterhaltsgeld bei Tei lnahme an einer beruf­
lichen Fortbildungs� oder Umschulungsmaßnahme für jun­
ge Arbeitnehmer, die eine der betrieblichen Ausbildung 
gleichgestellte außerbetriebliche Ausbildung abgeschlossen 
haben, 
Anreiz zur Teilnahme an beruflichen Bildungsrnaßnahmen 
für arbeitslose Berufsanfänger nach abgeschlossener Berufs­
ausbildung durch Erhöhung des Unterhaltsgeldes (75 statt 
50 Prozent des erzielbaren Tariflohnes). 

-

2) Hinsichtlich möglicher Maßnahmen der Bundesländer kann 
auf (a) das 1985 von der niedetSächsischen Regierung beschlos­
sene Beschäftigungsprogramm und (b) auf die Richtlinien 
über die Förderung der Weiterbildung von Berufsanfängern in 
Teilzeitbeschäftigung in Niedersachsen verwiesen werden [27} : 

Das Beschäftigungsprogramm sieht die Förderung der Teil­
zeitarbeit als wichtigsten Programmpunkt So erhalten die 
Unternehmen für jeden zusätzlich (gegenüber dem Vorjahr) 
eingestellten Berufsanfänger auf einer Teilzeitstelle (20 bis 
30 Stunden) einen monatlichen Zuschuß von DM 350,-. 
Berufsarifänger im Öffentlichen Dienst werden generell auf 
3/4-Stellen eingestellt. Das Teilzeit-Beschäftigungsverhätt­
nis dauert längstens 5 Jahre und garantiert die übernahme 
auf eine Vollzeitstelle. 
Zur Förderung der Weiterbildung von Berufianfingern in 
Teilzeitbeschäftigung (20 bis 30 Wochenstunden) mit 
Wohnsitz in Niedersachsen wird ein Gutscheinheft mit 
5 Weiterbitdungsgutscheinen im Wert von DM 2400,- bis 
zu DM 4500,- ausgegeben. Es berechtigt zum Besuch von 
bis zu 5 Bildungsmaßnahmen für eine Dauer von 2 Jahren 
nach Beginn der Teilzeitbeschäftigung. 

Die genannten Förderhilfen bieten - auf eine breitere Basis ge­
steilt [28} - hilfreiche Ansatzpunkte zur Verbesserung des Be­
rufseinstiegs junger Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt. Darüber 
hinausgehend muß man sich aber fragen, ob die Schwierigkeiten 
der zweiten Schwelle allein auf dem Rücken der Berufseinsteiger 
gelöst werden sollen, oder ob es nicht angebrachter wäre, die 
Verteilung knapper Arbeit gruppenübergreifend zu organisieren. 
Vorstellbar ist, daß die Kombination von Teilzeitarbeit und be­
zahlter Weiterbildung für eine vorübergehende Zeit (1 bis 2 Jahre) 
auch für langjährig Beschäftigte attraktiv ist, die aufgrund ihrer 
Arbeitsbelastung keine Weiterbildung betreiben können, sich 
aber im Hinblick z. B. auf neue Techniken qualifizieren wollen . 
Würde dies unterstützt - die Betriebe dürften daran ebenfalls in­
teressiert sein -, könnten die freiwerdenden Arbeitszeitanteile 
für Berufsanfänger genutzt werden. 

Zu überlegen wäre ebenfalls eine stärkere Ausweitung von Teil­
zeitarbeit für ältere Arbeitnehmer, um damit zusätzlich Einstiegs­
[X)sitionen für Jüngere zu schaffen .  Gestützt z. B. auf Betriebs­
vereinbarungen oder Betriebsratsbeschlüsse könnten ältere Arbeit· 
nehmer ihre zeitliche Beanspruchung und Belastung reduzieren, 
ohne zu Mitteln der Frühverrentung greifen zu müssen, und Teile 
ihrer Arbeitsplätze für die Ausgebildeten ihres Betriebes (oder 
anderer Betriebe) freimachen. Untersuchungen zeigen, daß sol­
che solidarischen Begrül'Klungen von älteren Arbeitnehmern 
selbst geäußert werden. [29] 



BWP 4/86 H. Althoff; Das zunehmende Alter der Auszubildenden 119  

Anm .... kung.n 

[ I ]  Vgl. DAVIDS. S.; HECKER, U.; KLOAS. P.-W.: Llhre '85 - Was 
Auszubildende OOllOn halten. In: Beruhbiklung in Wiiisenschaft 
und Praxis, 14. Jg. 119B5). Heft 6. S. 218-220. Zur Untersuchungs­
anlage siehe Teil 3. 

[2] Alle Strukturlngaben nach: Bundesanstalt flir Arbeit, ZUgangSsta­
tistiken 1982 bio 1985 IArbeitslme mit gerade beendeter Ausbil· 
dungl. 

[3] Untll'suchungen zur Struktur der Arbeitslosen. jeweils September 
der Jahre 1984 und 1985. 

141 Vgl. BLOSSF ELD, H.-P.: 8eruheintritt und Beruflverlauf. Eine 
Kohortan·Analyse über die Bedeutung deli '''ilen Berufs in der Er­
werosbiogrlphil. Soooerforschungsbereich 3, ArbeitsPllpill' 163. 

[5] Zur Anlage der Studie und .zu den zentrall!ll. ErgebniUlm, vgl. 
HERGET,H.; SCHÖNGEN, K.; WESTHOFF,G.: Berufsausbildung 
abgeschlossln - Wes dann? übergang der Jugendlichen nach Ab­
schluß der betrieblichen Ausbildung indll Beschiiftigungssystem.­
Ergebnisse einer Uingllchnlttuntersuchung bei Absolventen des 
Jahres 1984. 8erichte zur beruflichen Bildung, Berlin 1986 IVeröf­
fentlichung in VOrbereitungl. 

16] Vgl. KLOAS, P.-W.: Ausbildung ins Ungewiue - Wie wirkt sich 
der Arblitsplatzmangel innerholb der Ausbildung �UI? In: Recht 
der JUglnd und des Bildunglwesenl, Zeitsclv-ift für Berufsbildung 
u.-.:l Jugenderzlehung 1/1986. 

17] Vgl. z. B. KARPA, Ch.: Ausbildung in die Arbeitslosigkeit. In: Vor· 
wärtl Nr. 16 vom 13.04.1985. S. 17. 

[8] Zum Beispiel enthält das vom DGB-Vorstandsmit�iId 1118 BR USIS 
im August 1985 vorgestellte 5-Punkte·Forderungspeket gegen Ju­
gendarbeitslosigkeit den ","ssus, daß Betriebe, die nicht alle Ausge­
bildeten übernehmen können, durch ein kurzfri$l:iges Stufenpro­
gramm in die I..age versetzt werden, aUI AUibildungsabsotventen 
in unbefri!itete IVoU-)BeschäftigullQ zu übernehmln. Dil jungen 
Fachkräfte sollen dabei nur linen Teil der Arbeitszeit arbeiten und 
sich in d.- Rastzeit zum VolJarbeimag inner· oder außerbetrieb­
lieh weiterbilden. Di. Modalitäten sind zwilcl1en dem ArbeitgebIIr 
und dem Betriebsrat zu regeln. 

[91 Dies geht %. B. aus einer Anfang 1985 im Rahmen des HdA·Pro· 
grammsabgeschJossenen Untersuchung in 42 Betrieben, die flexible 
Arbeitszeiten praktizlererl, hervor. Vgl. Band 68 d .... Schriftenrei he  
HumanisierUIlQ des Arbeitslebens ( .. Flexible Arbeitszeiten - Erfah· 
rungen aus der Praxis"). 

[10] Bundelimini$l:l!f für Arbeit und SozialordnullQ IHrlg.l: Maßarbeit 
- Neue Chancen durch das Bl!5Chäftigungsförderungsglltetz IFalt­
blatt), Bonn 1985. 

[ l I ]  Vgl. KURZ·SCHER F, 1.: Zum Stellenwert der TeilzeiL!rbelt in einer 
emanlipetorischen Arbeitsuitpolitik; In: WSI_Mitteilungen 
1/1985, S. 659 f, 

112] Vgl. CASEY, B.: Arbeitsumvertlilung für Jugendliche. Jüngsta Er· 
fahrungen in Großbritannien, d..- Bundesrepublik DeutsChland 
und den Niederlanden. Diskuuionspepier IIM!LMP 84/1 3, WZB 
1984. 

[13] Ebenfalls mündlich interwiewt wurden 3lXJ junge Fachkrifte, die 
ihre Ausbiklung vor mnd 5.l<1hren abgeschIauen hatten SOwie je­
weils 100 Ausbilder, Berufslcnullehrer und Eltern von Auszubil­
denden. 

[14] Zu den ersten Ergebnissen vgl. DAVIDS,S., U.a. lauch anderen 
Orts) $Owie KLOAS. P.·W. (e.'.O.). 

Heinrich Althoff 

[15] Oe in anderen Untersuchunlil$n das Bundesinstituu für Berufsbil­
dung - vgl. Tell 4 und 5 - eine formulierung gewählt wurde, die 
mehr Nähe zum erlernten Beruhusdl'ückt ("Verwandte Titigkeit") 
bzw. diese Nähl nicht ausschließt I..WechseJnde Tätigkeiten"), WI.Ir­
eIe hier zur Ergänzung bewußt auf die Form Bezug genommen, die 
mit einer beruflichen Statusabsenkung verbunden in. 

[16] Vgl. dazu Tell 5 oowie ALEX, L..: Beschäftigung rech der Lehre 
(zur Veröffentlichung vorgesehen). 

[17] Auf Prozentangaben wird hier verzichtet, da dia Besatzunglzahlen 
)a Ausbildungsberuf für statistiSCh abgesicherte Auqagen zu yerlog 
sind. 

1 18] · Dieses Ergebnil wird durch die Absolventenbefragung beitätigt 
Ivgl. Teil 4). 

119] Vgl. WERNER, R.; CLAUSS, Th.: Die Beschiiftigungslllge von Ju· 
Iil$ndlichen mit uooohne Berufsausbiklung. Materialien und lt81i5ti­
Iche AnalYMn Zur beruflichen Bildung, Heft 57, Berlin 1986, K�. 
pitel 3. Siehe auch WirtsChaft und Statistik 1/1986, S. 16 ff. 

[20] Die untersuchten Berufe 11.-.:1 repräsentatiV für 51 Prozent der ef­
folgre,chen Priifungstailneh"*, des Jalv'el 1984 (605000). 

[21] Die erfaßten WirtICha"ftsbereiche repräsentieren 83 Prozent aller in 
der Bunclesrepublik bestehenden Ausbiklungsverhältniua. Z ... Ziel· 
setzung, Methode, Repräsentativität und den Eryebniuen vgl. lFO­
I nstitut für WirtschaftsforlChung: Oie Entwicklung dei Ausbildungs­
stellenmarkts im Jahr 1985, München, September 1985. 

[22] Vgl. die ausfulv-liche Darstillung bei PODZUN, H.-J.; ZEDLER, R.: 
Nach der Lehre. Modelle zur beruflichen Eingliederung von ausge­
bildeten Jugendlichen. Deutscher Institutsverlag, Köln 1985. 

[231 Für die praktiSChe Umsetzung von Teilzeitarblit vor Ort liegen lini­
ge Ratgeber vor. Vgl. z. B. Bunde5minister für Arbeit und Sozi�l­
ordnung IHrsg.l : Handbuch Teilzeitarbeit, Hilf.n zur Einführung, 
Organisation und Vlf"traglichen Gl!$I:8ltung von Tlilzeitarblit für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ;derselbe; Teilzaitarbeit, Einführung, 
Organisation und vertragliche Gestaltung von Teilzlitarblit. For­
schllngsbericht des BMAS Nr. 127, 80nn 1985. FREY, H.: Flexible 
ArbeitS21it. Zlitgemäße Vertl'llgsforman bli wechselndem betrieb­
lichen Personl!badarl. München. Beck 1985. 

[24] Vgl. dazu die amchließenden Ausführungen zum Nied..-sachsan­
programm. 

125] Der Antlil dar studienber"echtiytl!ll Auszubildenden, die keine Stu­
dienaNicht hilben, sank von 29 Prozent (1976) auf 19 Prozent 
(1983). \Jjjl. HERGET, H.; L.EWIN, K.: Abiturienten vor der Ent· 
scheidung: Studium oder Berufsausbildung? Unterlege für die bil· 
dungspolitische Fachtayung des Bundesministeriurns für Bildung 
und WiSlenschaft ,Abiturienten in der Baruhausbildung - AIt.-· 
nativen zum Hochschulstudium". Bonn Boo-Godnbarg, 13./14. 
Juni 1985, S. 1 1 .  

[26) Vgl. EHMANN, Ch.: Bildung und Arblitsmarkt der 90er Jahre -
Quantitative und qualitative ÄlIpekte des Arbeiukräftepotentiall. 
Vortrag anläßlich de5 Siemag-Symposlum 1985 ,,strukturwandel 
zwingt zur Automation" am 19.04.1985 in HannoYlr. 

[27] Vgl. Weiterbildung von Berufsanfänglll'n in Teilzeitbeschäftigung 
IRichtlinienl. In: Nds. MBI. Nr. 34/1985, S. 780 und frankfurter 
RUndIChaU, Nr. 133 vom 12.06.1985: Vor allem Berufsanfänger 

sollen Arbeit bekommen. 
[28] Im bevölkerung51llichsten Bundesland NordrheinWentalen ist ein 

vergleichbares Beschäftigungsförderullgsprogramm geplant. 
[29] Vgl. ENGFER. U.; HJN RICHS, K.; OFFE, C.; WIESENTHAL, H.: 

ArbeitszeiUituation und Arbeitszeit __ kürzung in der Sicht der Be­
SChäftigten. In: MittA8 2/1983, S. 91. 

Das zunehmende Alter der Auszubildenden 
Ursachen und Auswirkungen 

In den vergengenen 15 Jahren ist das Durchschnittsalter der Aus­
zubildenden um anderthalb Jahre gestiegen. Betrug es 1970 gut 
16,5 Jahre, so waren es 1984 etwa5 mehr als 18 Jahre. Diese Ent­
wicklung vollzog sich vor dem Hintergrund erheblicher Verände­
rungen innerhalb des Bildungs- und Beschäftigungssystams, die 
sich teils a[s Unachen, teils als Wirkungen des zunehmenden Al­
ters deuten [a5Sen. 

Ursachen des zunehmenden Alten 

Die von Georg PICHT 1964 ausgerufene "deutsche Bildungs· 
katastrophe" [1 J war zum Zeitpunkt der Diagnose schon im Be· 
griff, sich aufzulösen. Im Bildungswesen der Bundesrepublik 
hatte bereits jene Entwicklung begonnen, in der andere [ndustrie­
nationen ihr weit vorausgeeilt waren: der kontinuierliche An­
stieg des allgemeinen Bildungsniveaus. [2] Dennoch wurde Picht, 
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der auf ein drängendes Problem hingewiesen, die einschneiden­
den Veränderungen aber sicher nicht verursacht hatte, zur Sym­
bolfigur einer ressentimentbeladenen Entwicklung. Zerstörten die 
einsetzende Bildungseuphorie und ihre Folgen doch eines der be­
wahrtesten Muster des Bürgertums zur Rechtfertigung seiner be­
ruflichen Standesvorteile - die erworbene höhere Schulbildung -
als diese zum Gemeingut wurde und damit ihre Funktion als PClSSI:!­
partout zu den einträglicheren Stellen des Staates und der Wirt­
schaft verlor. 
Getragen wurde die seit 1961/62 rasch steigende Nachfrage nach 
allgemeiner Bildung lIon einer durchgreifenden Wandlung im 
Wertgefüge der Nachkriegsgeneration: Vor dem Hintergrund weit­
gehend erfüllter materieller Bedürfnisse und eines anscheinend 
dauerhaften Wirtschaftswachstums, das die Erfüllung dieser Be­
dürfnisse auch künftig zu garantieren schien, trat Bildung als die 
maßgebende Voraussetzung autonomer Daseinsgestaltung hervor. 
Diese Veränderung, die zwangsläufig mit einem steigenden Alter 
der Absolventen allgemeinbildender Schulen einherging, gewann 
aber erst spät nachhaltigen Einfluß auf die betriebliche Berufs­
ausbildung. Denn bis 1975 zog ein stets wachsender Strom ehe· 
mals eine Lehre durchlaufender Jugendlicher an der betrieblichen 
Ausbildung vorüber zu den Fachschulen, Fachhoch- und Hoch­
schulen. Erst die nach 1974 einsetzende Rezession, die eine bis 
dahin unbekannte hohe Jugendarbeitslosigkeit zeitigte, bog einen 
Teil dieses Stromes in die betriebliche Berufsausbildung zurück. 
Seither, vor allem aber in den Jahren 1974 bis 1976, nahm das 
Alter der Auszubildenden rascher zu: Stieg das Durchschnitts· 
alter von 1966bis 1975 jährlich um knapp einen Monat (0,6 Mo· 
nate), so trat im Zeitraum 1975 bis 1984 beinahe eine Verdrei: 
fachung dieser jährllchen Zuwachsrate ein. 
Bemerkenswert an dieser Entwicklung ist, daß die tiefgreifende 
Rezession den Wunsch nach höherer Schulbildung nicht zurück· 
zudrängen vermochte. Die Jugendlichen trachteten fortan, bei­
den Bedürfnissen gerecht zu werden, dem nach weiterführender 
Schulbildung und dem nach mehr Sicherheit. Den durch eine an­
haltend hohe Jugendarbeitslosigkeit verursachten Zukunftsäng­
sten suchten sie durch das anscheinend sichere Fundament einer 
Lehre - der vorweisbaren Bewährung am Arbeitsmarkt - zu ent­
gehen. Unter diesem Gesichtspunkt erweist sich auch die angeb­
lich steigende Attraktivität einer betrieblichen Berufsausbil­
dung [3J eher als eine Strategie der Risikominderung, die sich 
bei veränderter Arbeitsmarktlage rasch wandeln könnte. 

Die demographische Entwicklung verschärfte noch einmal die 
ohnehin ungiinstigen konjunkturellen wie strukturellen Verände­
rungen am Arbeitsmarkt: Sie führten zu einer Aufblähung des 
schulischen Systems, weil betriebliche Ausbildung und Arbeits· 
markt sich als nicht genügend aufnahmefähig erwiesen. Und sie 
führten zur Aufblähung der betrieblichen Ausbildung, weil man 
sich von ihr am ehesten jene Sicherheit erhoffte, die schulische 
Bildungs- und Ausbildungsgänge allein offenkundig nicht mehr 
zu gewähren vermochten. 
Leidtragende dieser Doppelstrategie - die Vielfalt vor allem 
weiterführender schulischer Bildungswege durch einen möglichst 
hohen allgemeinbildenden Abschluß offenzuhalten und die Ar­
beitsmarktrisiken durch eine Berufsausbildung zu mindern � 

waren jene Jugendlichen, die der Sicherheit einer betrieblichen 
Berufsausbildung am ehesten bedurft hätten, nun aber keinen 
Ausbildungsplatz fanden oder in weniger zukunftssichere Berufe 
abgedrängt wurden. [4] 
Der Altersanstieg war also durch solche Jugendlichen bedingt, 
die einen möglichst hohen schulischen Abschluß erwarben und 
dann eine Lehre begannen, durch solche, die, weil sie keinen 
oder keinen als angemessen empfundenen Ausbildungsplatz fan­
den, als Arbeitslose oder Ungelernte im Beschäftigungssystem 
oder auch in schulischen Blldungs- und Ausbildu ngsgängen ver­
harrten (Warteschleifen), um zu einem späteren Zeitpunkt er­
neut einen Ausbildungsplatz nachzufragen. 
Eine Parallele zu den auf individueller Ebene ablaufenden Ent­
wicklungen bildendieauf Länderebene gefällten politischen Ent-

scheidungen zugunsten eines zehnten Hauptschuljahres, des Be­
rufsgrundbildungsjahres wie des Berufsvorbereitungsjahres. 
Auch sie weisen die bei den Jugendlichen erkennbare doppelte 
Strategie auf: Einerseits mehr schulische Bildung zu vermitteln -
ein Ziel, das sich aus der Neubewertung des gesamten Bildungs­
sektors seit Ende der 60er Jahre herleiten läßt - und anderer­
seits der kaum verhohlene Wunsch, damit gleichzeitig zum Ab· 
bau der Jugendarbeitslosigkeit beizutragen. Auch aus diesen poli­
tischen Entscheidungen resultiert ebenfalls ein Altersanstieg. 

Geschlechtsspezifische Entwicklungen 

Der Graphik läßt sich die Veränderung des Alters der Auszubil­
denden im Zeitraum 1970 bis 1984 entnehmen (vgl. dazu auch 
die tabellarische Aufbereitung der. Daten im Anhang). Ge­
schlechtsspezifische Besonderheiten weist die Entwicklung inso­
fern auf, als der Abstand des Durchschnittsalters männlicher 
und weiblicher Auszubildender ständig abnimmt. Waren 1970 
die Jungen noch etwa ein halbes Jahr (5 Monate) älter als die 
Mädchen, so betrug der Abstand 1 983 keinen Monat mehr, und 
ein Jahr darauf sind die weiblichen Jugendlichen bereits knapp 
einen Monat älter als die männlichen. 

Die Al1ersen1wicklung der Auszubi ldenden 1970 - 1984 
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*) Fllr die Jahr. 1982 und 1983 layen Altinangaben der Länder' Nord­
rhein-Westfalen und Baden-Württember9 nicht \/01". Die llrithm!ITillChen 
Mittel für diese Jahre wurdlln korrigien. Die Ursprungswene sowie 
Quellenangaben sind der Tabelill im Anhang zu entnehmen. 

Zur Annäherung der Altersverteilungen beider Geschlechter ha­
ben mehrere Entwicklungen beigetragen. Die schulische Vorbil­
dung der Frauen stieg im vergangenen Jahrzehnt schneller als die 
der Männer ; heute weisen sie eine mindestens ebenso gute, wenn 
nicht gar bessere Allgemeinbildung auf. In der betrieblichen Be­
rufsausbildung hatten 1984 sogar gut zwei Drittel der weibl ichen, 
aber nur etwas mehr als die Hälfte der männlichen Jugendlichen 
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einen über dem Hauptschulniveau liegenden Abschluß. [5] Die 
für Frauen ungünstigeren Übergangschancen in eine betriebliche 
Berufsausbildung, vor allem bei Abschlüssen unterhalb der Hoch­
schulreife und die ,daraus resultierenden Warteschleifen vor Ein­
tritt in die Berufsausbildung sowie die Abkehrweiblicher Jugend­
licher von den kürzeren, ehemals frauentypischeren Berufen, 
und ihr Eindringen in die gewerblichen Berufe mit zum Teil 
dreieinhalbjähriger Ausbildungszeit, tragen ebenfalls zur abneh­
menden Altersdifferenz bei. 

Das Alter der Ausbildungsanfänger 
Die AlterS5truktur der Auszubildenden läßt sich sowohl der Be­
schäftigtenstatistik als auch der Berufsschulstatistik entnehmen. 
Allerdings wird in beiden Statistiken nur der Altersaufbau der 
Summe aller Auszubildenden also des Bestandes ausgewiesen. 
Diese Aggregation ist jedoch für manche Fragen, beispielsweise 
für die nach dem Alter der Ausbildungsanfänger, ungeeignet. 
Auch vermitteln Bestandsdaten wegen unterschiedlicher Verweil­
dauer (Ausbildungszeiten) im Ausbildungssystem kein über die 
Berufe vergleichbares Bild der AlterMruktur. [6] 
Weil vor allem das Alter der Ausbildungsanfänger aus noch zu 
erörternden Gründen von besonderem Interesse ist, soll dem bei 
der Ermittlung ihrer Alter5Struktur auftretenden methodischen 
Problem etwas gerKIuer nachgegangen werden. Ausgangspunkt 
ist dabei folgende Überlegung: Die bekannte Altersverteilung al­
ler Auszubildenden setzt sich aus drei einander weitgehend ent­
sprechenden jedoch unbekannten Altersverteilungen zusammen. 
Die erste der drei Verteilungen ist die der Ausbildungsanfänger 
des gegenwärtigen Kalenderjahres, die zweite die der Anfänger 
des Vorjahres, und die dritte Verteilung schließlich ist die der 
Anfänger von vor zwei Jahren. Da die drei Verteilungen nur um 
jeweils ein Jahr auf der Altersachse gegeneinander verschoben 
sind, überlagern sie einanderweitgehend und können daher nicht 
mehr als separate Verteilungen wahrgenommen werden. 
Das Ziel besteht nun darin, die Altersverteilung aller Auszubil· 
denden wieder i n  die drei genannten Ausgangsverteilungen zu 
zerlegen, und damit auch zur Verteilung der Ausbildungsanfänger 
zu gelangen. Ausgehend von einer treppenförmigen Verteilung 
des Altersaufbaus ist das Problem dann recht einfach zu lösen, 
wenn das Ziel etwas eingeschränkt wird; und statt der gesamten 
Verteilung des Alters der Ausbildungsanfänger nur die Anfänger 
bis einschließlich 17 Jahre ermittelt werden. Diese Einschrän­
kung hat den Vorzug, daß sowohl Verkürzungen der regulären 
Ausbildungszeiten als auch eine bislang nicht erwähnte vierte 
Verteilung, die auf die dreieinhalbjährigen Ausbildungsberufe 
zurückgeht, keine nennenswerte Rolle mehr spielen. Aus der 
Modellrechnung ergibt sich für das Jahr 1984 ein Anteil von ca. 
einem Drittel (,36 Prqzent) 18jähriger und älterer Auszubilden· 
der an allen AusbiJdungsanfängern. [7] Dies widerspricht der 
häufig geäußerten Meinung, schon mehr als die Hälfte der Aus­
bildungsanfänger sei 1 8  Jahre und älter. 

Die FoI",n des neigenden Alten 
Es ließe sich die Ansicht vertreten, ein Altersaufwuchs von an­
derthalb Jahren in anderthalb Jahrzehnten sei zwar ein bemer­
kenswertes Faktum, ansonsten aber folgenlos. Diese Einschät­
zung wäre zweifellos richtig, ginge es allein um die anderthalb 
Jahre. Doch hinter dem Altersschub steht einerseits eine Zunah­
me höherer allgemeinbildender Abschlüsse und andererseits ist 
selbst ein geringerer Anstieg dann bedeutsam, wenn bestimmte 
Altersgrenzen überschritten werden. Die Volljährigkeit ist eine 
solche Grenze, die auch im Zusammenhang mit der Berufsbi!­
dung eine Reihe rechtlicher Auswirkungen hat. 
Etwa ein Drittel der Jugendlichen, die 1984 eine betriebliche 
Berufsausbildung begannen, war volljährig. Sie konnten den 
Lehrvertrag selber schließen und bedurften keines gesetzlichen 
Vertreters mehr. Ein ebenso großer Anteil hätte das Vertrags­
verhältnis auch gegen den Willen der Eltern wieder lösen können; 
am Ende der Lehrzeit kann das beinahe jeder Auszubildende. 

Der Ausschließl ichkeitsgrundsatz des Berufsbildungsgesetzes be­
sagt, daß Jugendliche unter 18 Jahren nur in anerkannten Aus­
bildungsberufen ausgebildet werden dürfen (§ 28 Abs. 2 BBiG); 
das ist eine begründbare Einschränkung der freien Berufswahl 
(Art. 1 2  Abs. 1 GG). 18jährige und ältere Jugendliche können 
jedoch auch in anderen als anerkannten Berufen ausgebildet wer­
den, ohne daß entsprechende Verträge nichtig wären. Der Anteil 
der Jugendlichen, die gegenwärtig solche Ausbildungsgänge 
durchlaufen, ist fraglos gering. Es gibt sie aber beispielsweise für 
Abiturienten in Form der Management-Assistenz-Berufe. Und , 
was problematisch ist, die Ausbildung in nicht anerkannten Be· 
rufen ist wegen der veränderten Altersstruktur ausbaufähig. Prin­
zipiell wäre es durchaus möglich, auf diesem Wege die alten An­
lernberufe wieder einzuführen. 
Die in den Ländern unterschiedlich geregelte Berufsschulpflicht 
ist gleichfalls altersabhängig, auch wenn sie zumeist nicht einfach 
flach Vollendung des 18. Lebensjahres erlischt. Für Abiturienten 
gilt sie jedoch haufig nicht mehr. Allerdings sind sie, wie die übri­
gen Auszubildenden auch, zumeist durch ihren Lehrvertrag ge­
bunden, am Berufsschulunterricht teilzunehmen. {al Da die Zahl 
der Auszubildenden nach der Berufsbildu ngsstatistik und die der 
TeiJzeitberufsschüler mit Berufsausbildungsvertrag nach der Be­
rufsschulstatistik nur sehr geringfügig differieren (1984: 0,8 Pro· 
zent), kann davon ausgegangen werden, daß so gut wie alle Aus­
zubildenden, also auch die gegebenenfalls nach Länderrecht 
nicht berufsschulpflichtigen Abiturienten, am Beruf5Schulunter­
richt teilnehmen. 
Das Jugendarbeitsschutzgesetz i51 eine weitere Regelung, bei der 
Altersgrenzen eine entscheidende Rolle spielen. Das Gesetz weist 
eine Vielzahl einschränkender Bestimmungen zur Beschäftigung 
unter 18jähriger Jugendlicher auf, insbesondere bei Arbeits- und 
Ruhezeiten sowie bei gefährliChen und tempoabhängigen Arbei­
ten (Akkord). Derzeit (1 984) werden von den meisten Vorschrif­
ten nur noch 40 Prozent der Auszubildenden betroffen, 1970 
waren es noch doppelt soviel (78 Prozent). 

Die im Betriebsverfassungs- und Perwnalvertretufl9S!lesetz fest­
gelegten Mitwirkungsmöglichkeiten sind zum Teil ebenfallsalters­
abhängig. Insbesondere die Teilllilhme·, Stimm- und Antrags� 
rechte im Betriebs-/Personalrat beziehen sich allein auf die Be­
lange von unter 18jährigen. Etwas skurril mutet es in diesem Zu­
sammenhang an, daß eines der wirkungsvollsten Rechte der Ju­
gendvertretung, ihr Stimmrecht in Fragen der Berufsausbildung 
- das ureigenste Gebiet der Jugendvertretung -, einfach deshalb 
so gut wie erloschen ist, weil sie dies Recht nur dann wahrneh­
men kann, wenn .. überwiegend" jugendliche Beschäftigte betrof­
fen sind (§ 67 Abs. 2 BetrVG;§40 Abs. 1 BPersVG). Das aber ist 
heute, bei einem Anteil von 60 Prozent 18jähriger und älterer 
Jugendlicher, kaum mehr der Fall. 

Das eigentliche Problem bei der Mehrzahl der dargestellten recht­
lichen Regelungen ist, daß sie zwar von bestimmten Altersgren­
zen ausgehen, ursprünglich aber weniger das Alter als vielmehr 
den Status der Jugendlichen als Auszubildende beziehungsweise 
die schutzwürdigen Belange der Jugendlichen beim Übergang 
vom Bildungs- zum Beschäftigungssystem im Auge hatten. Durch 
die unglückliche Fixierung an Altersgrenzen bei gleichzeitig rasch 
fortschreitender Altersverschiebung über diese Grenzen hinaus 
werden ursprünglich den Jugendlichen zugewiesene Schonräume 
zerstört, und der Übergang ins Erwerbsleben, der fließend sein 
sollte, vollzieht sich für einen wachsenden Teil der Jugendlichen 
als Bruch. Die Verlängerung der Adoleszenz [9] führt damit zwar 
zu einer Verschiebung der Ausbildu ngsabschlüsse und zu späte­
rem Eintritt ins Berufsleben, nicht aber zur Anpassung der ein­
schlägigen rechtlichen Regelungen, die diesen Veränderungen 
Rechnung zu tragen hätten. 
Bevor auf die Auswirkungen des steigenden Bildungsniveaus ein­
gegangen wird, sei noch auf ein anderes Problem verwiesen, das 
ursächlich ebenfalls auf Veränderungen in der Altenstruktur zu­
riickgeht. Es ist üblich, Entwicklungen als Zeitreihen darzustel­
len, beispielsweise die der ArbeitSlosigkeit, des Ausbildungsstan-
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des oder der Erwerbsbeteiligung von Jugendlichen. Dabei müs­
sen zur Abgrenzung des Begriffes "Jugendlicher" Altersgrenzen 
gesetzt werden; bei der Arbeitslosigkeit sind es in der Regel die 
unter 25jährigen. Da die Jugendlichen in höherem Maße als je 
weiterfGhrende Schulen besuchen,und die Auszubildenden unter 
ihnen heute etwa anderthalb Jahre später ins Erwerbsleben tre­
ten als noch 1970, sinkt zwangsläufig das Potential derer, die 
überhaupt arbeitslos werden können. Grob geschätzt waren das 
1970 ca. sieben Altersjahrgänge {lB- bis unter 25jätvigel, 1984 
aber nur noch fiinfeinhalb Altersjahrgänge ( 1 9,5- bis unter 
25jährige). Trotz eines zahlenmäßigen Rückgangsder arbeitslosen 
Jugendlichen unter 25 Jahren kann also das individuelle Risiko 
der Arbeitslosigkeit steigen. Durch die Verschiebung der Alters­
struktur nimmt daher die Aussagekraft von Zeitreihen unter 
Umständen beträchtlich ab. 
Unmittelbare Auswirkungen hat eine durch längeren Schul­
besuch hervorgerufene Altersverschiebung immer dann, wenn 
daraus eine Verkürzung der berufsspezifischen Ausbildungszeit 
resultiert. Laut Berufsbildungsbericht der Bundesrej]ierung wiesen 
1984 knapp 20 Prozent der neu abgeschlossenen Ausbildungs­
verträge Verkürzungen um mindestens ein Jahr auf. [10] Statt 
einer durchschnittlich dreijährigen Lehre durchläuft jeder fünfte 
Jugendliche also nur noch eine zweijährige Berufsausbildung. 

Ohne besondere organisatorische Vorkehrungen lassen sich sol­
che Verkürzungen vor allem dann nicht bewältigen, wenn ein Teil 
der Auszubildenden des Lehrbetriebes noch die reguläre AusbiI· 
dungszeit durchläuft. Ähnliches gilt für die Berufsschule, die 
entweder die Auszubildenden eines Berufes mit verkürzter Aus­
bildungszeit zusammenfassen, oder innerhalb einer Klasse einzel· 
ne Gruppen für unterschiedliche Prüfungstermine vorbereiten 
muß. Oie Situation wird nicht weniger kompliziert dadurch, daß 
gleiche Vorbildungen nicht notwendig mit identischen Verkürzun­
gen einhergehen. 
Wird die Vorbildung selbst ins Blickfeld gerückt, und die Ab­
schlüsse der Schüler heutiger Berufsschulklassen, oder besser 
noch der von Teilzeitberufsschulen insgesamt betrachtet, dann 
drängt sich nicht von ungefähr die Vorstellung auf, hier handle 
es sich um Paradebeispiele intej]rierter Gesamtschulen. Denn 
heterogener läßt sich eine Struktur in Hinblick auf das Abschluß­
niveau allgemein· und berufsbildender Schulen kaum vorstellen. 
Auch das kann nicht ohne Konsequenzen bleiben. Gelingt es 
nicht, die Auszubildenden mit näherungsweise gleichwertigen 
Abschlüssen zu homogenen Fachklassen zusammenzufassen, was 
bei großen, oder hinsichtlich der Vorbi!dung weitgehend gleich· 
gelagerten Berufen durchaus möglich ist, dann bleibt wiederum 
nur die Lösung einer Binnendifferenzierung mit dem Ziel, Grup­
pen gleicher Lerngeschwindigkeit und Lernvoraussetzungen zu 
bilden. Das ist eine für das Sozialverhalten der Schüler und wahr· 
scheinlich auch für deren innerbetriebliches Kooperationsvermö­
gen günstige Lösung, auf die in der Regel jedoch weder der Lehrer 
vorbereitet, noch die Curricula zugeschnitten sein dürften. [ 1 1 ]  
Eine Realisierung des i n  letl:ter Zeit mit Nachdruck vorgetrage· 
nen Wunsches, die Hochschulberechtigten möchten doch auch 
andere als die von ihnen traditionellerweise nachgefragten Aus­
bildungsberufe ergreifen, wäre angesichts des beträchtlichen 
Gefälles schulischer Vorbildung zwischen den Ausbildungsberufen 
gewiß sinnvoll, würde jedoch die dargestellten Schwierigkeiten 
eher noch vergrößern. 

Ausbildungsordnungen wie Curricula konnten früher, bei ähnli­
cheren Alters- und Vorbiklungsstrukturen, von vergleichbaren 
Kenntnissen und Fertigkeiten ausgehen und ein näherungsweise 
identisches Lernverhalten voraussetzen. Darauf aufbauend konn· 
ten Lehrer wie Ausbilder ein entsprechend weniger differenzie· 
rendes Lehrverhalten praktizieren. Diese Vorau$Setzungen lösen 
sich zunehmend aui, mit der Konsequenz wachsender Anforde­
rungen an das Lehrpersonal, die Lernsituationen vorbildungs­
gerecht zu gestalten. [121  
Ein weiterer Aspekt steigenden Alters und höherer Schul­
abschlüsse ist ein sich langsam wandelndes Berufswahlverhalten. 

Gestütztwird diese Entwicklung durch den Eintritt der geburten­
schwachen Jahrgänge in die betriebliche Ausbildung; Bei ten­
denziell zunehmender Fähigkeit, die längerfristigen Verwertung5-
chancen von Bildungs- und Ausbildung5gängen p'räziser zu beur­
teilen, d. h., größerer Wahlreife, wächst gleichzeitig die Chance, 
gewünschte Kombinationen auch tatsächlich realisieren zu kön­
nen, weil in den kommenden Jahren die Angebots- und Nach­
fragebedingungen zugunsten der Jugendlichen umschlagen 
werden. 
Von einer solchen Entwicklung des Berufswahlverhaltens wird 
ferner ein erheblicher Einfluß auf viele Betriebe und Berufe aus­
gehen. Sie werden die Ausbildungs- und letztlich auch Arbeits­
bedingungen auf die Gefahr hin anheben müssen, sonst aU5 dem 
Ausbildungsgeschehen auszuscheiden und ihren dann zumeist 
nicht einschlägig vorgebildeten Nachwuchs auf dem Arbeitsmarkt 
suchen zu müssen. 
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kann - unter der niiherungsweise zutreffenden Prämi .. e, daß sich 
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sammensetzt, die jeweils um ein Jahr gegeneinander verschoben 
lind - einfaCh vom DurchschnittSllIter aller AUlzubildenden ein 
Jahr abgezolien werdan. Waren beilpielsweise die Auszubildenden 
1984 im Durchschnitt 1 B,l Jahre alt, dann müssen die Ausbildungs­
anfänglT desselben Jahrel im Durchschnitt 17.1 Jahre 8ft glweSin 
sein. Damit ist allerdings nicht des PrOblem gelöst, den Anteil der 
unter 18jährig.en Auuubildenden unter den Aulbildung"",nfängern 
zu be5timmen, oder. Waii auf dasselbe hinausläuft. den Anteil dar 
18 Jahre und älteren Auuubildenden. Geht man von einer treppen­
fÖfmigen Funktion aus - diel;er Gedenke stammt IIOn Rudelf 
WERNER, ejr,em Mitarbeiter d!)\; Projekts - dann läßt sich, wiedar· 
um unter der Annahme dreier kongruenter um jaweils ein Jahr ge· 
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geneinander verschobener Verteilungen, die Zahl der unter 18jäh­
rigen AUlbildu"lllanfä"ller folgendermaßen benimmen: Die jüng­
sten AUlZubildenden, die 1 5jiihrigen (Anzahl: 54 309), lind in un­
Rntm Bllspiel Auszubildende, die 1984 ihre Llhre begannen. Die 
16jährigln (240366) dl!S Bestandes setzen .ich zusammen aus dln 
15jiihrigen Anfiingern des Vorjahras (wieder 54309, "', .... iI drei kon­
gruente Verteilungen untirltilit wurden) und dln 16jiihrigen, die 
1984 einl Ausbildung begannen. Die l1jiihrigen (449591) Setzen 
siCh zusammen aUI den 15jiihrigen Anfängern von vor zwei Jahren 
(1982), den 16jiihrlgen Anfingern auS dem Vorjalv" (19831 und 
den 17jihriyen, die 1984 eine Ausbildung begarmen. Rechnerisch 
ergibt sich: 

1 5jihrigl Anfinger 1984: 54 309 
16jiihrige Anfinger 1984: 240366 - 54300 - 186057 
17jährige Anfänger 1984: 449591 _ 186 057 - 54339 - 209 225 
unt ... 18jährige Anfänger 1964: 54309 + 186057 + 209225 -

449591. 
Die Anlllhi alier AUlbildungsanfänger Im 30.09.1984 betrug 70 555. 
Der Anteil der unter 18jiihrigen betrug lomit 449591 ; 70 555 -
64 Prozent; der Anteil der 18jährigen und älteren dann 100 - 6 4 -
36 Prozent. Dil!l Modell. das auf der Annahml dreier kongruenter 
Verteilungen beruht, also auf drei in ihrer Alter$truktur identi· 
sch.n Zuglngljelugiingen, kann der Realitiit genauer angep&ßt wer· 
den, wenn die 15jährigen Anfinger des Jahres 1983 und 1982 di· 
rekt der Berufsschul!rt:atistik der je ...... iligen Jahre entnommen wer-

Berufsschüler mit Teilzeitunterricht nach Alter und Geschlecht 

arithmetisches Mittel 
Jahr·) männ!. weib!. gesamt 

1970 16,81 16,37 16,62 
1971 16,84 16,40 16,65 
1972 16,87 16,47 16,70 
1973 16,92 16,53 16,77 
1974 16,97 16,62 16,83 

1975 17,08 16,76 16,92 
1976 17,20 16,97 17,11  
1977 17,31 17,12 17,23 
1978 17,43 17,25 17,36 
1979 17,54 17,37 17,47 

1980 17,61 17,46 17,55 
1981 17,75 17,62 17,70 
1982 17,73 17,64 17,69 
1983 17,83 17,79 17,81 
1984 18,06 18,13 18,09 

den. Gegebenenfalls können auch noch Ausbildungsabbrlcher be­
rückSichtigt werden. Diese und einige weitere Unschärfan führen 
aber in ihrer GesamtwIrkung kaum zu einer Anhebung das Anteils 
der 18jälv"igen und älteren AUllubildenden unter den Anfängern 
Wl!f den ermittelten Anteil von 36 Prozent hinaus. 
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09.06.1971, in der Fa.sung vom 25.08.1976. zu einem Beruhaus­
bildungrvertrag; maßgebend lind hier § 3 Nr. 5 und § 4 Nr. 2. In: 
DGB - Bl!fufliche Bildung, ArbeiuhiJfen zur 8erufsbildung 2, Be­

'schlüsse des Bunde$1lusschuiiSes für Blrufsbildung (§ 50 BBIGJ zur 
Ordnung und Durchführung dar Berufsbildung, Düueldorf 1978. 

[9) VgL: OERTER, R.; MONTADA, L: EntwicklunglpsycholOgie; 
München, Wien, Baltimore 1982, S. 242 ff.; ROSENMAYR, L.: 
Hauptyebiete der JugendlOziologie. In: KÖNIG, R. {Hrsg.): HIIOd· 
buch der empirischen Sozialforschung, Stuttgart 1969. S. 148. 

[101 Vgl.: BerufsbildungSbericht 1985, Der Bundesmillirter für Bildung 
und WissenlCh!lft IHrsg.J. S. 27. 

[ l i }  VgL: GRÜNER,G.: Differenzierung in der Berufsschule .  In: 
Die berufsbildende Schule, H. 10, 1985, S. 575. Dort finden sich 
auch weitere Literaturhinweise zur Differenzieru"ll del Unter­
richts in der beruflichen Schule. 

[12J VgL: o.V.: Lernen Itiirker individualisieren! Interview mit Bundes· 
minister;n WILMS. In: HZ Deutsches WirUCl1llftsblatt, Nr. 7, 
38. J9 .• 03.04.1986. 

Median / Zentra(wert 
männ!. weib!. gesamt 

16,13 15,73 1 5,94 
16,17 15,77 15,98 
16,22 15,86 16,06 
16,29 1 5,93 16,13 
16,36 16,03 16,22 

16,45 16,16 16,32 
16,55 16,36 16,47 
16,65 16,49 16,58 
16,75 16,60 16,69 
16,86 16,72 16,80 

16,91 16,79 16,87 
17,04 16,93 16,99 
17,03 16,94 16,99 
17,13 17,08 17,11 
17,37 17,44 17,40 

., Für die Jahre 1982 und 1983 lagen A"II8ben der Länder Nordrhein·Weltfalen und Badan-WOrttemberg nicht vor. Die entsprechenden Mittelwerte korm-
ten daher nur aufgrund der Altersangaben der iibrigen Llnder erre<:hnet werden und weiRn inlOfern laichte Verzerrungen auf. 

Quelle: Statistllcl1es Bundesamt Wiesb&den (Hrsg.): Fa<:hserie 1 1 ,  Reihe 2, Beruflicl1es Schulwesen; eigene Berechnungen. 

Klaus Orth 

Regionale Verbundsysteme in der beruflichen Bildung 
ein Beitrag zur Lösung der Qualifizierungsprobleme von 
ausbildungsbenachteiligten Jugendlichen . 

Der foagencle Beitrag beschreibt Ziele und Auf(llIbenfelder regio­
naler Varbundsyneme. Diese Oberlegungen bildeten U.8. den 
Hintergrund zum Aufbau eines entsprechenden Verbundes im 
B.rgisch-Gladbacher ßaum. Er wird dort z. Z_ im Rahmen eines 
vom BMBW geförderten und vom BIBB betreuten Modellversuchs 
erprobt, für den der Verfasser als wissenschaftlicher Begleiter tä­
tig ist. 

Was versteht man unter regionalen Verbundsvsternen? 

In der Praxis der beruflichen Bildung werden derzeit 
'
unterschied­

liehe Verbundansätze diskutiert und erprobt. Sie alle sollen dazu 

dienen, Teilelemente und -kapazitäten der beruflichen 8i1dung 
inhaltlich und organisatorisch enger miteinander zu verbinden. 
Auf diese Weise sollen die Qualifizierungsbedingungen im Rah­
men eine!"" beruflichen Erstausbildung insgesamt verbessert wer­
den. 

Diese Ansätze lassen sich grob in zwei Richtungen aufteilen: ent­
weder geht es um die Schaffung von zusätzlichen betr ieblichen 
AUsbild ungsplätzen im Ausbildungsverbuoo,oder um die Koordi­
nierung ausbildungsrelevanter Einzeimaßnahmen durch die Ein­
richtung von regionalen Verbundsystemen. Im folgenden Beitrag 
wird der Ansatz des regionalen Verbundsystems vorgestellt. Es 
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werden Kriterien entwickelt, nach denen die prakti$Chen Umset­
zungen dieses Ansatzes beurtel1t werdet'! können. 
Um einet' begrifflichen Verw;lTung vorzubeugen, werden zunächst 
die wesentlictlen Aspekte und Uotenchiede beidl!l'" Ansitze dar­
gestellt. 
Im Ausbildungsverbund legen zwei oder mehr Betrime ihre sich 
inhaltlich ergäru:enden Ausbildungskapazitiiteo zusammen, um 
gemeinsam zusätzliche Plätze in einem anerkannten Ausbildungs­
beruf anbieten zu können. Auf sich allein gestellt, könnten sie 
nicht den gesamten Berufsbildu!l!JSplan erfullen. [1 J 
Durch die zwischenbetriebliche Ausbi ldu"9Skooperation können 
bisher brachliegende Kapazitäten aktiviert und zusätzliche Plätze 
geschaffen werden. 
Neben diesem quantitativen Gesichtspunkt ist der Ausbildungs­
verbund auch geeignet. qualitative Unterschiede zwischen einzel­
nen Betrieben im Hinblick auf das technologische Niveau aulZU- . 
gleichen. [21 
Regionale Verbund.yrteme sollen demgegenüber die Gesamtheit 
der innerhalb einer Region existierenden Maßnahmen bzw. Insti­
tutionen, die euf unter&Chiedlil;he Weise und unter5chiedlichen 
Ebenen einen Beitrag zur beruflichen Bildung leisten, organisa­
torisch - iIOweit möglich auch inhilltlich - miteinander ver­
knLipf.n. Analog zum Ausbildungsverbund hat auch das regiona­
le Verbundsystem zwei ASpekte: einerseiu die Idee und ihre 
prakti5Che Umsetzung. andereneit, eine dafür notwendigerweiie 
erforderliche Organis.ationrlorm; du heißt: Einrichtung von Ver­
bundsystemen bedeutet in der Regel zugleich diE! Einrichtung 
einer wie euch Imin« gearteten Imtitution mit entspreehenden 
Personen, die die Of9M\isatorisch-inhaltliche Vet1c:n�fung in die 
Wege leitet,. sich..-stellt und mitgestlltt�. 

Warum regton. ... Verbundsylteme1 
Oie Einrichtung von VerlkIndsystemen erscheint insbesondere 
deM zweckmäßig, wenn der steigende Problemdruck auf den 
Ausbildungs- und Arbeitsmärkten zu immer neuen Maßnahmen 
fUhrt, die SChließlich eine unübersichtliche Vielfalt von Qualiti­
kationsmlßnahmen und -Inhalten, Berechtigungen und Finanzie­
rungsformen ergibt. [31 ProblemdnJck und Maßnahmevielfalt 
kennzeich nen seit Jahren die reale Situation. 
I n  allen AusbIldungsbereichen sind ohne Zweifel erhebliche An­
strengungen festzustellen, die Zahl der betrieblichen Ausbildungs· 
plätze entsprechel'ld der Nachfrage durch die geburtenstarken 
Jahrgänge auszudehnen. Durch die Subventionierung von Aus­
bildungsverhältnl'5en I"Prämienprogramme") haben einzelne 
BundesländM versucht. zusiitzliche Ausbildungskllpazitäten IInzu­
regen. [41 Auch die Berufsberatung hat ihre Bemiilungen ver­
stärkt. Trou. dieser Anstrengungen konnten und können aber 
nicht .lIe Bewerberinnen und Bewerber im dualen System auf­
genommen werden. Sie bleiben .. unvlluorgt", werden arbeitilos 
oder nehmen Ersatzangebote wahr. 
Em recht bMteht derzeit kein ,,itUswahlfähiges" Ausbildungs­
pluzangebot (51, �l ausreichen wiirde, um einen qualitathl N' 
friedensteilenden AUligleich von Angebot um Nachfrage auf dem 
Ausbildungutellenmarkt abzusichern. 
Angesichu dj� Voraussetzungen, die bereiU seit Jahren beste­
hfln, reagieren staatliche Stellen und Arbeitsverwaltung mit einer 
breitgefächerten Palette von Maßnahmen und Fa-derungspro­
!1'ammen, für die viele unterschiedliche Institlrtionen auf unter­
schiedlichen Ebenen zuständig sind. Daraus erwachsen oHer.­
sichtlich erhebliche Transparenzprobleme. Erwähnt seien hier 
nur die ca. 60 unterschiedlichen Maßnahmen, die in Nordrhein- . 
Westfalen angeboten werden IBundesprogramme aus den Ge­
schäftsbereichen des BMBW, des BMJFG und des BMA, Landes­
programme aUI den Geschäftsbereichen des MAGS, des MWMV 
sowie Angebote der Berufsschulen und die vielfältigen Maß­
nahmen der Arbeitsämter nach dem AFG). Träger solcher Maß­
nahmen sind entweder berufsbildende Schulen, Betriebe sowie 
freie und kommur'llie Träger. Unter den freien Trägern finden 
lich die grollen Wohlfahruverbände ebenso wie die Bildungs-

_ke � Arbeitgeb« und der Aibeitnehmer oder unabl\ängige 
InitiativgrupPen. 
Jugendliche, die auf dem betrieblichen Ausbildur1!J5$tellenmarkt 
nicht zum Zuge kommen, sirw:l folglich jeweils auf die Zustärw:lig­
kelt einulner Institutionen (berufsbildeflde Schulen, Arbeits­
ämter, außerbetriebliche Ausbildungsträger, verwiesen. Diese 
setzen sich Inhaltlich urw:l organiatorisch uoabNingig voneinan­
der mit Ausbildu�bwMchteil;gung auseinander. So besteht die 
Gefahr einer aufbewahrendtn OualifiziMung in isolierten Maß­
nahmen, die zu oft auch noch unter dem Niveau einer Ausbil­
dung in anerkannten Ausbi lduf1ll$berufen liegt. 
Um dieser Fehlentwicklung entgegenzuwirken, werden in der 
Region Verburw:llysteme eingerichtet. I hre Aufgabe ist es, 

die Verllntwortllchk.iten und Zuständigkeiten des Regel­
systems auch für solche Jugendliche zu mobilisieren, die vOr­
läufig noch keinen Ausbildungsplatz'gefunden haben, obwohl 
sIe (bel entsprechender Unterstützung) für eine Ausbildung 
geeignet sJnd, sowie 
durch eine benere KOOrdin'tion der bestehenden Maßnah­
men u� Programme, 
oof. dLKch eiM inhaltlich begründete Ausdehnung der staatli­
chen Angebote 
und durch eine bessere Anbindung der "Sondermaßnahmen" 
an die Regelangebote 

dil'l staatliche Förderpolltlk zu effekti..-ieren. 

WelcM Prob�iche umf--. regionale Verbund� 
Die Verburw:lidee hat ber.iu eine ganze Reihe VOll Initiativen 
und Prot&kten aUS98IÖft (61, die ulrterschiedliche Schwerpunkte 
aufweisen. Ein wesentttche$ Unterscheidungsmerkmal bildet die 
Reictrwene der VerbundSY5tem •. Die unterschledlichen SchuHor­
men in der Sekundarstufe I (bis einschließlich Klasse 10) bilden 
den einen Pol. die Aufnahme einer qualifizierten und möglichst 
dauerhaften Erwerb.tätigkeit im Beschäftigungssystem den an­
deren. 

Zwischen allgemeinbildender Schule und beruflicher Erst· 
ausbildung im B.trieb signalisieren die jährlich wiederkehren­
den Zahlen von unversorgten Ausbildungsplatzbewerberinnen 
und -bewerbern und der hohe Anteil von Jugendlichen in 
.. Warteschlelfen" (zumeist schulische Bildungsangebote, die 
ersatzweise tur eine oetriebliche Berufsausbildung angenom­
menwerden) dlesog.nannte erste Bruchstelle, die Jugend­
liehe heute überwinden münen. 
Zugleich steigen aber auch die Zahlen der Jugendlichen, die 
nach dem Abschluß der Berufsausbildung entweder arbeitslos 
werdlfl odet eine unterwertige Beschäftigung aufnehmen. PI 
Bereiu seit Jahren liegt der QUantitativ eindeutige Schwer­
punkt der ArbeltsloSigkelt,ln der Altengruppe der über 20- bis 
unter 25jähfigen, (8) All diese Daten markieren die sogenann­
te zweit. B r uChstelle euf dem Weg in die E�b5tätigkeit. 

Va-bundsysttme können vor diesem Hintergrum unterschiedlich 
weit aU!g8legt Min: 
1) Sie umfassen den gtstmt.n Horizont des ObergaOQSTaumes, 
setzen also bet"eiu in den Absdllußklauen der a llgemeinbUder.­
den Schulen an urw:l reichen bis in das Bescl\äftigungssystem hin­
ein. Dort zählen dann sowohl nach mark-wblichen betriebswirt­
schaftlichen Kriterien agierende Unternehmen, als auch Betriebe 
des sogenannten zweiten Arbeitsmarktes zu den Elementen des 
Verbundsystems. 

. 

Die InstitutioMlisiarung eines derart umfassenden Verbundes er­
fordert zwangSläufig erhebliche personelle Kapazitäten, fur die 
entsprechende FInanzmittel kaum aufzubringen sind. Es werden 
deshalb zumeist Teillölungen verwirklicht, die sich auf bestimm­
te Schwerpunkte konzentrieren. Hier sind drei Varianten denk­
bar: 
2) Das Verbundsystem reicht von den Abschlußklessen der Se­
kundarstufe I bis zum Abschluß der beruflichen Erstausbildung. 
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Es deckt vornehmlich die erste Bruchstelle beim Übergang in das 
Beschäftigungssynem ab. 
3) Das Verbundsystem umfaßt den gesamten Bereich der beruf­
lichen Erstausbildung einschließlich der vorqualifizierenden (be­
rufsvorbereitenden) und ausbi Idungsbegleitenden Fönlermaßnah· 
men. Neben Ausbildungsbetrieben zählen auch außerbetriebliche 
Ausbildurgsmaßnahmen zu den Elementen eines ausbildungs­
bezogenen VerbUndsystems. 
4) Das Verbundsystem setzt während einer beruflichen Erst­
ausbildung an und reicht bis in das Beschäftigungssystem hin­
über, deckt also die zweite Bruchstelle ab. Als Bereiche im Be­
schäftigungssystem, in die Jugendliche .. einmünden" können, 
gelten neben dem 1. Arbeitsmarkt auch Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen (öffentlich!gemeinntitzige Arbeiten) und Arbeits­
plätze in Betrieben, die nach "alternativen" ökonomiKhen 
Grundsätzen arbeiten. Freilich ist deren Zahl noch sehr be· 
schränkt. 

Wer arbeitet im regionalen Verbundsystem zu.mmen? 
Regionale Verbundsysteme wenden sich an die folgenden Ko· 
operationspartner in der Region: 

Au�ildungsbetriebe, 
- ehemalige/künftige Ausbildungsbetriebe, 
- verbandliehe ZURImmenschlüsse solcher Betriebe (Innungen, 

Wirtschaftsgremien, überbetr iebliche I nteressenvertretu fl!len 
etc., 
verbandliche Zusammenschlüsse von betrieblichen Entschei· 
dungsträgern (Berufsverbände, Gewerkschaften etc.), 
Kammern und andere zuständige Stellen, 
alle InformationssteIlen, die zur Aufklärung der regionalen 
Ausbildungsstruktur beitragen können, 
allgemein· und berufsbildende Schulen, 
Stellen der Arbeitsverwaltu'ng, 
freie/kommunale Träger im Ausbildungs-, Umschulungs· und 
Fortbildungsbereich. 

Als weitere Kooperationspartner im Verbundsystem können die 
regional vertretenen Einrichtungen und Träger der Jugendsozial· 
arbeit einbezogen werden: 
- Einrichturgen und Träger der offenen Jugendarbeit, 
- der JugendberufshUfe, 
- JugendberatungmeIlen, 
- die kommunale/staatliche Jugend· und Sozialverwaltung. 
Die Jugendsozialarbeit hat sich in den letzten Jtlhren verstärkt 
bemüht, die Grenzen itwes traditionellen Praxisfflldes, das vor­
wiegend auf der Nechsorge und Betreuung für jugendliche Pro­
blemgruppen lag, zu überwinden [9] und beO<lchteiligten Jugend­
lichen selbst Qualifizierungschancen und Berufsstarthilfen zu 
bieten. Diese Einrichtungen können im Verbundsystem ihre spe­
zifische sozialpädagogische Kompetenz einbringen und auf diese 
Weise die berufsqualifizierenden Angebote der o. g. Verbund· 
elemente ergänzen. Dieser sozialpädagogischen Komponente 
kommt angesichts der Ausbildungsprobleme der betroffenen 
Jugendlichen eine besondere Bedeutung zu. 

Wie IlISt sich das regionale Verbundsvstem 
institutionell verank,,_n? 
Unter Eimeziehung der beruflich qualifizierenden und sozial­
pädagogisch ergänzenden Elementen des Verbundsystems, kann 
nach einem Stufenplan aufeinander abgestimmter Angebote ver­
fahren werden: 

ausbi!dungsvarbereitende Maßnahmen, kurzfristig angelegte 
Berufsstarthilfen in Bewerbungsverfahnin, Orientierungsprak. 
tika etc., 
betriebliche Qualifizierung in anerkannten Ausbildungsberu­
fen ohne weitere inhaltliche Förderung des Jugendlichen, ggf. 
mit finanzieller Fön:lerung des Ausbildungsverhältnisses, 

betr iebliche Qualifizierung in anerkannten Ausbildungs­
berufen unter Einschluß inhaltlicher Fördermaßnahmen wie 
ausbildungsbegleitender Hilfen bei fachtheoretischen Defizi­
ten oder Konflikten mit betrieblichen Verha ltensanforderun­
gen, 
außer· und überbetriebliche Qualifizierung in anerkannten 
Ausbildungsberufen für solche Auszubildende, deren Eingangs­
qualifikation betrieblichen Anforderungen noch nicht genügt, 
die aber gleichwohl für eine BerufRiusbildung geeignet sind. 
Ein späterer Übergang in betriebliche Ausbildungsverhältnisse 
bleibt hier - wie z. B. im Benachteiligten-Programm der Bun­
desregierung - vorbehalten. 

Um den systemischen Charakter der Maßnahmestufen zu ver­
wirklichen und zu wahren, um die Über9iinge zwischen diesen 
Stufen abzusichern und um angemessene Einstiegsstufen für ein­
zelne Jugendliche zu finden, sollte das Verbundsystem auch in­
haltliche Funktionen übernehmen, die über den Horizont einer 
organiRitorischen Zusammenfassung hinausgehen. Diese inhalt­
lichen Funktionen sollten von einer eigens dafür eingerichteten 
zentralen AnlaufsteIle des Verbundsystems, die bereits im 
Hinblick auf die organisatorische ZURImmenfassung naheliegt 
und sinnvoll erscheint, wahrgenommen werden. Sie hätte insbe­
sondere beratende und planende Aufgaben, sowohl gegenüber 
den beteiligten Institutionen, als auch für die betroffenen Ju­
gendlichen. 
Gegenüber den I nstitutionen wird die Beratung in aller Regel auf 
eine Verbesserung ihres ZURImmenwirkens abzielen (koordinie­
rende Beratung). In diesem Rahmen können auch "Schwachstel­
len" des Regionalangebotes ermittelt werden, denen durch zu­

sätzliche geeignete Maßnahmen begegnet werden kann (initiieren­
de Beratung). 
Über diese Mindestansprüche hinaus kann auf diese Weise aber 
auch der Transfer von berufswissenschaftlichen Arbeitsergeboii­
sen in die regionale Ausbildungspraxis gefördert werden (innovie­
rende Beratung). 
Bei der Beratung von Jugendlichen wird es vornehmlich darum 
gehen, durch direkte Ansprache solche Jugendliche für eine Be­
rufsausbildung zu gewinnen, denen ohne weitere Förderung eine 
Ausbildung in einem anerkannten Ausbiidungsberuf verwehrt 
bleiben wiirde (hinführende und motivierende Beratung). Eine 
Beratung sollte sich aber auch an Auszubildende richten, die von 
einem Abbruch ihrer Ausbildung bedroht sind, dem durch aus­
bildungsbegleitende Angebote entgegengewirkt werden kann 
(stabilisierende Konflikt- und Sozialberatung)_ 
Unabhängig davon sollte die Beratungsarbeit mit Jugendlichen 
langfristig, über alle Qualifizierungsphasen des Verbundsystems 
hinweg und kontinuierlich, möglichst mit gleichbleibenden An­
sprechpartnern angelegt sein. 

Wie arbeiten die "Elemente" 
des regionalen Verbundty5tems zusammen? 
Dem Gebot einer organisatorisch und inhaltlich abgestimmten 
Qualifizierungspolitik in der Region kann mit unterschiedlicher 
Intensität entsprochen werden. Neben dem Umfang und den In­
halten der regional verfügbaren Qualifizierungsmöglichkeiten_ be­
stimmt der Grad der Verbindlichkeit die WirkRimkeit des Ver­
bundsystems. 
Dieser kann auf einer erheblichen Bandbreite zwischen mehr in­
formellen und stäri:er formellen lösungen liegen, an denen sich 
die Entwicklungschancen des "Systems" ablesen lassen : 

Aus der Einsicht in die Notwendigkeit und Effektivität des 
regionalen Verbundansaues kann rasch ein "Verbundsystem 
der guten Absichten" erwachsen. 
Anknüpfend an diese Motivation kann sich die Position der 
einbezogenen Stellen auf ein "additives Verbundsystem" hin­
bewegen. Alle Angebotselemente im Obergang von der Schule 
in den Beruf werden in ihrer Qualität und Quantität "auf den 
Tisch gelegt". Die hierdurch entstehende Transparenz der 
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Angebote bildet eine zentrale Vor�ussetlung für die Behebung 
quantitativer Mängel (Ausbi ldungskapazitäten) in bestimm­
ten Bereichen. Zugleich kömen sich aus einer solchen Über­
sicht und Ausdehnung der tatsächlich verfügbaren Möglich­
keiten erste Anknüpfungspunkte für eine inhaltliche Koordi­
nation und Akzentuierung des Regionalangebotes ergeben. 

Solche inhaltlichen Gesichtspunkte verweisen bereits auf die 
nächste Stufe des Verbundansatzes in Richtung eines "quali· 
tativen Verbundsystems". In diesem Rahmen müssen sich al­
le Maßnahmen, Träger und Einrichtungen einer Region einer 
inhaltlich begründeten Regionalkonzeptionder Qualifizierung 
unterordnen. Der Umfang und die Inhalte der Maßnahmen 
haben sich dabei letztlich an dem Qualifizierungsbedarf zu 
orientieren, der durch das duale System in der Region nicht 
abgedeckt werden kann. 

Auf dem Weg zum "qualitativen Verbundsystem", von dem die 
existierenden Verbundansätze in der Regel noch weit entfernt 
sind, nehmen Probleme der Finanzierungsstruktur von Maßnah­
men der freien und kommunalen Träger breiten Raum ein_ Bis­
lang fließen fast <llIe öffentlichen Mittel zur Behebung von Aus­
bildungs- und Berufsnot direkt an einzelne Institutionen, die 
.. ihre" Maßnahmen jeweils in einem bilateralen Verhältnis mit 
.. ihren" Geldgebern aushandeln_ Die Beteiligung und Einbindung 
dieser Institutionen in ein regionales Verbundsystem beruhen bei 
dieser Finanzierungsstruktur letztlich auf einer freiwilligen Basis, 
was die Wirksamkeit des Verbundansatzes beeinträchtigt_ 

Um dieser Gefahr vorzubeugen, die Verbindlichkeit im Verbund­
system zu verfestigen, würde es sich m. E. empfehlen, das Ver­
bundsystem selbst i n  die Finanzierungsstruktur einzubeziehen. 
Alle öffentlichen Mittel, die in der Region gegen AusbildunGS­
und Berufsnot eingesetzt werden, müßten zunächst auf der über· 
greifenden Ebene des Verbundsystems zusammenfließen <Pool­
finanzierung) und von dort aus durch ein konzeptionelles Raster 
an die beteiligten Institutionen freigegeben werden. Mit dieser 
Lenkungsfunktion im Finanzierungsprozeß versehen, dürfte es 
dem Verbundsystem wesentlich leichter fallen, den gesamten 
Horizont seiner inhaltlichen und organisatorischen Aufgaben zu 
entfalten. 

Joachim Karbowski 

Anm ... ku"""'n ,  
[ 1 ]  VgL Heft 38 der BMBW-Werk.otattberichte; Ausbildung�verbund 

�chafft zusätzliche AUJbildunQsplätze (19821, 

[2] Vgl. bei�pielfWeise die Thesen von SCHWIEDRZIK, Bernd, lum 
Au'ibildungsyerbund. In: Berufsbildung in Wi_nschaft und Praxis, 
13. J9. (1 984), Heft 5, S. 181 f. 

[3] Allein in der Broschüre "Förderung$l1'Kiglichkeiten für Beruhanwär­
tel' und lIrbeitlJose Jugendliche in NRW" des Landesarbeitsamtes 
Nordrhein-Westfalen lind im Mai 1984 28 unterschiedliche Maß· 
nahmen und Programme aufgefLihrt. Die Gesamtzahl dürfte durch 
die Angebote anderer Institutionen, die in dieser Broschüre nicht 
verzeichnet sind, !'lOCh erheblich hÖher liegen. 

14] Vgl. hierzu; HILD, Paul; FRÖHLlCH, Dieter; AUlbildungsplatz­
subVftntionen und beruf$VOl'bereitende Maßnahmen - Die Wirksam­
keit der Programme in Nordrhein-Wertfalen _ Eine empirische Uno 
tersuchung im Auftrag des Ministers für Wirtschaft, Mittelstand 
und Verkehr des Land\!$ Nordrhein-Westfalen, durcl'geführt vom 
ISO·lnstitut, Köln 1984. 

[5] In dlm lIUS formalen Grunden verworfenen. inhaltlich jedoCh un­
beanstandeten Ausbildungsplatzförderungl9BHtz aUI dem Jahre 
1976 war noch ein Mehrangebot von mindestens 12,5 Prozent ­
das Gesamtangebot an Ausbildurtg$plätzen im dualen Svrtem IOllte 
die Nachfrage nach dieoen Plätzen um mindertenl 12,5 Prozent 
übersteigen - vorgesehen. 

[6] Tr8ger und Initiatoren solcher Maßnahmen lind SOwohl private als 
auch öffentJich .... echtliche Körperschaften. Verbundprojekte ......,.-­
den im Geochäftsbereich des Bundesminirteriuml für Jugend, Fa· 
milie und Gesundheit (BMJFGI, des BUndesministeriums für Bil­
dung und Wis�en.chaft (BMBW), aus den Etat. von Länderministe­
rien, aus kommunalen H�ushalten und d..-ch die Europäische Ge­
meinschaft finanziell gefördert. 

[7] VQI. hierzu zvvei Beiträge in den "Mitteilungen aus der Arbeits­
markt- und Berubforschung" �MittAB), Heft 3/83; HOFBAUER, 
Hanl: Beruhverlauf nach Abschluß der betrieblichen Berl,lfsaulbil­
dung; STEGMANN, Heinz; KRAFT, Hermine; Vom AUlbildungl' 
zum Arbeitsvertrag. Übernahrnoongebot, beabsichtigter Betriebl­
wechlel sowie tatsächliches Übergangsverhalten nach Ablchluß der 
betrieblichen Berufsausbildung. 

{Bl Vgl. hierzu die leider !'lOCh unveröffentlichte Sondererhebung des 
Instituts für Arbeitsmarkt· und 8erufsforschung (lAB) aus dem 
Septlmber 1 984; auszugsweise wiedergegeben in der Ausgabe der 
Frankfurter Rundschau (FR) vom 13. März 1985. 

[9J Vgl. hierzu Heft 3/1984 der Zeitschrift "Jugend, Beruf, Geieli· 
schaft"; Ar.beil$weltbe:zogene JUg&ndsozialarbeit, erste Erfahrun­
gen aus einem Bundesjugendplan-Pro9ramm. 

Zur Situation der Aus- und Weiterbildung 
im Bereich der Fremdenverkehrswirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Fremdenverkehr ist ein wesentlicher Bestandteil des Dienst­
leistungssektors unserer Volkswirtschaft. Wenn er auch vom Vo­
lumen her nicht mit dem der großen und klassischen Reise- und 
Urlaubsländer vergleichbar ist, schlagen sich seine LeistU"9t!n 
doch deutlich sichtbar im Bruttosozialprodukt nieder. Dazu stel[t 
das Präsidium der Spitzenverbände des deutschen Fremdenver· 
kehrs [1] in seiner 1 984 ersChienenen Schrift "Wirtschaftsfaktor 
Tourismus - Schwerpunkt der Tourismuspolitik in den kommen­
den Jahren" fest, daß allein das Umsatzvolumen des deutschen 
Gastgewerbes mit 55 Milliarden (einschI. Mehrwertsteuer) etwa 
3,5 Prozent des Bruttosozialproduktes entspricht. I n  der gleichen 
Schrift wird ferner ausgeführt, daß 

die Fremdenverkehrswirtschaft mit 1,5 Millionen Erwerbs­
tätigen mehr Beschäftigte al� z, B. die gesamte deutsche Auto­
mobi[industrie zählt, 

die Arbeitsplätze im Bereich des Fremdenverkehrs - abgese­
hen von sektoralen Einbrüchen im Bereich der Hei[bäder und 
Kurorte - relativ sicher und krisenfest sind, 

im Hotel- und Gaststättengewerbe von 1979 bis 1984 über 
56000 zusätzliche Arbeitsp[ätze geschaffen und die Zah[ der 
Ausbik:lungsplätze im gleichen Zeitraum um über 30 Prozent 
auf nahezu 50 000 erhöht wurden. 

, Diese Feststellungen lassen in Ansätzen nicht nur die gesamtwirt­
schaftliche und arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Fremden­
verkehrswirtKhaft erkennen, sie vermitteln zugleich auch einen 
ersten Eindruck der Leistungen, die von ihr auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung erbracht werden. 

Dabei ist das hier besonders herau5gehobene Hotel- und Gast­
stättengewerbe nicht etwa alleiniger Träger der Fremdenverkehrs-
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wirtschaft. Ihr ist vielmehr noch eine Reihe anderer Dienst­
leistungsbereiche zuzurechnen. Deutlich wird das anhand der 
international anerkannten und angewandten Definition des 
Fremdenverkehrs. [2) Sie besagt, daß unter Fremdenverkehr oder 
Tourismus 

die Gesamtheit der Beziehungen und Erscheinungen zu 
verstehen ist, die sich aus der Reise und dem Aufenthalt 
von Personen ergibt, fiir die der Aufenthaltsort weder 
hauptsächlicher und dauernder Wohn- noch Arbeitsort ist. 

Verkürzt ausgedrückt ist es der "vorübergehende Ornwechse''', 
der den Fremderwerkehr ausmacht. Um ihn durchzufiihren, be· 
darf es zunächst einmal der Vorbereitung i. S. von Information, 
Planung und Organisation. Verantwortlich hierfür zeichnen im 
wesentlichen die Reiseverminler (Reisebüros) und die Reise· 
·veranstalter. Den unmittelbaren Vollzug des vorübergehenden 
Qrtswechsels besorgen dann die mit der Personenbeförderung 
auf dem Land-, Luft- und Wasserweg befaßten Unternehmen. 
Die Dienstleistungen schließlich_ die der Tourist am Ziel des vor· 
übergehenden Ortswechsels in Anspruch nimmt, erbringen haupt­
sächlich die Betriebe des Hotel· und Gaststättengewerbes sowie 
die privaten und/oder kommunalen Kur- und Fremdenverkehrs­
einrichtungen. 
Damit sind die drei großen Bereiche beschrieben, die die Frem­
denverkehrswirtw:haft ausmachen. Sie bestreiten das untereinan­
der im Wettbewerb stehende Angebot an touristischen Dienst­
leistungen, das in den letzten Jahren auf eine zunehmend kriti­
schere weil aufgeklärtere Nachfrage trifft. Die Folge davon ist 
u. a., daß 
- Art, Umfang und Preis touristischer Dienstleistungen nicht 

mehr allein von ihren Allbietern bestimmt werden, sondern 
sich zunehmend an den Qualitäts- und PreisVOfstellungen der 
Nachfrager auszurichten haben, 
das Angebot in geeigneter und informativer Form präsentiert 
werden muß und neben der eigentlichen Leiuung eine indi­
viduelle Betreuung sowie ein interessantes und vielseitiges 
Rahmenprogramm beinhalten muß, von dem der Urlauber 
nach 5einer Wahl Gebrauch machen kann, 

- alle Bereicheder Fremdenverkehrswirtschaft den Anforderun­
gen des Marktes in zunehmendem Maße nur mit einer ausrei­
chenden Zahl entsprechend qualifizierter Fachkräfte gerecht 
werden können. 

Letzteres setzt voraus, daß in allen Bereichen der Fremdenver­
kehrswirtw:haft die Bereitschaft zur H«anbildung qualifizierten 
Nachwuchm besteht, entsprechende AU5bildungsmöglichkeiten 
und qualifiziert;es Ausbildungspersonal zur Verfügung stehen so­
wie Gelegenheiten zur Weiterbildung der in diesen B«eichen tä­
tigen Fachkräfte geboten w«den. 
Die Aktualität und die Bedeutung dieser Voraussetzungen wer­
den u. a. durch eine Große Anfrage zur Fremdenverkehrspolitik 
unterstrichen, die von Abgeordneten der.im Deutschen Bundes­
tag vertretenen Regierungs- und Oppositionsparteien an die Bun­
desregierung gerichtet wurde. (3) 
Sie fordert u. a. Antworten zu der von der Fremdenverkehrswirt­
schaft erbrachten Ausbildungsleistung (quantitativer Aspekt), 
zum Bedarf an weiteren Berufsbildern (quantitative und quali­
tative Aspekte) sowie zum Stellenwert der Fortbildung im Frem­
denverkehrsbereich. 
Diese drei Fragenkomplexe sollen hier aufgegriffen werden und 
den Rahmen für die nachfolgenden Ausfiihruogen abstecken. Mit 
ihnen wird der Versuch unternommen, aus d« Sicht des Bundes­
instituts fiir Berufsbildung die Aus- und Weiterbildungssituation 
im Bereich der Fremdeoverkehrswirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland darzustellen und zu analysieren. 

1 Autbildungsleistung im Fremdeoverkehr5b8r$ich 
1.1 Anerkannte Ausbild ungsberufe 

Insgesamt stehen im Ausbildungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland zehn (10) nach Berufsbitdungsgesetz anerkann-

te Ausbildungsberufe zur Verfügung, die die GrUndlage für 
die Aufnahme einer qualifizierten Berufstätigkeit in der 
Fremdenverkehrswirtschaft bilden. 
Aufgaben der (überwiegend kaufmänniw:hen) Planung, Orga­
nisation und Durchffihrung touristischer Aktivitäten im wei· 

testen Sinne sowohl am Ausgangs- als auch am Zielort des 
Fremdenverkehrs stehen im Mittelpunkt der Berufsausbit­
dung zum 

Auszubildende(4J Zuwachs 
1980 1984 in % 

1) Rei5everkehrskaufmann/ 3 745 
-kauffrau (Ausbildungs­
schwerpunkte: Reise-
vermittlung, -veranstaltung, 
Kur- und Fremdenverkehr) 

3 766 0,56 

Auf die Wahrnehmung von (kaufmännischen) Planungs-, 
Organisations- und Durchführungsaufgaben im Hinblick auf 
die' Personenbeförderung zu den touristischen ZielQebieten 
und innerhalb dieser Gebiete bereiten die folgenden Ausbit­
dungsberufe (z. T. in entsprechenden Ausbildungsschwer­
punkten/Fachrichtungen) vor: 

2) Kaufmann/Kauffrau im 1 305 
Eisenbahn- und Straßen-
verketw" (Relevante 
Ausbildungsschwefpunkte: 
Straßenverkehr [Personen 1 
und Eisenbahnverkehr) 

3) luftverkehrskaufmann/ 76 
-kauffrau 

4) Schiffah�kauftnannl 759 
-kauffrau 

1 467 12,4 

93 

882 16,2 

Unmittelbare mit der PeriOnenbeförderung auf der Straße 
zu und in touristischen Zielgebieten im Zusammenhang ste­
hende Dienstleistungen sind Gegenstand d« Ausbildung zum 
5) Berutskraftfahrer/ 473 1 195 152,6 

Berufskraftfahrerin 
(Relevante Ausbildungs­
fachrichtung: PeriOnen­
v«kehr) 

Die an den Zielorten des Fremdenverkehrs im Bereich dar 
Gästebetreuung zu erbringenden Dienstleistungen $lehen 
vornehmlich im Mittelpunkt der Ausbildung in den folgen­
den (gastgewerblichen) Ausbitdungsberufen: 

6) Kaufmannsgehitfe/-gehitfin 2 022 1 985 
im Hotel- und Gaststätten-
gewerbe 

7) Restaurantfachmannl 1 388 7 149 70,4 
-fachfrau 
(Vorgängerberuf bis 1980: 
Kellner/Kellnerin) (2 807) 

8) Hotelfachmann/·fachfrau 2 830 1 5 222 32,6 
IVorgängerberuf bis 1980: 
Hotel- und Gaststätten-
gehilfe/-gehilfin) (8643) 

9) Fachgehitfe im Gastgewerbe 1 103 
10) Koch/Köchin 21 607 

Ausbitdungsberufe 1 bis 10 46 758 

4009 263,4 
26372 22,0 

62140 32,9 

Bei der Würdigung der in diesen Berufen in dem Fünfjahras­
zeitraum von 1980 bis 1984 insgesamt erbrachten positiven 
Ausbitdungsleistung, die mit einer Steigerungsrate von 
32,9 Prozent weit über der aller Ausbildungsberufe in die­
sem Zeitraum liegt, ist allerdings zu berücksichtigen, daß es 
nur der Ausbitdungsberuf Reiseverkehrskaufmann ist, dar 
aUS$chließtich auf eine Beruhtätigkeit in der Fremdenver· 
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kehrswirtschaft vorbereitet. Alle anderen Ausbildungsberufe 
entlassen dagegen nur einen unterschiedlich hohen, stati· 
stisch nicht erfaßbaren Teil der in ihnen Ausgebildeten in 
eine Berufstätigkeit im Bereich des Fremdenverkehrs. 
Ebenfalls statistisch nicht erlaßt wird die Aufteilung der 
Auszubildenden auf die einzelnen Fachrichtungen/Schwer­
punkte. Das betrifft beim Reiseverkehrskaufmann den 
Schwerpunkt "Kur- und Fremdenverkehr" und beim Kauf­
mann im Eisenbahn- und Straßenverkehr die Schwerpunkte 

"Eisenbahnverkehr" und "StraßeIlverkehr (Personen)". Eine 
statistische Aufschlüsselung dieser Schwerpunkte könnte 
einerseits eine noch präzisere Auskunft über die fremden­
verkehrsbezogene Ausbildungsleistung geben, andererseits 
würden damit aber auch die nachfolgend dargestellten 
Schwachstellen des ansonsten positiven Gesamtbildes sicht­
bar. 
Hinter der Einführung des Ausbildungsschwerpunktes "Kur­
und Fremdenverkehr" in die 1979 erlassene Ausbildungs­
ordnung für die Berufsausbildung zum Reiseverkehrskauf­
mann stand die Absicht, den Kurverwaltungen und den un­
ter kommunaler Regie stehenden Fremdenverkehrsämtern 
die Möglichkeit zu eröffnen, selbst qualifizierten Nachwuchs 
für den immens wichtigen "Dienst am Gast" ausbilden zu 
können. 
Rückmeldungen der Ausbildungspraxis vor Ort zeigen je­
doch, daß die Realisierung dieser Absicht allenthalben auf 
Schwierigkeiten stößt. Verwaltungsbürokratische und haus­
haltsmäßige Hürden bei der Einstellung von Auszubildenden, 

, mangelnde Möglichkeiten und/oder mangelnde Bereitschaft, 
mit den am Ort oder in der Region ansässigen Be'trieben der 
Reisevermittler/Reiseveranstalter einen zur Erfüllung der 
Ausbildungsziele erforderlichen Ausbildungsverbund zu 
organisieren und durchzuführen sowie teilweise Schwächen 
im fachlichen Berufsschulunterricht haben bei manchen po­
tentiellen Ausbildungsstätten eine Bereitschaft zur Ausbil­
dung gar nicht erst aufkommen lassen oder die einmal be­
gonnene Ausbildungstätigkeit wurde nach einem Ausbil­
dungsdurchlauf wieder eingestellt. 
Die Unterteilung des Ausbildungsberufes Kaufmann im 
Eisenbahn- und Straßenverkehr in die Ausbildungsschwer­
punkte "Eisenbahnverkehr", "Straßenverkehr (Personen)" 
und "Straßenverkehr (Güter)" geschah u .  a. mit dem Ziel, 
beispielsweise den im Fremdenverkehr tätigen privaten 
Omnibusunternehmen mit dem Schwerpunkt "Straßen­
verkehr (Personen)" die Möglichkeit zu bieten, den für ihre 
kaufmännischen Betriebsbelange benötigten Nachwuchs ge­
zielt selbst ausbilden zu können. Auch hier haben Rückmel· 
dungen der zuständigen Gewerbeverbände gezeigt, daß die$e 
Betriebe hiervon so gut wie keinen Gebrauch gemacht ha· 
ben. Statt dessen wird nahezu die gesamte Ausbildungslei­
stung in diesem Ausbildungsberuf über alle Schwerpunkte 
hinweg von der Deut5Chen Bundesbahn erbracht. 

1.2 Ausbildungsgänge auf der Grundlage bundesgesetz­
licher und landesrechtlicher Regelungen sowie son­
stige ( E  rwachse nen-) Berufe bzw. Berufstätigke iten 
Zu den fremclenverkehrsrelevanten Ausbildungsgängen, die 
außerhalb des Geltungsbereichs des BBiG auf bundesgesetz­
lichen oder landesrechtlichen Regelungen beruhen, gehört 
die Ausbildung des im Kur- und Bäderwesen tätigen Fach­

. personals wie 
- Masseur/Masseurin, 
- KrankengymnastIKrankengymnastin, 
- med. Bademeister/med. Bademeirterin. 
Obwohl durchgängig erhobenes Zahlenmaterial über die Aus­
bildungsleistung in diesen Berufen nicht verfügbar ist, bietet 
die Arbeitsmarkutatistik Anhaltspunkte dafür, daß aufgrund 
einer Reihe von Indikatoren (z. B. Kostendämpfungsmaß­
nahmen im Gesundheitswesen) der (wirksame) Nachwuchs· 
bedarf des Beschäftigungssystems beträchtlich unter der Ar· 

1.3 

beitsplatznachfrage der in diesen Berufen AU5Q8bildeten liegt. 
Davon abgesehen gilt aber auch hier die für den Großteil der 
unter 1 . 1  genannten Ausbildungsberufe getroffene Feststel­
lung, nach der jeweils nur ein Teil der in diesen Berufen 
Ausgebildeten eine Beschäftigung in dem zum Fremdenver­
kehrsbereich zählenden Kur- und Bäderwesen sucht und fin­
det. 
Unter die sonstigen (Erwachsenen·)Berufe bzw. Berufstätig­
keiten innerhalb des Fremdenverkehrsbereichs fallen 

Fahr- und Begleitpersonal der in der P,rsonenbeförderung 
tätigen privatwirtschaftlichen oder kommunalen Ver­
kehrsunternehmen (Bahn, Bus, Schiff, Spezialbahnen), 
Pilot, 
Steward/Stewardess, 
Re iseleiter/ Reiseleiterin, 
F remdenführer/F remdenführeri n, 

- Animateur/Animateurin. 

Für diese Berufe/Berufstätigkeiten existieren z. T. betriebs­
oder verbandsspezifische Qualifizierungswege von unter­
schiedlicher AUsdifferenzierung, die i n  einigen Fällen ein be­
stimmtes Alter, eine bestimmte schulische bzw. hochschuli­
sche (Abitur, Sport-, Sprach- oder Geschichtmudium) oder 
eine bestimmte berufliche (F remdsprachenkorrespondent) 
Vorbildung voraussetzen. Oie hinter diesen Berufen/Berufs­
tätigkeiten rtehenden Ausbildungsleistungen der dafür in 
Betracht kommenden Betriebe wie Reiseveranstalter, Ver­
kehriiunternehmen, Flug- und Schiffahrtsgeselischaften sind 
nicht quantifizierbar. Es kann jedoch davon ausgegangen 
werden, daß sie aufgrund ihrer engen Bindung an den jewei­
ligen Bedarf eine ausreichende Zahl entsprechend qualifi­
zierter Kräfte sicherstellt. 

Ausbildung i m  Fachhochschul· und 
Akademiebereich 
Vier Fachhochschulen im Bundesgebiet bieten ein acht­
semestriges Studium (davon zwei Praxissemested der Be· 
triebswirtschaft mit fremdenverkehrsspezifi5Chen Studien­
schwerpunkten zur Ausbildung von Führungskräften der 
Fremdenverkehrswirtschaft mit den folgenden Abschlüs­
sen an; 

Abschluß mit Studienschwerpunkt 

Dipl.-Betriebswirt (FH) 

Dipl.-Betriebswirt (FH) 

Dipl.-Betriebswirt (FH) 

Dipl.-Betriebswirt (FH) 

Dipl.-Betriebswirt (FH) 

- Hotel- und 
Restaurant­
management 

- Kurbetriebe 
und Fremden­
verkehrs· 
inrtitutionen 

- Reise­
wirtschaft 

- Hotel· und 
Restaurant­
management 

- Touristik 

Dipl.-Betriebswirt (FH) - Touristik 

Dipl.-Betriebswirt (FH) - Hotellerie 
uoo 
Gastronomie 

Dipl.-Betriebswirt (FH) - Beförderungs-
betriebe 

Dipl.-Betriebswirt (FH) - Reisebüros 
Dipl.-Betriebswirt (FH) - Fremden-

verkehrs­
organl$a­
tionen 

Fachhochschule 

Heilbronn 

München 

Worms 

Kempten 
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Viersemestrige betriebswirtschaftliche Studiengänge mit der 
Fachrichtung Touristik werden von der Wirtschaftsakademie 
Schieswig-Hoistein: Kiel, der Berufsakademie Baden­
Württemberg: Ravensburg, und der Rheinischen Akademie: 
Koln, durchgeführt. 
Ober die Zahl der Studenten, die diese Studiengänge im Sin­
ne einer Ausbildung, d. h., ohne eine vor dem Studienantritt 
absolvierte einschlägige Berufsaulbildung in einem der unter 
1.1 genannten Ausbildungsbefufe belegt und abgeschlossen 
haben, liegen offizielle statistische Angaben nicht vor. Als 
Anhaltspunkt hierzu können jüngste Angaben der Fachhoch· 
schule Heilbronn [5] dienen. Danach werden an dieser Fach· 
hochschule pro Semester 45 Studierende für das betriebs­
wirtschaftliche Studium mit fremdenverkehrsrelevanten 
Studienschwerpunkten zugelassen. Seit 1982 haben insge­
samt 150 Touristikbetriebswirte ihr Studium an der FHS 
Heilbronn mit Erfolg beendet. 

2 Forterrtwicklung besühender Ausbildungsvonchriften 

Von den zehn fremdenverkehrsrelevanten, auf staatlich aner· 
kannten AU5bildungsvorschriften (Ausbildungsverordnungenl 
beruhenden Ausbildungsberufen haben die folgenden acht eine 
Neuordnung gern. § 25 BBiG zu den folgenden Zeitpunkten IEr­
laß der Ausbildungsordnung) erfahren: 

12.09.1979 Reiseverkehrs- vormals: Reisebürokaufmann 
kaufmann/·kauffrau 

09.10.1 979 Kaufmann/Kauffrau vormals: Eisenbahner (mittle· 
im Eisenbahn· und rer nichttechnischer 
Straßenverkehr Dienst bei nicht bun· 

deseigenen Eisen· 
bahnen des öffentli­
chen Verkehrs) 

14.12.1979 Schiffahrts· vormal$: Kaufmann im 
kaufmann/-kauffrau Reederei· und 

Schiffsmakler· 
gewerbe 

26.10.1973 Berufskraftfahrerl Neuer Ausbildungsberuf 
Berufskraftfa hrerin 

25.04.1980 Restaurant· vormals: Kellner 
fachmann/·fachfrau 

25.04.1980 Hotelfachmannl 
·fachfrau 

25.04.19BO Fachgehilfe/ 
Fachgehilfin Im 
Gastgewerbe 

1 1 .06.1979 Koch/Köchin 

vormals: Hotel- und 
Gaststättengehitfin 

Neuer Ausbildungsberuf 
Bezeichnung wie vormals 

Aus den Erlaßdaten dieser Ausbildungsordnungen geht hervor, 
daß ihre Fortentwicklung im Sinne einer Novellierung bzw. An­
passung der Ausbildungsinhalte an wirtschaftliche, technologi. 
sche und gesellschaftliche Veränderungen zur Zeit nicht erforder­
lich ist. 
Das trifft für die baiden verbleibenden, auf der Grundlage des 
§ 108 BBIG fortgeltenden Aulbildungsberufe 

Kaufmannsgehilfe/·gehilfin im Hotel· und Gaststättengewerbe 
,nd 
luftverkehrskaufmann/luftverkehrskauHrau, 

deren Ausblldungsvorschriften ihre Anerkennung in den· Jahren 
1953 bzw. 1960 fanden, nicht zu. 
Zur Neuordnung des Ausbildungsberufes Kaufmannsgehilfe/ . ilehilfin im Hotel· und Gaststättengewerbe hat das Bundesinsti· 
tut für Berufsbildung im Jahre 19B1 eine ausführliche Problem· 
analyse vorgelegt. Sie kommt angesichts einer weitgehenden 
Identität der AusbildullQsinhalte mit denen des neugeschaffenen 

Ausbildungsberufes Hotelfachmann/-fachfrau zu dem Schluß, 
auf eine Novellierung seiner Ausbildungsvorschriften gern. 
§ 25 BBiG zu verzichten und ihn zugunsten des neugeschaffenen 

'lAusbildungsberufes Hotelfachmann/-fachfrau als anerkannten 
Ausbildungsberuf zu streichen. 
Dieser Vorschlag wurde vom Verordnungsgeber bislang nicht 
aufgegriffen, da ihn die Arbeitgeberseite mit einem Verlust von 
AUsbildurgsplätzeo gleichsetzt. Inzwischen deutet sich jedoch 
ein Wandel dieser Auffassung an, so daß in absehbarer Zeit mit 
einer erneuten Diskussion dieses Vorschlags zu rechnen sein 
dürfte. 
Der Ausbildungsberuf Luftverkehrskaufmann/-kauffrau stellt in­
sofern einen Ausnahmeberuf dar, als es in der Bundesrepublik 
Oeuuchland für diese Ausbildung in Gestalt der Deutschen luft­
hansa nur einen Ausbildurvsbetrieb gibt, der gleichzeitig aus­
schließlicher Abnehmer der in diesem Beruf Ausgebildeten ist. 
In dieser zahlenmäßig und qualitativen am 8edarf dieses einen 
Unternehmens orientierten Ausbildung ist der Grund dafür zu 
suchen, daß weder die Sozialparteien noch der Verordnungsgeber 
bislang eine Notwendigkeit sahen, die Ausbildungsvorschriften 
aus dem Jahre 1960 offiziell einer Überarbeitung/Fortentwick­
lung zu umerziehen. 

3 Bedarf an weiteren Berufsbildern 

Mit den bestehenden Ausbildungsgängen bzw. Berufen und den 
hinter ihnen stehenden Aulbildungsleistungen ist - u. a. gestützt 
auf die Bedartsprognosen der 1982 veröffentlichten "Struktur­
analyse des touristischen Arbeitsmarktes" (2) - sichergestellt, 
daß die auf den Tätigkeitsfeldern des Fremdenverkehrs zu er­
bringenden Dienstleistungen von einem beruflich entsprechend 
qualifizierten Fachpersonal geplant, angeboten und erbracht 
werden. Ein Bedarf an weiteren Beruhbildern und damit an Be­
rufen im Bereich des Fremdenverkehrs ist daher wr Zeit nicht 
auszumachen. 
Die von Zeit zu Zeit erhobenen Forderungen nach Schaffung 
von Berufsbildern für besti mmte fremclenverkehrsbezogene Tätig­
keiten, so z. B. für Reiseleiter und Animateure, ändern an der 
getroffenen Feststellung insofern nichts, als es sich hierbei nicht 
um Berufe i. S. des von der gegenwärtigen Rechtsprechung defi· 
nierten Berufsbegriffs [6] handelt, sondern lediglich um Tätig­
keiten. 
Aus Gründen ihrer Altersabhängigkeit und einer Reihe anderer 
Voraussetzungen können sie weder heute noch in Zukunft auf 
Dauer angelegt sowie auf die Schaffung und Erhaltung einer Le­
bensgrundlage gerichtet sein. Damit fehlen ihnen wesentliche 
Berufsmerkmale und demzufolge können solche Tätigkeiten 
nicht durch Berufsbilder im juristischen Sinne charakterisiert 
werden. 
Das schließt freilich nicht aus, daß dafür in Betracht kommende 
Fachkreise eine Gesamtvorstellung fiir solche Tätigkeiten entwik· 
kein, die u. a. auch der Ausbildung für diese Tätigkeiten zugrun­
de gelegt werden können; nur mit einem Berufsbild haben der· 
artige Vorstellungen nichts zu tun. 

4 Durch den Bund oderdie zuständigen Stellen geregelte Weiter· 
bildungsgingelWeiterbildungsabsch lüAe 

Die Al!sbildung im Fremdenverkehrsbereich findet - wie in an­
deren Bereichen auch - eine Ergänzung bzw. Fortsetzuflg durch 
eine Reihe von Weiterbildungsgängen bzw. -abschlüssen, denen 
Regelungen der zuständigen SteHen (lHK) oder des Bundes in 
Form von Empfehlungen für die Durchführung von Fortbildungs­
lehrgängen zugrunde liegen. Auf Regelungen für die berufliche 
Fortbildung seitens der zuständigen Stellen beruhen die folgenden 
Abschlüsse: 
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Bezeichnung des 
Abschlusses 

Teilnehmer an Fortbildungsprüfungen 
1980 1981 1982 1983 1984 

Verkehrsfachwirt 
Serviermeister 
Küchenmeister 
Meister im Hotel- und 
Gaststättengewerbe 

49 
99 

1 002 

142 
156 

1 010 

25 

164 
122 
967 

22 

256 
1 16 

1 002 

44 

266 
101 
902 

33 

Insgesamt 1 150 1 333 1 275 1 422 1 304 

Quelle: DIHT "Berufs- und Weiterbildung" 1980 bis 1984/85 

Die für die o. a. gastgewerblichen Abschlüsse geltenden Rege­
lungen einzelner Z1Jständiger Stellen wurden am 5. März 1985 

durch eine einheitliche Regelung nach dem Beruhbildungsgesetz 
(BBlG) abgelöst; diese Verordnung über die Priifung zum Meisterl 
Meisterin im Gastgewerbe sieht folgende Abschlußmöglichkeiten 
vor: 

Küchenmeister/-meisteri n, 
Restaurantmeister I-meisterin, 
Hotel meister/-meisterin. 

5 Andere Weiterbiklungsmöglichkeiten 

Neben den "geregelten" Weiterbildungsgängen/-abschlii$Sen im 
Bereich des Hotel- und Gaststättengewerbes sind die Weiterbil­
dungsangebote der überwiegend privaten, staatlich anerkannten 
Hotelfachschulen zu nennen. Sie bilden auf der Grundlage einer 
vorangegangenen beruflichen Erstausbildung in einem der aner­
kannten gastgewerbJichen Ausbildungsberufe und einer sich dar­
an anschließenden angemessenen Zeit der Beruhpraxis (Auf­
nahmebedingung) 

- staatlich geprüfte Betriebswirte 

für die Wahrnehmung von Aufgaben im middle management des 
Hotel- und Gaststättengewerbes aus. Daneben führen die Bran­
chen- und Berufsverbände des Hotel- und Gaststättengewerbes 
auf regionaler und örtlicher Ebene Fortbildungsveranstaltungen 
auf den verschiedensten berufsspezifischen Gebieten durch. 

Für den Bereich des Reise- und Fremdenverkehrs sowie des Kur­
betriebes existieren Weiterbildungsilngebote in Form von lehr­
gängen, Kursen und Seminaren von unterschiedlicher Dauer und 
Intensität zu ausgewählten (aktuellen) Themen. 

REZENSIONEN 

Unter den Ausrichtern derartiger Bildungsveranstaltungen nimmt 
das Deutsche Seminar für Fremdenverkehr, Berlin, aufgrund sei­
ner pluralen Trägerschaft, seiner Überregionalität und der brei­
ten Palette seiner Angebote eine herausragende Stellung ein. 
Weitere Ausrichter fremdenverkehrsrelevanter Weiterbildungs­
veranstaltungen sind die auf regionaler und örtlicher Ebene täti­
gen Fremdenverkehrsverbände sowie der Deutsche Reisebüro­
verband und die Verkehrsträger wie die Deutsche Bundesbahn 
und die Deutsche Lufthansa mit ihren Bildungseinrichtungen_ 
Darüber hinaus gehen mit der einmal jährlich in Berlin stattfin­
denden Internationalen Tourismusbörse (lTB) zahlreiche der 
Weiterbildung dienende Seminare und Veranstaltungen einher, 
an denen wiederum das Deutsche Seminar für Fremdenverkehr 
sowohl als Durchführer wie als Initiator maßgeblich beteiligt ist_ 

Anmerkungen 
111 Im Deutschen Fremdanva-kehrlprÖlidiumlinddi.folgenden Spitzen-

vtII"bände des d.utsch ..... Frlmcl.nverkehn vertreten: 

Dootlcher Fremdenva-k.hrsverband DFV, 
Deutsch ... Biiderverbllnd DBV, 
Deutsch".. Hotel- und GasUtättenverband DEHOGA, 
Deutsche Zentrel. für Tourismus DZT, 
Deutsch .. Reisebüro-Verbind DRV. 

12] KOCH. ARNDT, KARBQWSK I :  ,,strukturanaly. dal touristischen 
Arbeitsmarktes", Fonchungsarbiit im Auftrag des Bundelministers 
für Wirtschaft, Heft 36,der Sct.iftenreihe das DllUtich.n Wirtschafts­
wissenschaftlichen Instituts fÜ" Fremdenv",.kehr, München 1982. 

13] Große Anfrega In die Bundesregierung zur Fremclenverkehnpolltik, 
gestellt von Abgeordneten del Deutsch.n Bundntages der SPD, 
CDU/CSU und F.O.P. (Dlutscher Bundestag 10. Wahlperiode, Druck­
sache 10/4590 vom 1 B.12_1985l. 

Die Fragen 1.9 und 1.10 der Großen Anfrag. laut.n: Wie beurteilt 
die Bundesregierung di. AulbildurJg$l.istung im Fremdenverk.hrs­
bereich. und i$"l eine Fortentwicklung der AUlbiJdul'I9lVOrxhriften 
erforderliCh und besteht noch Bedarf für weitere B .. uflbilder? Wei­
cher Stellenwert wird der Fortbildung. insbesonder. durch dltl Semi­
nar für Frerndenvtll"kat. in Berlin beigemessen? 

[4J Statiltlsches Bundesamt (Hng.]; Fachseri. 1 1 ,  Reihe 3, 1980-84. 

[5] abi-BerufswahhnagilJ:in 1 /00, S_ 3. 

[6) MAUNZ/OÜRIG/HERZOG: .,Beruf ist ilKie .. Iaubt., .innvolle, auf 
die Dau ... berechnete, allo nicht nur vorübergehendl B.tätigung, die 
dir SChaffu,"," und Erhaltung einer L.bensgrundkoge dient". Das Be­
ruflbild charakterlsi.rt d.n Beruf. In ihm Ichlagen lieh nieder: .. Die 
GesamtvonteUungen oo.r den Inhalt und die Grenzen der für den 
Beruf charakteristilchen Tätigkeiten und die fachlichen persönlichen, 
ggf. auch finanzi.Uen Gegebenh.iten, die mit ihr verbunden slnd"_ 

Martin Baethge I Herbert Oberbeck: Zu­
. kuntt der Angestellten, Neue Taehnologie 

und berufliche Perspektiven in Büro und 
Verwaltung. Campus Verlag, Frankfurt! 
New Vork, 1986. 
Die i n  die Diskussion zu den neuen Infor­
mationstechniken eingebrachten Vorstel­
lungen über die Zukunft der Angestellten 
werden bislang mehr von Spekulation als 
von sach�ch fundiertem Wissen beherrscht. 
Kennzeichnend hierfür sind Schlagworte 
wie "menschenleeres Büro" oder .. Tavlo­
risierung der Kopfarbeit". 

Prognose zukünftiger Anwendungsformen 
der Informationstechniken im Sinne des 
Absteckens präziser Zeithorizonte und 
Wirkungsradien für nicht realisierbar. I hnen 
geht es vielmehr um eine Potentialitäts­
und Bandbreiteneinschätzung, um das 
Herausarbeiten von Entwicklungstenden­
zen durch eine zukunftsorientierte Inter­
pretation der gegenwärtigen Praxis tech­
nischer und organisatorischer Rationali­
sierung der Ange5telltenarbeit. 

dingungen ausgelösten Rationalisierungs­
verläufe und die dadurch bedingten Tätig­
keit$Strukturen und Qualifikationsprofile 
empirisch untersucht. Der Untersuchungs­
schwerpunkt lag l?ei technologisch weit 
fortgeschrinenen Großbetrieben und auf 
der Ebene fachlich qualifizierter Sachbe­
arbeiter und Warenkaufleute_ 

Aufgrund der empirischen Befunde wen­
den sich Baethge/Oberbeck gegen techni­
zistische Zukunftsszenerien mit entweder 
euphorischem oder apokalyptischem Ak­
zent. 

Trotz des Titels beabsichtigen Martin 
Baethge und Herbert Oberbeck vom So­
ziologischen Forschungsinstitut Göttingen 
(SOFI) keine Prognose der Zukunft der 
Angestellten. Ohnehin halten sie eine 

In einer Industriebetriebe, Kreditinstitute, 
Versicherungen, Groß- und Einzelhandel­

betriebe sowie Kommunalverwaltungen 
umfassenden Serie von Fallstudien hat 
das SOFI die gegenwärtigen, durch die 
neuen Informationstechniken und durch 
veränderte geschäftspolitische Rahmenbe-

Nicht Taylorisierung, sondern integrative 
Arbeitsorganisation; nicht Dequalifizie­
rung, sondern breitere Aktualisierung be­
rufsfachlicher Kompetenz; nicht Mechani-
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sierung, aber Entmythologisierung der 
Angestelltenarbeit; nicht massenhafte 
Entlassungen, vielmehr Nichteinsteilung 
neuen Personals, aber auch Schwächung 
der betrieblichen Stellung und Verengung 
innerbetrieblicher Aufstiegschancen trotz 
qualifizierter Fachtätigkeit sind für 
Baethge/Oberbeck die Hauptwirkungen 
des gegenwärtigen technisch-organisatori­
schen Wandels. Zugleich vermuten 
Baethge/Oberbeck eine Tendenz zur "Po­
larisierung der Angestelltenbelegschatten" : 
"Oie Zukunft der Angestellten muß heute 
entlang der Trennungslinie .administrative 
Abwicklungsarbeiten und marktbezogenel 
steuernde Funktionen' jeweils unter­
schiedlich eingeschätzt werden. Bemühen 
sich die Unternehmen mehrheitlich dar· 
um, für die hauptsächlich markt bezogen 
agierenden Angestellten weder die Be­
schäftigung überhaupt noch deren Anfor­
derungsprofil zur Disposition zu stellen, 
so kumulieren bei den Angestellten in den 
administrativen Bereichen mehr und mehr 
negative Folgen des technisch-organisato­
rischen Umstrukturierungsprozesses in 
Dienstleistungs- und Verwaltungsberei­
chen. Arbeitsplatzbestand, berufsfachl iche 
Anforderungen und Lernchancen in der 
Arbeit sind hier am härtesten gefährdet." 
Eine solche Entwicklung ist für Baethgel 

Oberbeck jedoch keineswegs zwangsläufig 
und schon gar nicht durch die Technik 
determiniert. Vielmehr bestünden Mög­
lichkeiten der Technik- und Arbeitsge· 
stIIltung, sowie der- Personal-, Aus- und 
Weiterbildungspolitik, die mit dem Ziel 
der Beschäftigungssicherung und Huma­
nisierung der Arbeit genutzt werden 
könnten. Politik, betriebliche Akteure 
und Wissenschaft werden aufgefordert, 
"Pfade in die Zukunft

" 
zu finden, was 

allerdings eine Infrageuellung und Kor­
rektur gewohnter Betrachtungsweisen 
und tradierter Politikkonzepte erfordere. 
Das Buch beinhaltet neben einer mate­
rialreichen Darstellungder Untersuchungs­
ergebnisse eine Fülle von diskussionswür· 
digen Thesen über Entwicklungstrends 
der Angestelltenarbeit. Risiken und Chan­
cen des technisch-wirtschaftlichen Struk­
turwandels für die Angestellten werden 
nüchtern dargestellt und auch Ansatz­
punkte für steuernde Eingriffe aUfgezeigt. 

Richard Koch, Berlin 

Von der Hailr, E./von der Haar, H.: Aus­
bildungskrise. Eine Bilanz von zehn Jahren 
Berufsbildung. Verlag die Arbeitswelt, 
Berlin 1986.359 Seiten, DM 34,-. 

Die Autoren beabsichtigen mit der vorlie­
genden Veröffentlichung eine "nüchterne 
Bilanz der Berufsbildung der letzten 
10 Jahre" zu leisten. Ihr ,Bilanzergebnis' 
ist negativ: 
Nach ihren Darlegungen erfolgt im Berufs­
bildungssystem eine gewaltige Fehlsteue­
rung, was für hunderttausend Jugendliche 
den Weg zur Arbeitslosigkeit bedeutet. Von 
Nüchternheit und großer Sorgfalt haben 
sich die Autoren allerdings kaum leiten 
lassen; denn das Werk weist viel Polemik 
und zahlreiche Mängel auf. 

REZENSIONEN 

In sechs Kapiteln werden zunächst in aus· 
führlicher Form das breite Spektrum der 
beruflichen Bildung und ihre Entwicklung 
in den letzten zehn Jahren dargestellt. Die 
Themen reichen von den Ausbildungs· 
abbrechern, den Prtifungsversagern und 
den jugendlichen Ungelernten bis zu den 
Problemen des Berufsgrundbildungsjahrs, 
des Berufsvorbereitungsjahres und der son­
stigen Maßnahmen der Arbeitsämter, Län­
der etc. 
Die verwendete Datenfiille ist beein­
druckend. Allerdings ist ihre Auswahl und 
Interpretation recht willkürlich. So wur· 
den z. B. alle BGJ und BVJ-5chüler zu 
den Gruppen der Ungelernten gezählt, 
ohne Berücksichtigung, daß ein Großteil 
von denen (von BGJ-Absolventen etwa 
75 Prozent, von BVJ-Schülern rund 
50 Prozent) im Anschluß an die Schule 
eine Ausbildung absolviert. Hinzu kommt 
die Mehrfachzählung von Personen (wenn 
ein Jugendlicher ein BVJ, dann ein BGJ 
und im Anschluß daran eine berufsvorbe­
reitende Maßnahme besucht, dann wird er 
dreimal zu dem "Jugendarbeitslosen­
sockel" gezählt). Manchmal kann man 
sich auch des Eindrucks nicht erwehren, 
daß die Autoren bewußt willkürlich Daten 
auswähl.en. So gibt es seit 1976 Jahr für 
Jahr repräsentative Schulabgängerbefra­
gungen, worüber in den jährlichen Berufs­
bildungsberichten berichtet wird, hervor­
gehoben wird von den Autoren jedoch 
nur eine Erhebung zum Bildungsverhalten 
aus dem Jahr 1977. 
Durch gründlichere Recherchen hätte 
man auch einige Fehlaussagen vermeiden 
kÖnnen. Es hätte eine Rückfrage beim 
BIBB genügt, um die Autoren aufzuklä­
ren, daß bei den neu abgeschlossenen Aus­
bildungsverträgen nur die am Zähltag 
noch bestandenen, d. h. nicht vorher auf­
gelösten Ausbildungsverträge gezählt wer­
den (So 122). Auch war 1981/82 kein 
"Ausbildungskrisenjahr" (S. 128); der 
Rückgang an AUSbildungsverträgen war 
bedingt durch die Einführung des 
10. Schuljahres in Nordrhein-Westfalen. 

An manchen Stellen treten auch Wider­
spruche zutage. So ist einerseits von Ten­
denzen zur Dequalifizierung der Arbeits· 
kraft die Rede; andererseits wird davon 
ausgegangen, daß viele im Handwerk Aus­
gebildete keine Arbeitsplätze mehr finden, 
weil minderqualifizierte Arbeit5plätze im­
mehr mehr wegfallen. 

Nach der Vielzahl von kritischen Äuße· 
rungen und zum Teil scharfen Attacken 
gegen das gegenwärtige Berufsbildungs­
system, hätte man handfeste Vorschläge 
zur lösung der Probleme erwarten kön­
nen. Nichts davon; an einigen Stellen ist 
von überbetrieblichen Finanzierungs­
modellen die Rede, was aber nicht weiter 
vertieft wird. 
Wegen seiner Materialfülle könnte das 
Buch als Nachschlagewerk benutzt wer· 
den. Viele Statistiken, die man sonst für 
eine Analyse der Berufsbildung erst müh­
sam zusammentragen miißte, sind in dem. 
Buch enthalten. Der recht tendenziöse 
Charakter mancher Ausführungen und 
etliche Fehlinterpretationen werten das 
Werk aber stark ab. Den selbstgestellten 
Ausspruch, eine nüchterne Bilanz der 
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Berufsbildung zu sein, erfüllt das Buch 
nicht. 

Lasz/o Alex, BerlinIBonn 

Klaus Hüfner; Jens Naumann; Helmut 
Köhler; Gottfried Pfeiffer: Hochkonjunk­
tur und Flaute: Bildungspolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland 1967-1980. 
Klett-Cotta, 1986. 361 Seiten, DM 48,-. 

Ohne Zweifel sind die späten 60er und die 
70er Jahre die für das Geschehen in den 
Bildungseinrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland interessantesten Jahre. Konn­
te zunächst niemand damit rechnen, daß 
die Bildungspolitik tatsächlich einmal in 
der Regierungserklärung eines Bundes­
kanzlers an die Spitze aller Reformvor­
haben gestellt wurde, geschweige denn, 
daß es nicht nur bei diesen Worten blieb. 
Doch tatsächlich tat das Bildungswesen 
in den Jahren der Kanzlerschaft Willy 
Brandts einen großen Sprung. Um so 
größer mußten dann die Enttäuschun­
gen sein, als nach dem Öischock 1973 
und der Regierungsübernahme durch 
Helmut Schmidt, Bildungspolitik ins Ab· 
seits geriet. Es gehörte geradezu zum gu· 
ten Ton, sich über die Reformeuphorie 
der 60er urid frühen 70er Jahre zu mo­
kieren. 
Es ist das unbestreitbare Verdienst der 
Autoren, von denen Klaus Hüfner und 
Jens Naumann seit Jahren sehr engagiert 
in internationalen Gremien mitarbeiten, 
die Malaise im Bildungswesen nicht nur 
mit bundesrepublikanischen Provinzler­
streitigkeiten zu erklären. Die Autoren 
öffnen vielmehr den Blick dafür, daß die 
Vorgänge in der Bundesrepublik Deutsch­
land auch in der KulturhOheit der län­
der weitestgehend zugeordneten Schul­
und Hochschulbereich vorrangig von in'· 
ternationalen Ereignissen geprägt werden 
und daß ähnliche Entwicklungen wie in 
der Bundesrepublik' Deutschland auch i n  
anderen westlichen ländern zu verzeich­
nen waren, und zwar im gleichen Zeit­
raum. Es ist WOhltuend, angesichts der 
Kirchturmargumentation einzelner Län· 
derkultusminister vorgeführt zu bekom­
men, wie diese zuweilen selbstherrfichen 
Gestalten letztlich nur wirksam werden 
können, wenn internationale Trends ih­
nen entgegenkommen bzw. wie ihr Trei­
ben unwirksam bleibt, wenn die ökono­
mischen Notwendigkeiten international 
in eine andere Richtung weisen. So hat 
zum Beispiel die Kampagne der CDU/ 
CSU gegen den massenweisen Besuch 
weiterführender Schulen und den Trend 
zu höheren Schulabschlüssen, keinerlei 
Wirkung gezeigt, weil so etwas auch inter­
national Unsinn wäre. Solche Hinweise 
machen Mut, weiterhin für bessere Schulen 
und Hochschulen zu streiten und sich 
nicht von den Propagandisten einer Wende 
in der Bildungspolitik einschüchtern zu 
lassen. 
Sehr eindrucksvoll und in dieser Art wohl 
einzigartig belegen die Autoren die Ver· 
änderung i n  der Bildungssituation der 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer. Daß 
mehr hätte gemacht werden können, ist 
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sicherlich unbestreitbar. Daß aber trotz 
der heftigen konservativen Gegenwehr es 
heute unbestritten ist - und der Bildungs­
sektor sich auch so verhält -, daß die Bun­
desrepublik Deutschland ein Einwande­
rungsland ist, ist ein Zeichen dafür, daß 
Beharrlichkeit und Aufklärung nicht gänl­
lieh folgenlos bleiben. 
So erfreulich und überzeugend die Analy­
sen der Autoren auch sind, 50 bedauerlich 
ist es, daß sie mit keinem Wort auf zwei 
wichtige, wenn nicht gar die für die behan­
delte Periode wichtigsten Bildungssekto­
ren eingehen: So würdigen sie die Ent­
wicklung in der beruflichen Bildung keines 
Wortes. Dafür können sie noch ein akzep­
tables Argument anführen, hatte sich im 
ersten Band doch Friedrich Edding einge­
hend mit der Entwicklung des dualen 
Systems zwischen 1950 und 1975 befaßt. 
Doch die großen Probleme der Berufsbil­
dung begannen erst danach. Unverzeihlich 
aber ist, daß der Weiterbildungsbereich 
völlig ausgeblendet wird. Weder wird das 
Arbeitsförderungsgesetz mit seinen 
mittlerweile sieben Novellierungen er­
wähnt, noch wird das gewürdigt, was die 
länder in der Weiterbildungsfinanzierung 
getan oder besser nicht getan haben. Uner­
wähnt bleibt der Streit um die Bildungs­
urlaubsgesetze. Kein Wort auch zu den 
parallel dazu verabschiedeten Gesetzen zur 
Förderung des Mittelstandes, also der 
Klein- und Mittelbetriebe. Bleiben solche 
Entwicklungen ausgeblendet, so muß 
zwangsläufig die 1973n4 erfolgte Ver­
änderung als "Flaute

"
, wie es det'" Buch­

titel nahelegt, angesehen werden. Richti­
ger hingegen wäre es wohl, von einer Ver­
lagerung des öffentlichen Interesses auf 
anderll Bildungsbllreiche zu reden. 
Daß die Bildungskonjunktur dahet'" bereits 

. zu Ende sei, wie es im Klappentext heißt, 
darf wohl mit Fug und Recht bestritten 
werden. Es hat sich lediglich das Interesse 
auf andere Waren verlagert. 

Chrilitoph Ehmann, Hamburg 

REZENSIONEN 

M. Dammeyer;W. Fricke;W_ Kruse IHrsg.l: 
Mitten im Strom - Politik durch Stiften 
von Zusammenhänllen, Festschrift für 
Mlnfred Heckenauer zum 60. Geburtstag. 
Verlag Nllue Gesellschaft GmbH, Bonn 
1986. Rllihe: Arbeit, Sonderheft 7. 
224 Seiten, DM 29.80. 
Es ist schon schwierig, eine Festschrift zu 
rezensieren; spiegelt sich in ihr doch eine 
Mischung von eigener Aussage der Autoren 
und Bezügen zu dem, dem die Festschrift 
gewidmet wurde. Dies zwingt den leser 
und mit ihm auch den Rezensenten, sich 
auf diese Bezüge, aber auch auf die Bezie­
hungen zwischen Autoren und dem mit 
der Festschrift Geehrten, einzulassen. Dies 
jedoch fällt angesichts einer Charakteri­
sierung - falls es einer solchen über die 
Prägnanz des Titels der Festschrift über­
haupt bedarf - im .vorwort leicht: 

"Er hat nicht nur viele Forschungsprojekte 
mit wichtigen Themen angeregt und 
sichern helfen, sondern er ließ auch nie in 
seinem Versuch nach, die beteiligten Wis­
senschaftler davon zu überzeugen, daß ihr 
Beitrag zur Aufklärung über gesellschaft­
liche Verhältnisse und insbesondere über 
die Bedingungen der betrieblichen Arbeit 
dann an Schärfe, Genauigkeit und Sprung­
kraft gewinnt, wenn sie sich auf die Per­
spektiven der Arbeiter einlassen, wenn sie 
von ihnen lernen.

" 

Ein großer Teil der Beiträge der Festschrift 
bewegt sich im Feld einet'" engagierten 
Sozialforschung, die ihre Parteilichkeit für 
die Belange der Arbeitnehmer nicht ver­
hehlt, sondern ihre spezifische Prägung 
durch das bewußte Einlassen auf die Ar­
beits· und lebenssituation der Arbeitneh­
mer erhält. 

Ja, man kann sogar noch einen Schritt 
weitergehen. Die beschriebene Partei· 
nahme prägt nicht nur einzelne Arbeiten, 
sondern das Gesellschaftsbild derjenigen, 
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die sich bemühen, ihre Arbeit an den Inter­
essen der Arbeitnehmer zu orientieren. 
Nur auf den ersten Blick überrascht daher, 
daß unter den Autoren Mitarbeitet'" des 
Bundesinstituts für Berufsbildung, derjeni­
gen Einrichtung also, die wesentlich auf· 
grund der Forderungen der Gewerkschaf­
ten entstanden ist und in dem Manfred 
Heckenauer seit über 15 Jahren tätig ist, 
nicht vertreten sind. In einem Institut, in 
dem der Komprorniß zumindest die in der 
Forschung Tätigen zu kompromittieren 
droht, haben es alle, die sich zu einer Par­
teinahme für Arbeitnehmerinteressen be­
kennen, schwer - sie sind im Strom, des­
sen Richtung sie nur selten bestimmen 
können. 
Thematisch spannt die Heckenauer-fest­
schrift einen weiten Bogen: 
- Von den Ansätzen einer betriebsnahen 

gewerkschaftl ichen Bildungsarbeit, 
- über Erinnerungen und Gegenwarts­

bezüge verschiedenster Ansätze zur 
Arbeitnehmerbildung von Gewerk­
schaften und der sozialdemokratischen 
Partei, 
über den industriesoziolo9.ischen Par­
allelstrang einer subjektbezogenen 
Analyse der Arbeitswelt mit den Aus· 
strahlungen in aktuelle arbeitssoziolo­
gische Theorieansätze von dem Hinter· 
grund des technisch-organisatorischen 
Wandels bis hin zu literarischen und 
kulinarischen Abrundungen eines Bildes 
von einem Menschen, bei dem Floskeln 
cl la "ich als" oder. "ich persönlich . . .  

" 

als Alibi eines tatenlos im Strome Trei­
benden nie zu beobachten waren. 

Für einen in der Berufsbildungsforschung 
engagierten oder an den Ergebnissen inter­
essierten leser ist die lektüre der 
Heckenauer·Festschrift ein Gewinn, wenn 
er nicht nur eine arithmetische Mitteilung 
bildungspolitischer Positionen "sine ira et 
studio" erwartet. 

Uwe Grünewald, Ber/in 
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Die hier vorgestellten Länderberichte stellen eine Weiterführung der �Informationen zur 
regionalen Ausbildungsplatzsituation 1980", " . . .  1981M und M • • •  1982/1983� dar. In den 
neuen .. Informationen zur regionalen Ausbildungsplalzsituatlon 1984/1985- werden die 
regionalen Ausbildungsplatzmärkte und ihr Umfeld ausführlich dargestellt sowohl für alle 
Arbeitsamtsbezirke als auch tür das jeweilige Bundesland sowie tUr das Bundesgebiet ins­
gesamt. 

Die Berichte umfassen pro Region 4 Tabellen, die Angaben zur Ausbildungsplatzsituation in 
Form von absoluten Zahlen, Anteilswerten und Indizes. 

In Tabe lle 1 sind die neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 1984 und 1985 nach Ausbil­
dungsberufen bzw. Berufsgruppen zusammengestellt; außerdem die entsprechenden 
regionalen Anteilswerte pro Beruf bezogen auf die jeweiligen Bundesanteile (Struktur­
Indizes) und Wachstumsraten der Berufe. 

Tabelle 2 weist berufspolitisch relevante Eckdaten mitden dazugehörigen Wachstumsraten 
aus, die Zur Beurteilung der regionalen Ausbildungsplatzsituation beitragen. 

Die dritte Tabelle enthält Maßzahlen (Quoten und Indizes), die mit Hilfe der Eckdaten gebil­
det wurden. Sie kennzeichnen die Abweichungen regionaler Bedingungen zu landes- bzw. 
bundesdurchschnittlichen Gegebenheiten. 

In Tabelle 4 wird eine Verbleibsrechnung erstellt ( .. Bilanz"). Dieses Darstellungskonzept 
erlaßt auf der einen Seite jene Jugendlichen, die im laufenden Jahr über ihren weiteren 
Bildungs- bzw. Arbeitsweg zu entscheiden hatten. Dem werden auf der anderen Seite die­
jenigen Jugendlichen gegenübergestellt, die einen Ausbildungsplatz gefunden haben. 
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Die Weiterbildung nimmt seit Jahren an Bedeutung zu. Dabei ist zu 
beobachten, daß insbesondere die berufliche Weiterbildung in den 
Betrieben stark expandiert. Bisher gibt es jedoch nur wenige Unter­
suchungen, die das betriebliche Weiterbildungsgeschehen zum Gegen­
stand haben. Es besteht daher vor allem Unklarheit über Art, Umfang und 
Struktur der betrieblichen Weiterbildung sowie überdie damitverbunde­
nen Kosten. 

Angesichts dieser Situation ist es Ziel der UnterSUChungsergebnisse, 
einen Beitrag zur Verbesserung der Transparenz betrieblicher Weiter­
bildung zu leisten. Hierbei wird aufgezeigt, in welchem Maße dieverschie­
denen Mitarbeitergruppen an betrieblicher Weiterbildung teilnehmen 
sowie welche Weiterbildungsmaßnahmen durchgeführt werden, bzw. 
wie die betrieblichen Funktionsbereiche an Weiterbildung partizipieren. 
Hervorzuheben ist, daß die Studie nicht nur über die formalisierte Weiter­
bildung der Betriebe (z. B. Seminare, Lehrgänge, Kurse) berichtet, 
sondern auch das Anlernen und Einarbeiten am Arbeitsplatz als Teil der 
betrieblichen Weiterbildung mit in die Betrachtung einbezieht. 

Die textlichen Ausführungen werden ergänzt durch Übersichten und 
TabeUen. Die wesentlichen Struktur- und Kostendaten sind graphisch 
aufbereitet worden. 
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